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Die geleßlich begründete Geld⸗

ve rl argung der Kriegshinterbliebenen .

Die aus dem früheren Militärverhältnis des gefallenen

Kriegers und aus der reichsgeſetzlichen Sozialverſicherung ſich

ergebende Geldverſorgung der Kriegshinterbliebenen wird durch
die berufenen Behörden und zuſtändigen Stellen geregelt und

gehört im allgemeinen nicht zum Geſchäftsbereich der ſozialen

Hinterbliebenenfürſorge . Da ſich dieſe aber beſtimmungsgemäß

an die geſicherte Geldverſorgung der Kriegerwitwen und waiſen

anſchließt ,ſo iſt die Kenntnis der geſetzlichen Verſorgungsanſprüche
und Bezüge für eine planmäßige und den vorliegenden Bedürf⸗

niſſen entſprechende weitere Fürſorgetätigkeit durchaus geboten

Die Vertrautheit mit den maßgebenden Beſtimmungen über die

verſchiedenen Verſorgungsmöglichkeiten ſetzt die Organe des Heimat⸗

danks auch in den Stand , den Kriegshinterbliebenen die nötige

Auskunft zu geben über Art und Umfang der zu erwartenden

Hilfe , über die dafür in Frage kommenden Stellen und Behörden

ſowie über die Beibringung der erforderlichen Belege , wodurch
eine raſche Erledigung der Verſorgungsanſprüche ſehr gefördert

werden kann . Eine richtige Belehrung über die zu beanſpruchenden

Zuwendungen iſt namentlich in den Fällen nötig , in denen die

Gewährung und Zuweiſung nur von dem Zeitpunkte an erfolgen

darf , in denen ein beſonderer Antrag geſtellt worden iſt , wie

3z. B. b Zuwendungen . Die Erfahrung hat aber

auch gelehrt , daß viele Witwen die zuſtändige Verſorgung aus

dem Militärverhältnis des Gefallenen aus dem Grunde nicht

oder nicht im vollen Ausmaß erhalten , weil deren ſachgemäße

Beantragung durch Unkenntnis der geltenden Beſtimmungen ver⸗

ſäumt worden iſt . Auch über die ſozialfürſorgeriſchen Wege ,

auf denen den Witwen und Waiſen geholfen werden kann ,

herrſcht häufig eine große Unklarheit über die maßgebenden
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8 Beſtimmungen . Die richtige Aufklärung und Beratung der regeln

Hinterbliebenen über die beſtehenden Rechtsanſprüche wird nicht hinter
ohne erzieheriſche Wirkung bleiben ; denn die Klarheit über die beſeiti

zuſtehenden geldlichen Leiſtungen bewahrt vor überſpannten Erwar⸗ geſetzl
tungen und vor herber Enttäuſchung , ſie verhütet aber auch geſetz
Verzagtheit und Hoffnungsloſigkeit . Eine überſicht über die mung

verſchiedenen Arten der Geldverſorgung , die den einzelnen Kriegs—⸗ iſt in

Anl . 19 hinterbliebenen gewährt werden kann , iſt unter die Anlagen
( S. 269 ) aufgenommen . fallen

bedür

„ % bei d
. 1. Die militüriſche Hinterbliebenenverſorgung . Krieg

Die Geſchichte der Fürſorge für die Angehörigen der im nähre

Kriege Gefallenen iſt ein lehrreicher Abſchnitt aus der Geſchichte
der Sozialpolitik überhaupt ; ſie zeigt , wie der Gedanke der

Verſorgungspflicht des Staates für die Kriegshinterbliebenen ,
die in dem für das Vaterland gefallenen Krieger ihren Ernährer
verloren haben , nur langſam und zuerſt nur in beſcheidenem —88
Umfang in der Geſetzgebung Eingang fand . Mit dem Ausbau

8

des reichsgeſetzlichen Fürſorgeweſens aber und mit der Aus — 1
geſtalkung unſeres Heeres zu einem Volksheer , das die ganze

5

waffenfähige Mannſchaft aller Bevölkerungsklaſſen des deutſchen
Volkes in ſich ſchließt und im Falle eines Krieges eine viel 175
größere Zahl von Witwen und Waiſen hinterläßt , als dies bisher

8

der Fall war , I rde dieſe Art von Kriegsfürſorge immer mehr 1der Fa wu ſe 1 9 ſorg
88 Elter !

erweitert und vertieft “) . dicde
Das erſte Preußiſche Militärhinterbliebenengeſetz vom 6. Juli N

1865 ſieht nur für bedürftige Witwen gefallener Kriegsteil — ſtützt
9 kinder
‚ nehmer eine Geldbeihilfe vor , die den Betrag von jährlich

hältn
50 Talern nicht überſchreiten durfte . Schon im folgenden Ua81
Jahre wurde die Unterſtützungspflicht auch auf Witwen und 29

bedürftige Kinder ausgedehnt , deren Männer oder Väter in 18
88 alſo

urſächlichem Zuſammenhange mit dem Krieg vor dem Tage der ſchaft
„ Demobilmachung “ geſtorben waren . Ein nach dem ſiegreichen
Krieg 1870,/71 für das geſamte deutſche Heer erlaſſenes Militär — 0

penſions - und Verſorgungsgeſetz ſuchte die Unterſtützung der

Kriegerwitwen und - waiſen nach einheitlichen Grundſätzen zu

1914

) Die Zahl der Opfer dieſes Krieges wurde am Anfang des auf de

Jahres 1918 auf 2 Millionen geſchätzt .
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regeln . In der Folgezeit wurden die Mängel des erſten Militär⸗

hinterbliebenengeſetzes durch eine Anzahl abändernder Geſetze zu

beſeitigen verſucht . Eine und Erweiterung der

geſetzlichen Beſtimmungen brachte das Militärhinterbliebenen —

geſetz vom 17 . Mai 1907 , das mit ſeinen weſentlichen Beſtim⸗

mungen heute noch in Geltung iſt . Eine Novelle zum M. H. G.

iſt in Bälde zu erwarten ! ? )

Die Fürſorge für die Hinterbliebenen der im Krieg Ge —

fallenen wächſt teilweiſe unmittelbar aus der Fürſorge für

bedürftige Kriegerfamilien heraus ; dies iſt namentlich der Fall

bei der reichsgeſetzlich begründeten Unterſtützung bedürftiger

Kriegerfamilien während der Zeit der Einberufung des Er —

nährers der Familie zum Heeresdienſt .

a ) Familienunterſtützung .

Die Familienangehörigen der anläßlich des Krieges zum

Heeresdienſt eingezogenen Militärperſonen der Unterklaſſen haben

unter beſtimmten Vorausſetzungen
—4 Grund des Reichsgeſetzes

vom 28 . Februar 1888 ( R. G. Bl . S . 59 ) Anſpruch auf eine

fortlaufende Unterſtützung ?“ ) .

Zu den unterſtützungsberechtigten Mitgliedern
der Familie gehören in erſter Linie die Ehefrau ( auch ſchuld —

los geſchiedene Ehefrauen ) und die ehelichen Kinder und eltern —

loſen Enkel unter 15 Jahren , ſodann im weiteren Umfange die

Eltern , Großeltern , die Schwiegereltern und die Geſchwiſter , ſofern

dieſe von den ins Feld gezogenen Verwandten weſentlich unter —

ſtützt worden ſind , die Stiefeltern , Stiefgeſchwiſter und Stief —

kinder , die Pflegeeltern und Pflegekinder , wenn das Pflegever —

hältnis bereits vor dem Kriege beſtanden hat und kein Entgelt

bezahlt wird , endlich die unehelichen Kinder der Kriegsteilnehmer ,
wenn die Verpflichtung des Vaters zum Unterhalt irgendwie ,

alſo auch durch eine außergerichtliche Anerkennung der Vater —⸗

ſchaft feſtſteht . Bei Bedürftigkeit kann dem unehelichen Kinde

auch in ſolchen Fällen Familienunterſtützung gewährt werden , in

) S. K. 1917 , Nr . 12, S. 119.

* ) Die Vorſchriften hierüber wurden durch Geſetz vom 4. Auguſt
1914 und vom 30. September 1915 abgeändert und erweitert in Bezug

auf den Kreis der Unterſtützungsberechtigten durch Bundesratsverordnung

vom 21. Januar 1916 , vom 3. Dezember 1916 und vom 20. April 1917 .
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denen der zum Heeresdienſt eingezogene Vater durch eine vor —

mundſchaftsgerichtlich genehmigte Abfindung von der laufenden

Unterhaltungspflicht befreit iſt . Unterſtützungsberechtigt ſind auch
uneheliche , mit in die Ehe gebrachte Kinder der Ehefrau , auch
wenn der Ehemann nicht der Vater iſt ) .

Ausgeſchloſſen vom Bezug der Familienunterſtützung ſind
nur die Familien von Offizieren oder Offiziersrang Beſitzenden ,
da dieſe in der Lage ſind, aus der erhöhten Kriegsbeſoldung
ihre Familien zu unterhalten , ferner die der Kapitulanten ( Berufs⸗

unteroffiziere ) , deren wirtſchaftliche Verhältniſſe im Krieg nicht
andere ſind als im Frieden , endlich in der Regel auch die Familien
von Beamten , Privatangeſtellten , Lehrern , die das bisherige
Einkommen unverändert fortbeziehen , wenn hier nicht die zu —
nehmende Teuerung eine Ausnahme gerechtfertigt erſcheinen läßt .
Auf die Würdigkeit der zu Unterſtützenden kommt es nicht an ,
denn die Familienunterſtützung iſt nicht als Belohnung zu be⸗

trachten , ſondern dient zur Abwehr oder Behebung mißlicher

wirtſchaftlicher Verhältniſſe .
Die Unterſtützungsſätze waren anfangs ſehr nieder

bemeſſen . Im Jahr 1888 betrugen ſie 6 % monatlich für die

Ehefrau , 4 für das Kind , bei Kriegsbeginn wurden ſie auf
9 / und 6 / erhöht , dazu kam für die Frau im Winter noch

ein monatlicher Heizzuſchuß von 3 / , Dieſe Sätze haben eine

wiederholte Erhöhung erfahren ; ſie betragen zur Zeit 20 ,

monatlich für die Ehefrau bezw. Witwe und 10 / für jedes
Kind wie für die übrigen bezugsberechtigten Verwandten . Über

dieſe Mindeſtſätze hinaus hat die gemeindliche Kriegswohlfahrts⸗
pflege das zum Lebensunterhalt Erforderliche zu gewähren ; die

) Der Kreis der Bezugsberechtigten iſt im Laufe des

Krieges andauernd erweitert worden . Zu den ehelichen Kindern kamen

zuerſt die unehelichen , zu den bedingt berechtigten Schwiegereltern auch
die Stiefeltern und Stiefkinder einſchließlich der vorehelichen Kinder der

Ehefrauen , ferner die ſchuldlos geſchiedenen Ehefrauen , ſchließlich wurden

durch die Bundesratsverordnung vom 21. Januar 1917 zuſammenfaſſend
mit den übrigen Neuerungen auch elternloſe Enkel , Stiefgeſchwiſter , Pflege⸗
eltern und Pflegekinder des Kriegers einbezogen , ſoweit ſie durch den

Krieg ihres tatſächlichen Ernährers beraubt worden ſind . An die

Familienangehörigen von Kriegsgefangenen oder Vermißten werden in

der Regel Familienunterſtützungen auch dann weiter bezahlt , wenn ihnen

nach § 23, 2 der Kriegsbeſoldungsvorſchrift die ganze Löhnung des

Ernährers oder ein Teil bewilligt wird .
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Sätze werden durch den Bezirksrat feſtgeſetzt . Nach B . V. vom

2. November 1917 ( R. G. =Bl . S . 985/86 ) ſind die Lieferungs⸗
verbände verpflichtet , aus ihren Mitteln eine nach den örtlichen
Verhältniſſen zu bemeſſende Erhöhung der bis zum J. Oktober

1917 gezahlten Familienunterſtützungen eintreten zu laſſen . Bis

zum Betrage von 5 / ( künftig 10 / ) für jeden Unterſtützten
werden dieſe Erhöhungen vom Reiche wieder zurückerſtattet .
Wegen der weitern Erhöhung der reichsgeſetzlichen Familienunter⸗

ſtützung ſind mit Rückſicht auf die beſtehenden Teuerungsverhält—
niſſe bei den zuſtändigen Stellen Unterhandlungen eingeleitet
worden . Gleichzeitig wird auch der Begriff der Bedürftigkeit
näher erläutert und der Mindeſtſatz der Leiſtungen der Lieferungs⸗
verbände geſetzlich feſtgelegt werden .

Zur Erlangung der Familienunterſtützung ſind im

weſentlichen zwei Bedingungen zu erfüllen : 1. Die Geſuchſteller
müſſen Angehörige eines Kriegsteilnehmers ſein und ſich 2. in

bedürftiger Lage befinden .

Zum Kreiſe der Kriegsteilnehmer gehören die Mann⸗

ſchaften des Beurlaubtenſtandes , und des Landſturmes , ferner

diejenigen , welche ihre aktive Dienſtpflicht erfüllen , endlich die

Freiwilligen auf Kriegsdauer .
Der Begriff der Bedürftigkeit iſt im Geſetz nicht

näher umſchrieben, er hat aberdurch B. V. vom 21 . Januar 1916

eine gewiſſe ziffernmäßige Umgrenzung erfahren
Maßſtab für Bedürftigkeit iſt das ſteuerbare Einkommen ;

ſie wird in der Regel als vorhanden angenommen bei einem

Einkommen bis zu 1000 / in kleinen , 1200 / in mittleren ,
1500 / in größeren Orten , entſcheidet ſich aber im übrigen nach
den geſamten Lebensverhältniſſen der Familie . Die Annahme
der Bedürftigkeit iſt alſo auch in Fällen nicht ausgeſchloſſen , in

denen das Einkommen die angegebenen Grenzen überſchreitet und

kann im einzelnen durch Krankheit , Unglücksfälle , beſonders große
Koſten der Bewirtſchaftung begründet werden . Jedenfalls iſt die

Bedürftigkeit wohlwollend und ohne Kleinlichkeit zu würdigen .
Irgendwelche nachteilige Folgen , wie ſie die öffentliche Armen⸗

unterſtützung nach ſich zieht , hat die Kriegsfamilienunterſtützung
nicht

Die Familienunterſtützung iſt im weſentlichen Reichsunter⸗
ſtützung . Rechtsanſprüche darauf ſind an den zuſtändigen
Lieferungsverband zu richten , dem auch weiterhin alle Auf⸗
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Da dieſe
wendungen , die nach armenrechtlichen Grundſätzen im Frieden

davon d
von den Armenverbänden zu tragen ſind , zur Laſt fallen .

( S. Schweyer , Deutſche Kriegsfürſorge S . 31 . ) )

Mit dem Tode des Kriegsteilnehmers tritt die mili — 77
täriſche Hinterbliebenenverſorgung in Kraft , und damit kommt Rhn
grundſätzlich die Reichsfamilienunterſtützung bedürftiger Familien⸗ 8 amil
angehöriger in Wegfall . Da ſich aber bei der großen Zahl ſehen wi

R

der Anträge die Feſtſetzung der Hinterbliebenenbezüge vielfach in
b 37

4 die Länge zieht , könnte ſehr leicht eine zeitliche Lücke zwiſchen 3
8 dem Fortfall der Familienunterſtützung und dem Bezug der 590

keine H
nach der

lange 1

Frieden⸗

) Das Kriegsunterſtützungsgeſetz vom 28. Februar 1888 iſt dem kommt

preußiſchen Geſetz vom 27. Februar 1850 nachgebildet und beruht auf

dem Grundſatz , daß die ſogenannten Lieferungsverbände nicht nur

Hinterbliebenenverſorgung entſtehen ; das ſoll vermieden werden .

Deswegen wird die Familienunterſtützung bis zur tatſächlichen

Gewährung der militäriſchen Hinterbliebenenverſorgung ausbezahlt .

*
gut , abe

Ihrons
emäß § 17 des Reichsgeſetzes vom 13. Juni 1873 „die notwendigen während

7 8
0 9 5 10 f

Lieferungen zur Füllung der Kriegsmagazine “ zu übernehmen , ſondern kann ; d

nach Bedürfnis auch für die Familien der Daheimgebliebenen zu ſorgen ehelich
5 7 1 5 „

haben ; ihre Leiſtungen werden in der Höhe gewiſſer Mindeſtſätze aus bliebene

Reichsmitteln zurückerſtattet . Der Zeitpunkt dieſer Rückvergütung wird

durch beſonderes Geſetz beſtimmt werden . In Baden wurden die zu einem

Amtsbezirk gehörigen Gemeinden zu einem Lieferungsverband mit körper⸗

ſchaftlicher Berechtigung vereinigt ; gemäß Landesh . Vdg . vom 30. Juni 1892 können !

6 haben dieſe die durch das erwähnte Reichsgeſetz und die durch das Reichs⸗

lichen &

der Hee

geſetz vom 10. Mai 1892 , die Unterſtützung der Familien der zu Friedens⸗ 0

übungen einberufenen Mannſchaften betr . , auferlegten Leiſtungen zu (Gonen
5 meind

übernehmen . werden k
Der Lieferungsverband wird durch den Bezirksrat vertreten . Die 4

Feſtſetzung und Anweiſung der reichsgeſetzlich zu gewährenden Unter⸗ liche K

ſtützungen erfolgt durch den Vorſitzenden unter Mitwirkung eines , vom Verpflich
Bezirksrat zu wählenden , am Amtsſitz wohnhaften Mitgliedes . über In eine

Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Vorſitzenden und im Falle der Meinungs⸗ Beiſdunt
verſchiedenheit zwiſchen dem Vorſitzenden und dem Mitglied entſcheidet vorgeſehe
der Bezirksrat . nichts de

Die zur Deckung der Ausgaben des Verbandes nötigen Geldmittel Unterſtüt
Weiſe er

können durch Umlage auf die zum Verband gehörigen Gemeinden aufge⸗ nachgewi
bracht werden . Die Auszahlung der Unterſtützung erfolgt durch die Vaterſche
Gemeindekaſſe am Wohnort des Unterſtützungsberechtigten . Die Amtskaſſe für den

erſtattet den Gemeinden auf Anweiſung des Bezirksamtes die gezahlten zweifelha
Unterſtützungen , vorbehaltlich des durch das Miniſterium des Innern Abfindun
herbeizuführenden Erſatzes aus der Reichskaſſe . Zu den von den Lieferungs⸗ halte .

verbänden zu gewährenden Pflichtleiſtungen gehört auch die freie ärztliche damit ei

Verſorgung der Familie des Einberufenen , ſoweit eine ſolche nicht von ſtützung

8 der Verh
der Krankenkaſſe zu gewähren iſt .
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Da dieſe vom Todestag des Gefallenen an berechnet wird , müßte

davon die nach dieſem Zeitpunkt bezogene Unterſtützung abgezogen

werden . Zu Gunſten der Hinterbliebenen wurde jedoch durch

Reichsgeſetz vom 30 . September 1915 beſtimmt , daß von der

Anrechnung der nach dem Tode des Ernährers bezahlten

Familienunterſtützung auf die Hinterbliebenenbezüge ⸗
ſehen wird , ſoweit ſi nicht 3 Monate über den Todestag hinau

bezahlt worden iſt “)

Angehörige von Kriegsteilnehmern , denen Familienunter⸗

ſtützung zugebilligt iſt , denen aber nach dem Hinterbliebenengeſetz
keine Hinterbliebenenverſorgung bewilligt werden kann , beziehen

nach dem Tode des Ernährers die Familienunterſtützung ſo

lange weiter , bis der Truppenteil des Verſtorbenen auf den

Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöſt wird . Dieſe Beſtimmung
kommt beſonders Kriegereltern ohne Kriegselterngeld zu —

gut , aber auch ſolchen mit Kriegselterngeld , neben dem wenigſtens
während dreier Monate die Familienunterſtützung bezahlt werden

kann ; dann nützt dieſe Beſtimmung insbeſondere auch den un —⸗

ehelichen Kriegerkindern , die nach dem Militärhinter

bliebenengeſetz und nach der Kriegsbeſoldungsvorſchrift keine geſetz—
lichen Gebührniſſe , ſondern außer einer widerruflichen Zuwendung

der Heeresverwaltung nur dieſe Familienunterſtützung erhalten

können “ ) .

) Die Mindeſtſätze müſſen nach 3 Monaten einbehalten werden ,

während ein etwaiger Zuſchuß ( Mehrleiſtung ) des Lieferungsverbandes
( Gemeinde ) auf die Nachzahlung an Hinterbliebenenverſorgung angerechnet
werden kann . ( Vergl . S. K. 1917 ,Nr . 12, S. 149. )

* ) Für die Inanſpruchnahme der Kriegs
bienſich

durch unehe⸗

hiche Kinder iſt nicht wie in Friedenszeit eine förmliche Feſtſtellung der

Verpflichtung des Vaters zur Gewährung des Unterhalts erforderlich .
In einem an die Bundesregierungen gerichteten Rundſchreiben vom
27. Februar 1915 hat der Reichskanzler anheimgegeben , von der Bei⸗

bringung der in dem Geſetz vom 28. Februar 1888/4 . Auguſt 1914

vorgeſehenen formellen Nachweiſe unter Umſtänden abzuſehen . Es ſei

nichts dagegen einzuwenden , wenn die Feſtſtellung behufs Anweiſung der

Unterſtützung durch Briefe an die uneheliche Mutter oder auf andere

Weiſe erfolge . Auch könne die Unterſtützung dann gezahlt werden , wenn

nachgewieſen werde , daß der Vater des unehelichen Kindes , ohne die

Vaterſchaft anerkannt zu haben und ohne verurteilt zu ſein , freiwillig
für den Unterhalt des Kindes regelmäßig geſorgt habe . Bisher war

zweifelhaft , ob dieſer Anſpruch auch dann geltend gemacht werden könnte ,

wenn ſich der Vater durch eine vom Vormundſchaftsgericht genehmigte
Abfindung (§S 1714 B. G. B. ) von der laufenden Unterhaltungs pflicht befreit
halte . Nunmehr hat ſich der Reichskanzler ( Reichsamt des Innern )
damit einderſtanden erklärt , daß den unehelichen Kindern Familienunter⸗
ſtützung auch in ſolchen Fällen gewährt werden kann , ſofern nach Lage
der Verhältniſſe die Bedürftigkeit anzuerkennen iſt .



Familienunterſtützung neben Hinterbliebenenrente .

Eine beſondere Erleichterung der wirtſchaftlichen Lage wird

einer Kriegerfrau gewährt , die nicht nur ihren Mann verlor ,

ſondern die dem Vaterland noch weitere Opfer bringt : eine

Kriegerwitwe , die einen Sohn im Felde hat , der ſie vor ſeinem
Eintritt in den Heeresdienſt weſentlich unterſtützte , kann für

dieſen noch Familienunterſtützung neben der Hinter⸗

bliebenenrente erhalten , wenn ſie durch den Fortfall der

Unterſtützung ihres Sohnes in Not geraten iſt .

Die Reichsfinanzverwaltung hat ſich weiter damit einver⸗

ſtanden erklärt , daß den zum Bezuge von Kriegswaiſengeld

berechtigten Kriegerwaiſen ( Stiefkindern ) behufs Abwendung einer

Notlage die Familienunterſtützung neben dem Waiſen⸗

geld gezahlt wird , wenn der Stiefvater zum Heeresdienſt ein —

gezogen iſt . Vorausgeſetzt iſt , daß er für die Kinder erſter Ehe

ſeiner Frau vor ſeiner Einberufung zum Heeresdienſt aus eigenen
Mitteln ausreichend geſorgt hat und daß dieſe durch den Wegfall

dieſer Hilfe nach Einziehung des Stiefvaters in eine Notlage

gekommen ſind .
Über Familienunterſtützung und Elterngeld

ſ. S . 45 , 73 und Olshauſen S . 157 .

b) Gnadengebührniſſe .

(§§8 12, 14d , 24 der Beſoldungsvorſchrift . )

Die Löhnung oder das Gehalt des Kriegsteilnehmers wird

nach ſeinem Tode an die Witwe oder ſeine ehelichen oder

legitimierten Kinder als Gnadengebührnis weiter

bezahlt und zwar bei Löhnungsempfängern für 3 Monatsdrittel ,

die auf das Monatsdrittel folgen , in dem der Tod eingetreten iſt ,

bei Gehaltsempfängern für den auf den Sterbemonat folgenden
Monat . Bei letzteren betragen die Gnadengebührniſſe jedoch
nur 7/10 des Feldgehaltes .

Die Vorausſetzung zur Erlangung von Gnadenbezügen iſt

nur , daß der Ernährer während des Militärdienſtes geſtorben

iſt oder für tot erklärt wurde ; unerheblich iſt dabei die Urſache

des Todes . Der Nachweis , daß der Tod infolge einer Dienſt⸗

beſchädigung erfolgte , iſt alſo nicht erforderlich .
Die Gnadengebührniſſe werden jedoch nur bezahlt , wenn ſie

höher ſind als die Hinterbliebenenbezüge . Wenn die Hinter⸗
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bliebenen Witwen - oder Waiſengeld beziehen , das kleiner iſt als

die Löhnung oder 7½o des Gehaltes , ſo werden allgemein für
3 Monate Gnadengebührniſſe bewilligt , nach deren Ablauf die

Hinterbliebenenverſorgung beginnt . Dieſer Fall wird nicht eintreten

bei der Witwe eines gefallenen gemeinen Soldaten , die an Rente

monatlich 33 . 33 / erhält ; da ſie an Gnadenlöhnung 21 ,

mit Löhnungszulage *) für mobile Soldaten im Betrage von 9 l
2

zuſammen 30 / zu beanſpruchen hätte , bekommt ſie von vorn⸗

herein die Rente und nicht erſt die Gnadengebührniſſe . Das

Gleiche iſt beim Vorhandenſein mehrerer Kinder auch bei höheren
Dienſtgraden der Fall . Verſorgungsanſprüche und Gnadengebühr⸗

niſſe dürfen niemals nebeneinander angewieſen werden . Die

Forderung nach Bewilligung von Gnadengebührniſſen

iſt für die genannten Hinterbliebenen ein klagbarer Anſpruch ;
beſondere Erhebungen über Bedürftigkeit ſind daher nicht nötig .

Auch Witwen und Waiſen , welche keine Verſorgungsgebühr —
niſſe beziehen , erhalten für die auf den Gnadenmonat folgenden
2 Monate eine Zuwendung in der Höhe des zweifachen Betrages
des Gnadenmonats .

In Ermangelung einer Witwe oder von Kindern können auch
den Verwandten der aufſteigenden Linie , alſo den

Eltern , Großeltern , aber auch den Geſchwiſtern , Ge —⸗

ſchwiſterkindern oder Pflegekindern , deren Ernährer der

Verſtorbene überwiegend , d. h. mehr als zur Hälfte ,
geweſen iſt , im Falle der Bedürftigkeit Gnadengebührniſſe bewilligt
werden . Da dieſen Angehörigen noch eine einmalige Zuwendung
bis zum zweifachen Betrage der Gnadengebührniſſe bewilligt
werden kann , ſo kommt ihnen auf dieſe Weiſe ebenfalls ein

Gnadenvierteljahr der letzten Löhnung des Gefallenen zu .

) Unteroffiziere und Mannſchaften erhalten in gleicher Weiſe vom
1. Auguſt 1918 ab eine Löhnungszulage , die bei mobilen Truppen monat⸗

lich 9 / , bei immobilen 6 % beträgt . Die neue Soldatenlöhnung
beträgt demnach von dem angegebenen Zeitpunkt an zuſammen mit der

Zulage monatlich : 1. bei mobilen Truppen : für Vizefeldwebel und Vize⸗
wachtmeiſter uſw . 84 %, für Sergeanten , Oberfahnenſchmiede 76,50 / ,
für Unteroffiziere , Fahnenſchmiede , Hoboiſten uſw . 57 / , für Sanitäts⸗

gefreite uſw . 37,50 / , für Obergefreite und Gefreite 33 / , für Gemeine
30 / , 2. bei immobilen Truppen : für Vizefeldwebel und Vizewachtmeiſter
uſw . 75 , für Sergeanten uſw . 66 / , für Unteroffiziere uſw . 48 ,
für Sanitätsgefreite uſw . 28,50 / , für Obergefreite und Gefreite 22,50 ,
für berittene und unberittene Gemeine 21 l .
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Zu den Gnadengebührniſſen kann ferner eine ein malige

Zuwendung bewilligt werden zur Deckung der Koſten der

letzten Krankheit und der Beerdigung , inſoweit der

Nachlaß dazu nicht ausreicht . Zuwendungen zu den Koſten der

Überführung gefallener Krieger dürfen laut kriegsminiſterieller

Verfügung vom 10 . Oktober 1914 nicht bewilligt werden , nament⸗

lich dann nicht, wenn die Leiche erſt nach der Beſtattung durch

die Truppe oder die Organe der Heeresverwaltung in die Heimat

überführt wirds ) . Wenn dagegen die Beerdigung nicht am

Sterbeort durch die Militärbehörde , ſondern auf Koſten der An⸗

gehörigen in der Heimat erfolgt iſt , ſo bewilligt die Militär⸗

verwaltung den 0 einen Zuſchuß , der für Offiziere

durchſchnittlich 120 / , für Unterklaſſen 75 / beträgt . Zur

Erlangung dieſes 8910 es iſt eine beſondere Eingabe an die

für den Sterbe - bezw . Beſtattungsort zuſtändige ſtellvertretende

Intendantur erforderlich . ( Erl . d. K. M . vom 9. Juni 1915

A . V. Bl. 15 S . 271 . ö

Der Antrag auf Zahlung der Gnadengebührniſſe iſt entweder

unmittelbar bei dem Verſorgungsamt , das in der vom

Truppenteil ausgeſtellten Gehalts - ( Löhnungs⸗) beſcheinigung an⸗

gegeben iſt oder an das für den Wohn - oder Aufenthaltsort

* Der Wunſch der Hinterbliebenen , den lieben Verſtorbenen in

heimatlicher Erde zu betten , iſt menſchlich begreiflich , aber leider nur in

Einzelfällen durchführbar . Die Angehörigen müſſen ſich mit dem Gedanken

tröſten , daß der für ſein Vaterland Gefallene das Schickſal von tauſend

Volksgenoſſen teilt und ehrenvoll im Soldatengrabe ruht , dort , wo er

ſtritt und fiel bei ſeinen Kameraden . Auch der nächſte Wunſch mancher

Verwandten , die Ruheſtätte des Helden aufzuſuchen , kann erſt in Erfüllung

gehen , wenn einſt der Welt der Friede wiedergegeben iſt . Für viele wird

s aber Erhebung und Troſt bedeuten , wenn ſie wenigſtens im Bild das

Grab des gefallenen Helden ſehen . Dies iſt in den meiſten Fällen

möglich , weil die Organiſation in den beſetzten Gebieten bis ins Kleinſte

durchgeführt iſt und die Kommandanturen , denen die Verwaltung größerer

Militärfriedhöfe übertragen iſt , meiſt auch im Beſitz von photographiſchen

Grabaufnahmen ſind . Zur koſtenloſen Erlangung ſolcher Bilder iſt unter

Angabe des Vor⸗ und Familiennamens , des Dienſtgrades und des Truppen⸗

teils des Gefallenen eine Eingabe an die zuſtändige Kommandantur zu

richten , die meiſtens in der dem Friedhof zunächſt gelegenen kleinern oder

größeren Stadt zu finden iſt . Auch der Truppenteil des Gefallenen wird

ein ſolches Geſuch an die richtige Stelle leiten .

) Die Beſtimmungen über die Rückführung von Leichen vom Kriegs⸗

ſchauplatz ſind bei den ſtellvertretenden Generalkommandos erhältlich .

zuſtänd
die We

Di

Bewillis
⸗waiſen
eine be

Nachw
die Zun
niſſen .
und ⸗w

eine pen

abtretba

Na

verſorgu
Grundla

( Frieden

Di⸗
zeit vort

von Be

Heeres ) .
der Zug
6 Jahre
Folgen

* 8

die Verſo

trotzdem

heben kön



lige
der

t der

1 der

ieller

nent⸗

durch
zimat

am

An⸗

litär⸗

iziere

Zur
u die

tende

1915

veder

vom

an⸗

ltsort

en in
iur in

danken

auſend

wo er
aucher

üllung

e wird

ld das

Fällen

kleinſte

ößerer

hiſchen
unter

uppen⸗
tur zu
n oder

iwird

kriegs⸗

ch.

49

zuſtändige Bezirkskommando zu richten . Letzteres ſorgt dann für
die Weitergabe . An Belegſtücken ſind dem Antrage beizufügen :

a) Die vom Truppenteil ausgeſtellte Gehalts- ⸗( Löhnungs⸗ )
beſcheinigung ,

b) ein amtlicher Todesnachweis ,
c) eine amtliche Beſcheinigung über das Verwandtſchafts⸗

verhältnis der Hinterbliebenen zum Verſtorbenen und

bei Verwandten der aufſteigenden Linie außerdem
ein Nachweis , daß der Gefallene den Lebensunter⸗

halt der Antragſteller überwiegend beſtritten und ſie
in Bedürftigkeit hinterlaſſen hat .

0) Verſorgungsgebührniſſe der Kriegerwitwen
und Kriegerwaiſen .

Die Weitergewährung der Familienunterſtützung und die

Bewilligung von Gnadengebührniſſen an die Kriegerwitwen und

⸗waiſen geſchieht nur unter beſtimmten Vorausſetzungen und für
eine beſtimmte Zeit . Eine dauernde Verſorgung ohne

Nachweis der Bedürftigkeit erhalten dieſe dagegen durch
die Zuwendung von militäriſchen Verſorgungsgebühr
niſſen . Dieſe geſetzlich feſtgeſetzten Renten der Kriegerwitwen
und ⸗waiſen ſind nach § 850 , Z. 7, der Zivilprozeßordnung
eine perſönliche Zuwendung und daher unpfändbar und nicht
abtretbar “) .

Nach dem M. H. G. vom 17 . Mai 1907 beruht die Geld —

verſorgung der Kriegerwitwen und waiſen auf einer doppelten
Grundlage , nämlich auf der allgemeinen Ve rſorgung
(Friedensverſorgung ) und auf der Krie gsverforgung .

Die allgemeine Verſorgung iſt zunächſt für die Friedens⸗
zeit vorgeſehen und in erſter Linie für die nächſten Angehörigen
von Berufsſoldaten (Offiziere und Unteroffiziere des aktiven

Heeres) beſtimmt, die infolge einer DDienſtbeſchädigung während
der Zugehörigkeit zum aktiven Heer oder die vor Ablauf von
6 Jahren nach der Entlaſſung aus dem aktiven Dienſt an den

Folgen einer ſolchen , rechtzeitig feſtgeſtellten Dienſtbeſchädi —

Wegen der daraus entſtehenden ESchwierigkeiten für Dritte , welche
die Verſorgung der Hinterbliebenen ganz oder teilweiſe übernehmen und
trotzdem keinen geſetzzlichen Anſpruch auf die Verſorgungsgebührniſſe er⸗

heben könnenſiehe Sch. d. A A. , Heft 9, S. 98; S. K. 1918, Nr . 9, S. 101 .

4
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gung mit Tod abgehen , oder die nach einer Dienſtzeit von De

mindeſtens 10 Jahren geſtorben ſind (§S 12 des M . H .G. in ruht !

Verbindung mit § 1 des O. P. G. ) . Sie kann mit dem Ruhe⸗ der Eig

gehalt verglichen werden , der ſtaatlichen Beamten nach ihrer Witwe

Zuruheſetzung gewährt wird .
in Höhs

Auch den nächſten Hinterbliebenen von Heeresbeamten des verdient

Beurlaubtenſtandes und Beamtenſtellvertretern ſowie von Perſonen
eingeſtel

der freiwilligen Krankenpflege auf dem Kriegsſchauplatze kann Di

die allgemeine Verſorgung gewährt werden . von Of

8

die Of
Die allgemeine Verſorgung beſteht für Witwen in einem *

Witwengeld , für Waiſen unter 18 Jahren in einem Waiſen⸗
3

geld . Einen Anſpruch auf Witwen⸗ und Waiſengeld auf

Grund der allgemeinen Verſorgung haben nur die Witwen und
1 5

die ehelichen oder legitimierten Kinder . Keinen Anſpruch auf Abf
Witwengeld hat eine Frau , deren Ehe mit dem Gefallenen 555 .
rechtskräftig geſchieden wurde , keinen Anſpruch auf Waiſen⸗ it

55

geld ein Kind aus einer früheren Ehe der Witwe oder ein 40 5
ſolches , das ſpäter als 302 Tage nach dem Tode des Mannes

L geboren iſt . Von den unehelichen Kindern haben nur die De

legitimierten Anſpruch auf Waiſengeld , d. h. diejenigen , deren (60 %,

Eltern ſpäter die Ehe miteinander eingingen , oder ein ſolches , Kinder,

das auf Antrag ſeines Vaters durch eine Verfügung der Staats⸗ Bezug

gewalt zum ehelichen Kinde des Vaters erklärt wurde . Adop⸗ Ehe ge

tiv⸗ , Pflege⸗ , Stiefkinder ſind nicht Waiſen im Sinne ſpätere

des M. H. G.
Witwen

930 8 0
von We

Witwen⸗ und Waiſengeld wird nur dann gewährt , wenn die
keinenf

Ehe nicht erſt nach dem Ausſcheiden des Mannes aus dem Heeres⸗
3

dienſt geſchloſſen worden iſt ( § 16 M. H. G. ) . Keinen Anſpruch De

auf Witwengeld hat die Witwe , wenn die Ehe mit dem Ver⸗ Wegfa

ſtorbenen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen Waiſeng

wurde und die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt iſt , um
18 . Leb

ö der Witwe den Bezug des Witwengeldes zu verſchaffen ( §8 8

und 10 des M. H. G. ) . Bei Kriegstrauungen iſt die Voräus⸗ 0

ſetzung zu einer ſolchen Annahme vielfach gegeben. Das Kriegs⸗
bei der !

miniſterium ſtellte ſich jedoch ſchon in einem Erlaß vom 6. No⸗
5

vember 1914 auf den wohlwollenden Standpunkt , es könne 41515
nicht ohne weiteres angenommen werden , daß dieſe Trauung zu rechne

lediglich zu dem angegebenen Zweck erfolgte , und das Witwengeld 1916 wu

wird deswegen in einem ſolchen Falle in der Regel bewilligt . Ub
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Das Recht auf den Bezug des Witwen - und Waiſengeldes
ruht bei Anſtellung oder Beſchäftigung als Beamter oder in

der Eigenſchaft eines Beamten , wenn das Dienſteinkommen der

Witwe 2000 / , das der Waiſe 1000 / überſteigt , und zwar

in Höhe des Mehrbetrages ; es wird neben einer im Zivildienſt
verdienten Penſion über 1500 / in Höhe des Mehrbetrags
eingeſtellt .

Die allgemeine Verſorgung wird bei den Hinterbliebenen
von Offizieren , zu denen die Feldwebelleutnants , nicht aber

die Offizierſtellbertreter gehören , nach den für ſie geltenden
Penſionsgrundſätzen berechnet ( Witwengeld : /½ des Penſions⸗
anſpruchs des Verſtorbenen , Waiſengeld : /½ des Witwengeldes
für Halbwaiſen , ½ für Vollwaiſen ) ; die Witwen von Militär⸗

perſonen der Unterklaſſen erhalten dagegen den feſten

Jahresſatz von 300 / , ein Betrag , der ſich für die Witwen

von altgedienten Unteroffizieren mit mehr als 15jähriger Dienſt⸗

zeit für jedes Jahr dieſer weiteren Dienſtzeit bis zum vollendeten

40 . Dienſtjahr um 6 vom Hundert erhöht .

Das Waiſengeld beträgt für Halbwaiſen ein Fünftel

( 60 J ) , für Vollwaiſen ein Drittel ( 100 „ ) des Witwengeldes .
Kinder , deren Mütter zur Zeit des Todes des Vaters zum

Bezug von Witwengeld nicht berechtigt ſind , z. B . weil ihre
Ehe geſchieden wurde , ſind den Vollwaiſen gleichgeſtellt ; eine

ſpätere Verheiratung der Mutter , die dadurch den Anſpruch auf
Witwengeld verliert , hat dagegen auf den feſtgeſetzten Bezug
von Waiſengeld keinen Einfluß , und dieſes erhöht ſich dadurch
keinenfalls auf den Satz für Vollwaiſen .

Das Witwengeld kommt mit dem Ende des Monats in

Wegfall , in dem die Witwe wieder heiratet oder ſtirbt , das

Waiſengeld mit dem Tode des Kindes , mit der Vollendung des

18 . Lebensjahres oder mit ſeiner Verheiratung “) .

JÜber den Begriff allgemeine Verſorgung beſtand bis vor kurzem
bei der Unklarheit der Faſſung des M. H. G. keine volle Übereinſtimmung
darüber , was unter allgemeiner Verſorgung zu verſtehen iſt , namentlich
ob dazu auch die den Hinterbliebenen aus einer Anſtellung des Verſtor⸗
benen im Zivildienſt erwachſenen Anſprüche auf Witwen⸗ und Waiſengeld
zu rechnen ſeien . Durch Entſcheidung des Reichsgerichts vom 22. Dezember
1916 wurde dieſe Auffaſſung als irrig abgelehnt . Vergl . S. 104 A.

Über die Kürzung des Witwen⸗ und Waiſengeldes ſ. S. 89.

4 *
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4 Die Kriegsverſorgung iſt , wie ſchon ihr Name erkennen

läßt , in erſter Linie den Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern

zugedacht und gewährt außer Kriegswitwen - und Wai⸗

ſengeld für die Witwen und die ehelichen aber legitimierten

Kinder auch Kriegselterngeld an bedürftige Verwandte der

aufſteigenden Linie ( Eltern und Großeltern nach § 22 M. H. G. ) .

Als Kriegsteilnehmer gelten die zum Feldheer gehörigen 3

Offiziere , Beamten und Militärperſonen der Unterklaſſen des
ö

Soldatenſtandes , ferner die auf dem Kriegsſchauplatz verwendeten

Perſonen der freiwilligen Krankenpflege ( M. H. G. §S 19 ) . Ein

Anſpruch der Angehörigen eines Kriegsteilnehmers auf Kriegs — 4

verſorgung entſteht , wenn dieſer im Kriege geblieben , infolge einer
M 80

Kriegsverwundung oder einer ſonſtigen K riegsdienſtbeſchä —

digung vor Ablauf von 10 Jahren nach dem Friedensſchluß
5

geſtorben iſt . 5

Als Kriegsdienſtbeſchädigungen ſind alle Dienſt⸗

beſchädigungen anzuſehen , die auf die beſonderen Verhältniſſe

4
des Krieges zurückzuführen und in der Zeit von der Mobil⸗

machung bis zum Tage der Demobilmachung erlitten worden

ö ſind. Die häufigſte Art der Kriegsdienſtbeſchädigung iſt die Kriegs⸗

derwundung ; aber auch außerdienſtlich erlittene Geſundheits⸗

ſtörungen kommen als Kriegsdienſtbeſchädigung in Betracht , wenn

ö die beſonderen Verhältniſſe des Krieges dabei mitgewirkt haben ! “) .

Die Unterſcheidung zwiſchen Dienſt - und Kriegsdienſt⸗

beſchädigung bringt für die Hinterbliebenen nicht ſelten große
geld fü

Härten in der Hinterbliebenenverſorgung . Bei einer Neugeſtaltung 8262

des M. H. G. iſt jedenfalls darauf zu ſehen , daß Unklarheiten Hinterl
22

darüber vermieden werden . 8

Die Höhe der Kriegsverſorgung richtet ſich nach dem eine de

militäriſchen Dienſtgrad , den der Verſtorbene bekleidet hat .

Das Kriegswitwengeld beträgt gemäß § 20 des

M. H. G. ( wenn die allgemeine Verſorgung zuſteht ) jährlich :

a) 100 für die Witwe eines Gemeinen oder eines

Angehörigen des Unterperſonals der freiwilligen Kriegs —

krankenpflege ,
p) 200 / für die Witwe eines Sergeanten , Unteroffiziers , 9

Zugführerſtellvertreters oder Sektionsführers der frei⸗

willigen Kriegskrankenpflege oder eines Unterbeamten

) K. M. 30 . 1. 1918 , S. K. 1918 , Nr . 5, 05 49.
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53

mit einem penſionsfähigen Dienſteinkommen von jährlich
1200 % und weniger ,
300 % für die Witwe eines Feldwebels , Vizefeldwebels ,
eines Sergeanten mit der Löhnung eines Vizefeldwebels ,
eines Zugführers der freiwilligen Kriegskrankenpflege
oder eines Unterbeamten mit einem penſionsfähigen

Dienſteinkommen von jährlich mehr als 1200 ,

1200 für die Witwe eines Hauptmanns , Ober⸗

leutnants , Leutnants oder Feldwebelleutnants ,

1500 / für die Witwe eines Offiziers bis zum Stabs⸗

offizier einſchließlich abwärts .

Das Kriegswaiſengeld beträgt gemäß § 21 des

M. H. G. ( wenn die allgemeine Verſorgung zuſteht ) :8 L 9 6 ¹

b )

C)

für jedes vaterloſe Kind einer Militärperſon der

Unterklaſſen , eines Angehörigen der freiwilligen Kriegs -

krankenpflege oder eines Unterbeamten 108 / ,

für jedes elternloſe Kind einer Militärperſon der

Unterklaſſen , eines Angehörigen der freiwilligen Kriegs —

krankenpflege oder eines Unterbeamten 140 / ,

für jedes vaterloſe Kind eines Offiziers , der nicht
eine Regimentskommandeurſtelle innehatte , 200 / ,

d) für jedes elternloſe Kind eines Offiziers , der nicht

9

geld für

*
eine Regimentskommandeurſtelle innehatte , 300 /9 )

Eine gewiſſe Beſchränkung des Anſpruchs auf Kriegswitwen⸗

die nach Friedensſchluß geſchloſſenen Ehen enthält §S25 M. H. G. ;
§ 26 M. H. G. erweitert den Kreis der kriegsverſorgungsberechtigten

Hinterbliebenen . Es heißt hier :

Durch die oberſte Militärverwaltungsbehörde des Kontingents kann

eine den Ss 19 bis 25 entſprechende Kriegsverſorgung gewährt werden :

115 den Hinterbliebenen von ſolchen nicht dem Feldheere zugeteilten

Angehörigen des aktiven Heeres , die in der Zeit von der Mobil⸗

machung bis zur „ Demobilmachung “ wegen des eingetretenen

Krieges außerordentlichen Anſtrengungen oder Entbehrungen oder

dem Leben und der Geſundheit gefährlichen Einflüſſen ausgeſetzt

waren und infolgedeſſen vor Ablauf eines Jahres nach dem

Friedensſchluß oder dem im § 17 letzter Abſatz Satz 2 angege⸗

benen Zeitpunkte geſtorben ſind ,
den Hinterbliebenen von ſolchen Angehörigen des Heeres , die

auf Befehl dem Kriege eines ausländiſchen Heeres oder einer

ausländiſchen Marine beigewohnt haben und infolgedeſſen vor

Ablauf eines Jahres nach der Rückkehr vom Kriegsſchauplatze

geſtorben ſind .



Zuſchläge zum Kriegswitwen⸗ und ⸗waiſengeld .
( Erlaß des K. M. vom 7. Auguſt 1918 Nr . 4341/7 . 18 C0 3 V. )

Mit Rückſicht auf die außerordentlichen Teuerungsverhält⸗

niſſe erhalten die Hinterbliebenen von Militärperſonen der Unter⸗

klaſſen aus dem gegenwärtigen Kriege , die Kriegswitwengeld oder

Kriegswaiſengeld empfangen , mit Wirkung vom 1. Juli 1918 an

Zuſchläge zu dieſen Verſorgungsgebührniſſen , und zwar ohne

beſonderen Antrag , ſofern ſie Familienunterſtützung beziehen

oder bezogen haben . Bei der Poſtkaſſe , welche die Verſorgungs⸗

gebührniſſe ausbezahlt , iſt darüber einfach eine Beſcheinigung der

Ortsbehörde vorzulegen . Die Zuſchläge betragen ohne Rückſicht

auf den Dienſtgrad des Verſtorbenen vorläufig für die Witwe

8 , für die Halbwaiſe 3 / und für die Vollwaiſe 4 % im

Monat und ſind im voraus zahlbar “) . Den Hinterbliebenen von

Militärperſonen der Unterklaſſen aus dem gegenwärtigen Krieg , die

Kriegswitwengeld und Kriegswaiſengeld empfangen , aber keine

Familienunterſtützung beziehen oder bezogen haben , ebenſo wie

den Hinterbliebenen mit Kriegsverſorgung aus früheren Kriegen
können im Bedürfnisfalle auf Antrag Zuſchläge zu dieſen

triegsverſorgungsgebührniſſen gewährt werden . Dahingehende

Anträge ſind an das für den Wohnſitz des Antragſtellers zu —

ſtändige Verſorgungsamt zu richten .

Bedauerlich iſt, daß dieſe Zulagen nur kriegsverſorgungs —⸗

berechtigten Witwen und Waiſen , nicht aber den zahlreichen Hinter⸗

bliebenen mit nur allgemeiner Verſorgung zugebilligt werden können .

Verbindung von allgemeiner Verſorgung und Kriegs⸗

verſorgung .

Da bei der Kriegsverſorgung wie bei der allgemeinen Ver⸗

ſorgung die Gebührniſſe hauptſächlich dann bewilligt werden ,

wenn eine Dienſtbeſchädigung die Todesurſache bildet , ſo ſind ,
wenn die Vorausſetzungen der Kriegsverſorgung gegeben ſind, in

der Regel auch diejenigen für die allgemeine Verſorgung erfüllt .

Die Kriegsverſorgung wird deswegen namentlich bei den Hinter⸗

bliebenen von Militärperſonen der Unterklaſſen als Zuſatzrente

zu der allgemeinen Verſorgung der Witwen und Waiſen bezahlt

(§S 29 , Ziff . 4 M. H. G. ) ; nur als Kriegselterngeld bildet ſie
eine ſelbſtändige Verſorgung . In dem Falle , in dem keine

) Die Zuſchläge zu dem Kriegswaiſengeld werden nur bis zum
vollendeten 16. Lebensjahr bezahlt .
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allgemeine Verſorgung gewährt werden kann , wird gewöhnlich

die Kriegsverforgung entſprechend erhöht “) .

Aus der Verbindung der allgemeinen Verſorgung

und der Kriegsverſorgung ergibt ſich für die Witwen der

gefallenen Militärperſonen der Unterklaſſen eine Jahresrente

von 400/ , alſo 33,33 / im Monat , wenn der Gefallene Gemeiner ,

500˙ , wenn der Gefallene Unteroffizier oder Sergeant ,

370UU 3 „ Vizefeldwebel oder Feldwebel war;
die Witwe eines Leutnants oder Feldwebelleutnants , eines Ober⸗

leutnants oder Hauptmanns erhält eine ſolche

1„

Boßßn

die Witwe eines Stabsoffiziersszz . 1600 % ,

„ Generals oder eines Offiziers in Generals⸗

ſteſtungBggd

Jede verſorgungsberechtigte Halbwaiſe einer Militärperſon

der Unterklaſſen , eines Angehörigen der freiwilligen Kriegskranken⸗

pflege oder eines Unterbeamten erhält im Monat 14 / oder

eine Jahresrente von 168 %/ ( 60 ＋108 %) , eine Summe ,

die ſich bei Vollwaiſen auf 20 / im Monat oder 240

( 100 % 140 / ) im Jahr erhöht , d. i, in dem Falle , wenn

auch die Mutter geſtorben oder im Scheidungsprozeß für ſchuldig

erklärt worden iſt . ( Vergleiche S . 54 , Teuerungszuſchläge . )

) Ein ſolcher Fall iſt z. B. gegeben , wenn ein Kriegsverwundeter

ſich nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Heeresdienſt verheiratet und ſpäter

infolge ſeiner Verwundung ſtirbt .

Über allgemeine Verſorgung und Kriegsverſorgung
ſchreibt der H. D. im 1. Jahrgang 1915/16 S. 46 :

„ Aus zahlreichen Anfragen und Eingaben an die zuſtändigen Stellen

geht hervor , daß in weiten Kreiſen über die Anwendung des M. H. G. Unklar⸗

heit beſteht . So ſcheint man vielfach anzunehmen , daß den Hinterblie⸗
benen auch der nicht zum Feldheer gehörigen Militärperſonen ein Anſpruch

auf Kriegsverſorgung zuſteht . Dieſe Annahme iſt nach einer offiziöſen

Korreſpondenz unzutreffend . Wenn ein Verſtorbener nicht dem Feldheer ,
ſondern einem immobilen Erſatztruppenteil angehört hat , ſo haben die

Hinterbliebenen zwar Anſpruch auf die allgemeine Verſorgung , nicht aber

auf Kriegsverſorgung . Ein ſolcher Fall liegt beiſpielsweiſe vor , wenn

eine zur Bewachuͤng eines Gefangenenlagers kommandierte Militärperſon
an den Folgen einer Dienſtbeſchädigung verſtorben iſt . War aber der

Verſtorbene infolge des Krieges außerordentlichen Anſtrengungen oder
Entbehrungen oder dem Leben und der Geſundheit gefährlichen Einflüſſen

ausgeſetzt , ſo kann ſeinen Hinterbliebenen ein den Beträgen der Kriegs⸗

verſorgung entſprechendes Witwen⸗ und Waiſengeld gewährt werden . Die
Bewilligung dieſer Zuwendung hängt von dem Ermeſſen der oberſten

Militärverwaltungsbehörde des Kontingents ab , einen im Klagewege

verfolgbaren Rechtsanſpruch haben jedoch die Hinterbliebenen nicht “.

( Vgl . §S 26 M. H. G. )



Jedes vaterloſe Kind eines Offiziers erhält jährlich 200 ſ , De

4 jedes elternloſe Kind eines Offiziers erhält jährlich 300 / ) . iſt unte

Eine große Klaſſe von Kriegerwaiſen “ ) ( neben den Stief —⸗ amtliche
und den Adoptivkindern ) iſt vorläufig vom Geſetz unberückſichtigt
geblieben , die unehelichen Kriegerkinder . Die zugeſagte Neu⸗

regelung der Geſetzgebung nach Friedensſchluß wird auch dieſe oder, we

einbeziehen . Dabei ſind Verſorgungsanſprüche unehelicher Krieger — Weiker
waiſen , die durch den Tod des Vaters eine materielle Einbuße aufhalte
ihres Unterhaltes erlitten haben und Gefahr laufen , in ihrer

4 bisherigen ſozialen Lebensſtellung beeinträchtigt zu werden , in Zuſtellu
Höhe des geſetzlichen Waiſengeldes als durchaus berechtigt anzu —

beim K

1 erkennen ; als billig erſcheint es auch, daß der über die feſte Rente Di
hinausgehende Betrag der von dem gefallenen Vater tatſächlich Ablauf
gezahlten Unterhaltsbeiträge durch Zuſatzrente ausgeglichen wird r ) . wenn ſ.7

Nicht genügend bekannt iſt , daß zu den elternloſen Kindern
im Sinne des MH . G . auch Kinder aus einer früheren Ehe des Ver —
ſtorbenen gehören . Dieſe Kinder erhalten alſo , ganz gleich , ob ſie mit vorgeſetzte
der Stiefmutter in gemeinſamem Haushalt leben oder nicht , das Voll⸗

waiſengeld . Den Kindern , deren Mutter nicht mehr lebt , ſtellt das Geſetz
die Kinder gleich , deren Mutter , beiſpielsweiſe als geſchiedene Frau , zur

lebenden .

hörigen k
U bei den f

Zeit des Todes des Vaters zum Bezuge des Kriegswitwengeldes nicht des deutſe
berechtigt iſt (vgl. Olshauſen , M. H. G. , § 21, Anmerkung 6) . Kriegshil

) Die Zahl der unehelichen Kinder , deren Väter im Felde gefallen XIV . Ari
ſind , konnte man am Ende des 3. Kriegsjahres auf 30000 ſchätzen

N ( 3. Bl . für V. , J . und F. , 8. Jahrgang , S. 32) . 3
5 „ 8 3 f 88 19 Fürfſorgee) Der Caritasverband für das katholiſche Deutſch⸗ Neuordirland ſtellt die Forderung auf , daß das uneheliche Kind zwar kein

Waiſengeld wie das eheliche erhalten ſoll , aber die kraft B. G. B. dem Heeresan ,.
unehelichen Vater auferlegte Unterhaltungspflicht ſoll durch das Reich über⸗ nicht meh
nommen werden und zwar unabhängig davon , ob Bedürftigkeit beim tretendeKind vorliegt oder nicht . ( Zeitſchrift „ Caritas “ 21. Jahrgang , Nr . 5/6 ,

14. A. K1916. ) , Vgl . Sch . d. A. A. , Jahrgang 5, S. 10. „ Zur Stellung der
unehelichen Kriegerwaiſen “ ſ. Zbl . für V. J . und F. , 9. Jahrgang , Nr . 2, das Verf
S. 16. Über „uneheliche Kriegswaiſen “ ſ. S. K. 1917 , Nr . 9, S . 120. ſtraße 40
UÜber uneheliche Kinder von Kapitulanten ſagt ein Erlaß des Kriegs⸗ das Ver
miniſteriums , Verſorgungs⸗Abteilung , Nr . 7602 . 11. 17. C 3 V. vom

112. 1. 18 : Unehelichen Kindern der vor vollendetem 12. , aber nach zurück⸗ 5 9e, 8
gelegtem 8. Dienſtjahre gefallenen oder an ihten Wunden und Krankheiten träge auf
infolge des jetzigen Krieges geſtorbenen oder gerichtlich für tot erklärten Hinterblie
Unteroffiziere des Friedensſtandes ( Kapitulanten ) kann eine nach der Heeresane
Dienſtzeit des Vaters abgeſtufte Entſchädigung von 1000 bis 1500 / das Vergewährt werden , ſofern die Verpflichtung des Verſtorbenen oder Ver⸗ 8
mißten als Vater zur Gewährung des Unterhalts feſtſteht und er dieſer abteilu
Verpflichtung tatſächlich nachgekommen iſt . Sonſtigen Angehörigen des zahlung 1
Unteroffiziers , wie Witwen und Waiſen , Verwandten der auffteigenden
Linie , Geſchwiſtern , Geſchwiſterkindern , Pflegekindern , denen er im eigenen

InitendanHaushalt Lebensunterhalt gewährt hat , iſt aber billigerweiſe der Vorrang 9
einzuräumen . Hirſchſtra

amt nicht
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Der Antrag auf Bewilligung der Verſorgungsgebührniſſe
iſt unter Benützung der im L. vorgeſchriebenen Vordrucke an die

amtliche Fürſorgeſtelle “ ) ( Ortspolizeibehörde ) des Wohnorts oder

des anläßlich des Krieges gewählten Aufenthaltsorts zu richten .
Dieſe gibt die Anträge an das zuſtändige Verſorgungsamt “ “ )
oder , wenn dieſes nicht bekannt iſt , an das Bezirkskommando
weiter , in deſſen Bezirk die Hinterbliebenen wohnen oder ſich
aufhalten . Gegen die Ablehnung von Verſorgungsgebührniſſen ,
auf die ein Anſpruch beſteht , iſt innerhalb 6 Monaten nach
Zuſtellung des Beſcheids des Verſorgungsamtes Einſpruch
beim K. M. C 3 Wdzuläſſig .

Die Kriegsverſorgung tritt in Kraft mit dem

Ablauf der Zeit , für die Gnadengebührniſſe gewährt ſind , oder

wenn ſolche nicht gewährt ſind , an dem auf den Sterbetag

Hinterbliebene von Zivilbeamten haben ſich an die zuletzt
vorgeſetzte Behörde des Verſtorbenen zu wenden . Die im Ausland
lebenden Hinterbliebenen der im aktiven Dienſt geſtorbenen Heeresange⸗
hörigen haben die Anträge auf Bewilligung von Verſorgungsgebührniſſen
bei den für ſie zuſtändigen diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertretungen
des deutſchen Reiches anzubringen , in der Schweiz durch den Deutſchen
Kriegshilfsbund in Zürich unter Vermittlung des Verſorgungsamts des
XIV . Armeekorps .

ERKEDie Regelung der militäriſchen Verſorgungs⸗, Unterſtützungs⸗ und

Fürſorgeangelegenheiten hat durch Kabinettsordre vom 21. Mai 1918 eine

Neuordnung erfahren . Die Feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe der

Heeresangehörigen und ihrer Hinterbliebenen erfolgt ſeit 1. Juni 1918
nicht mehr durch das ſtellvertretende General - Kommando und die ſtellver⸗
tretende Jntendantur , ſondern durch das Verſorgungsamt des
14. A. - K. Anträge und Eingaben von Heeresangehörigen ſind an
das Verſorgungsamt — Rentenabteilung , Karlsruhe , Akademie⸗
ſtraße 40 — zu richten , während für die Hinterbliebenen von ſolchen
das Verſorgungsamt — Hinterbliebenenabteilung , Karls⸗

ruhe , Kriegsſtraße 208 —zuſtändig iſt . Die Erledigung der An⸗

träge auf Kapitalabfindung für Perſonen der Unterklaſſen und ihrer
Hinterbliebenen ſowie auf Gewährung von Unterſtützungen an ehemalige
Heeresangehörige der Unterklaſſen und ihre Hinterbliebenen erfolgt durch

das Verſorgungsamt , Zivilverſorgungs - und Fürſorge⸗
abteilung , Karlsruhe , Akademieſtraße 40 . Mit der Aus⸗

zahlung und Regelung der feſtgeſtellten Gebührniſſe hat das Verſorgungs⸗
amt nichts zu tun . Dieſe erfolgt wie ſeither durch die ſtellvertretende
Intendantur XIV . A. ⸗K. , Penſionsregelungsbehörde Nr . 33 , Karlsruhe ,
Hirſchſtraße 116 .



folgenden Tag ; für die nach dem Tode ihres Vaters geborenen

Waiſen mit dem Tage ihrer Geburt . Witwen - und Waiſengeld

werden monatlich vorausbezahlt “) .

Wegfall der Hinterbliebenenverſorgung . Kapital⸗

abfindung bei Wiederverheiratung .
Die Hinterbliebenenverſorgung kommt grund⸗

ſätzlich in Wegfall , wenn ſich die Witwe wieder verheiratet

oder wenn das betreffende Kind das 18 . Lebensjahr erreicht hat .

Zur Erleichterung einer wünſchenswerten Wiederverheiratung kann

jedoch nach einem Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 30 . Dezember

1916 und 1. Dezember 1917 unter beſtimmten Vorausſetzungen

verſorgungsberechtigten Kriegerwitwen im Falle ihrer Wiederver⸗

heiratung eine einmalige Abfindungsſumme bis zur Höhe
von 5‘ des dreifachen Betrages der Kriegsverſorgung (§S 20b

des M. H. G. 1907 ) auf Rechnung des Kapitels 84a ( Härtenaus⸗

gleichfonds , vergl . Abſch. k S . 75) gewährt werden , alſo bis zu

1000 J8 für die Witwe eines Gemeinen ,

256 „ Sergeanten , Unteroffiziers ,
50 f „ Feldwebels , Vizefeldwebels ,

„ Hauptmanns , Oberleutnants ,

Leutnants od . Feldwebelleutnants ,

40 0 ‚ „ Stabsoffiziers ,
30000 „ Generals oder eines Offiziers in

Generalsſtellung .
Die Bewilligung erfolgt auf Antrag . Sie wird

aber nur gewährt beim Vorhandenſein eines Bedürfniſſes und

wenn für eine nützliche Verwendung des Geldes Gewähr beſteht .

Wübertragung der Zahlungen der Offizierpenſionen ,

Invalidenpenſionen , Militärrenten , Hinterbliebenen⸗

bezüge uſw . auf die Poſtanſtalten . Vom 1. April 1918 ab

werden die Penſionen uſw . für Offiziere und Beamte , Invalidenpenſionen ,

Militärrenten uſw . , Hinterbliebenenbezüge , Zuwendungen , Beihilfen , Unter⸗

ſtützungen uſw . für den Bereich der preußiſchen Heeresverwaltung wie bei

der Marineverwaltung nicht mehr durch die Landeshauptkaſſe und die

Steuerkaſſen , ſondern durch die Reichspoſtanſtalten gezahlt . Zahlende

Poſtanſtalt iſt die für den Wohnort des Empfängers zuſtändige Beſtell⸗

poſtanſtalt . Die fortlaufend zahlbaren Gebührniſſe werden bereits am

29. , oder , wenn dieſer Tag ein Sonn⸗ oder Feiertag iſt , am 28. des

vorhergehenden Monats ( im Februar am 26. ) gezahlt . Die Überweiſung

der Gebührniſſe im Poſtſcheck⸗ oder Girowege iſt zuläſſig und anzuempfehlen ,

da in dieſem Falle nur eine Jahresquittung auszuſtellen iſt .
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Mit der Bewilligung der Abfindungsſumme an Krieger⸗

witwen von Heeresangehörigen der Unterklaſſen im Falle ihrer

Wiederverheiratung ſind durch Erlaß des KH M. vom 14 . März
1918 die ſtellvertretenden Intendanturen ( Verſorgungsämter )

beauftragt worden ; die Entſcheidung über die Anträge für

Kriegerwitwen der Oberklaſſen liegt bei der oberſten Militär⸗

verwaltungsbehörde . Der einer Witwe gemäß § 11 Abſatz 1

Satz 2 des Kapitalabfindungsgeſetzes vom 3. Juli 1916 bereits

belaſſene dreifache Betrag des kapitaliſierten Verſorgungsteils iſt

auf die Abfindungsſumme anzurechnen . ( S. Abſch. d, die Kapital⸗

abfindung S . 66 . )

In der Regel ſollen nur ſolche Witwen berückſichtigt

werden , die das 55 . Lebensjahr noch nicht überſchritten haben .

Geſuche um Kapitalabfindung bei Wiederverheiratung

ſind an die örtlichen Fürſorgeſtellen für Kriegshinterbliebene oder

an die Ortspolizeibehörde zu richten . Dieſe ſtellen die Anträge

nach einem beſtimmten Muſter auf und geben ſie an das Ver —

ſorgungsamt weiter , zu deſſen Bezirk der Wohnort der Witwe

gehört . Aus den Anträgen muß hervorgehen , zu welchem

beſonderen Zweck ( Beſchaffung einer Ausſteuer , von Möbeln ,

eines Geſchäfts aus Anlaß der Wiederverheiratung ) die Ab —

findungsſumme Verwendung finden ſoll ) .

Die Auszahlung der Abfindungsſumme erfolgt durch die

) In der Praxis hat ſich ergeben , daß die Bedingung , die Abfin⸗

dungsſumme nur dann zu gewähren , wenn ein beſonderer Notſtand nach

gewieſen wird , nicht durchaus zweckmäßig war , da deren Erfüllung viel⸗

fach zur Bevorzugung ſolcher Witwen führte , die unwirtſchaftlich lebten ,

viele Sachen verſetzt oder verkauft hatten , während ſparſame Frauen , die

Wert auf die Rücklage eines Spargroſchens für Erkrankungen , Arbeits⸗

loſigkeit legten , eine ſolche Notlage nicht nachweiſen konnten und deswegen

von der Kapitalabfindung ausgeſchloſſen waren . Die Abſicht des Erlaſſes

iſt eine Förderung der Wiederverheiratung junger , geſunder , gebärfähiger

Frauen , Verhinderung des Konkubinats und der unehelichen Geburten .

Damit eine Wiederverehelichung durch eine allzuwörtliche Auslegung und

ſtrenge Handhabung des Erlaſſes nicht eine Erſchwerung oder Verhinde —

rung erfährt , wird in letzter Zeit von der Forderung eines beſtimmten

Verwendungsnachweiſes im einzelnen abgeſehen ; es genügt , wenn allge⸗

mein eine nützliche und zweckdienliche verwendung der Abfindungsſumme ,

ſelbſt erſt für ſpäter , gewährleiſtet erſcheint . ( Erlaß vom 1. 12. 17

Nr . 7147/⁰̃II . 17, 0 3 V. S. K. 1917 , Nr . 1, S. 1 f. ) Nach einer ſtgt

Erhebung des A. A. hatten ſich bis zum Frühjahr 1918 rund 2 / aller

Kriegerwitwen wieder verheiratet .
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Kaſſenbehörde nach Wiederverheiratung gegen Vorlage der ſtandes —

amtlichen Heiratsurkunde und zwar in der Regel an die amtliche
Fürſorgeſtelle zur - Aushändigung an die Witwe . Die Fürſorge⸗
ſtellen haben eine nützliche , wirtſchaftliche und zweckentſprechende
Verwendung des Geldes zu überwachen .

Die Witwe eines Kriegsteilnehmers , die nach ihrer Wieder —

verheiratung auch ihren zweiten Mann infolge des Krieges

verliert , hat ſelbſtverſtändlich trotz der gewährten Abfindungs⸗

ſumme erneut Anſpruch auf die ſich aus der neuen Ehe ergebende

geſetzliche Hinterbliebenenverſorgung . Ob und wieweit in der⸗

artigen Fällen etwa eine Anrechnung der gewährten Abfindungs⸗

ſumme zu erfolgen hat , bleibt der Entſcheidung der oberſten

militäriſchen Verwaltungsbehörde vorbehalten “) .

Die Geldverſorgung der Angehörigen von Vermißten .

In eine beſondere Notlage können die Angehörigen der

Vermißten gelangen , da ſie außer der Familienunterſtützung

noch keinerlei Hinterbliebenenverſorgung erhalten können . Ver⸗

mißte verlieren nach den beſtehenden Vorſchriften kurze Zeit nach

dem Vermißtſein ihren Anſpruch auf Löhnung und Gehalt .
Wenn deren Familienangehörige aber auf dieſe Gebührniſſe für

ihren Lebensunterhalt angewieſen ſind , ſo können ihnen dieſe

ganz oder zum Teil weiter bewilligt werden . Zu den empfangs⸗

berechtigten Familienangehörigen zählen in erſter Linie die Ehe —
frau ſowie die ehelichen und legitimierten Kinder , dann aber

auch Eltern , Großeltern , Geſchwiſter , Geſchwiſterkinder und

Pflegekinder ; ausgeſchloſſen von dieſer Vergünſtigung ſind

dagegen uneheliche Kinder , Pflegeeltern , Stiefeltern und Verlobte .

Die Bewilligung wird vom Bataillonskommando oder einer

militäriſchen Stelle im gleichen oder höheren Rang verfügt .
Über die Vorausſetzungen zur Bewilligung der Löhnung

der Vermißten haben ſich , die amtlichen Fürſorgeſtellen zu

äußern . Ein abgelehntes Geſuch kann mit beſſerer Begründung
erneuert und auch den übergeordneten Stellen vorgetragen werden .

Das Vermißtſein führt häufig beim Fehlen jeder weiteren

Nachricht zur Kriegsverſchollenheit , bis ſchließlich mit Gewiß⸗

heit der eingetretene Tod des Kriegsteilnehmers angenommen

werden muß .

) Siehe S . K. 1917 , Nr . 4, S. 45.
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Nach den Vorſchriften des §S 15 B . G . B . kann ein ver⸗

mißter Kriegsteilnehmer erſt nach Ablauf von 3 Jahren nach

Friedensſchluß für tot erklärt werden . Dieſe Friſt erwies ſich

jedoch in den jetzigen Kriegsverhältniſſen als zu lang und wurde

deswegen zur Verhütung erheblicher wirtſchaftlicher Schädigungen
und zur Sicherung des Rechtsverkehrs durch B . V. vom 18 . April

1916 ( R. G. Bl . S . 296 ) , neue Faſſung vom 9. Auguſt 1917

(R. G. =Bl. S . 702 ) ,
1

8 verkürzt ; auch wurde das Ver⸗

fahren der Todeserklärung vereinfacht und von Koſten frei

gehalten .

Nach der erwähnten Bundesratsverordnung kann ein ver —

mißter Kriegsteilnehmer im Wege des Aufgebotsverfahrens für

tot erklärt werden , wenn deſſen Tod zwar nicht nachgewieſen ,
aber den Umſtänden nach ſo gut wie gewiß iſt . Dieſe Gewißheit

kann bei Benützung des ausgebildeten , auch das Schickſal der

Kriegsgefangenen umfaſſenden Nachrichtendienſtes und der bei

den verſchiedenen amtlichen Auskunftſtellen geſammelten Nach⸗

weiſungen als ſicher angenommen werden , wenn vom Leben des

Vermißten ein Jahr lang keine Nachricht eingegangen iſt ?“)

Der Antrag auf gerichtliche Todeserklärung , die nach

12 Monaten Vermißtſeins herbeigeführt werden kann , iſt bei

) Vom Preußiſchen Kriegsminiſterium wurde in Berlin für die

Preußiſche Armee ein Zentralnachweisbüro als amtliche Aus⸗

kunftſtelle über gefallene und vermißte bezw . gefangene
Soldaten ſowie über Reichsangehörige im Auslande errichtet .

Es erteilt Auskunft über alle verwundeten und gefallenen Perſonen der eigenen
Armee . Die Adreſſe des Zentralnachweisbüro lautet : An das Zentralnach⸗
weisbüro des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums , Berlin NW. 7,

Dorotheenſtraße 48. Die Auskunftserteilung erfolgt ſchriftlich , jedoch

nur bei Anfragen , die auf den bei jedem Poſtamt koſtenfrei erhält⸗

lichen roſa Doppelkarten geſtellt ſind . Weiter wurden errichtet beim

Bayeriſchen , Sächſiſchen und Württembergiſchen Kriegs⸗

miniſterium in München , Dresden und Stuttgart je ein

Nachweisbüro für die Angehörigen der betreffenden Armeen . Ferner
erteilen Auskunft : das Zentralnachweisbüro des Reichsmarineamts ,

Berlin , Matthäikirchſtr . 9, über alleAngehörigen
885

Marine , die Zentral⸗

auskunftſtelle des Auswärtigen Amtes in Berlin , Am Karlsbad 10, über

deutſche Staatsangehörige im Ausland , auch ſoweit möglich über deutſche

Gefangene in Feindesland , in Baden : Die Badiſche Gefangeneufürſorge
des Landesvereins vom Roten Kreuz , Freiburg i. B. Bertholdſtr . Nr . 14.

An die Truppenteile ſelbſt ſind Anfragen über den Verbleib von Ver⸗

wundeten uſw . nicht zu richten , da dieſe über ihren Aufenthaltsort in

vielen Fällen keine Auskunft geben können .
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dem Amtsgericht des letzten inländiſchen Wohnſitzes ſchriftlich

oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers zu ſtellen . Gerichts⸗

gebühren werden für das Verfahren nicht erhoben . Der Antrag

kann von jedem geſtellt werden , der an der Todeserklärung ein

berechtigtes Intereſſe hat , insbeſondere von den Angehörigen

und Erben des Vermißten .

Die gerichtliche Todeserklärung iſt nicht erforderlich ,

wenn lediglich Anſprüche auf Grund der R . V . O . oder des

M. H. G. geltend gemacht werden ſollen , da hier ſchon die Glaub⸗

haftmachung der Kriegsverſchollenheit genüght . (§S 34 M. H. G. )
Dagegen iſt die gerichtliche Todeserklärung unbedingt not⸗

wendig , falls ein Anſpruch auf Auszahlung einer Lebensver⸗

ſicherungsſumme , eines Erbteils erhoben , über Grundſtücke und

Hypotheken verfügt werden oder ſonſtwie eine Eintragung in

öffentliche Bücher und Regiſter erfolgen ſoll . ( Wiederverheiratung ,

Erlöſchen der elterlichen Gewalt des Vaters und Übergang auf

die Mutter . )

Soweit die Kriegsteilnehmer bereits länger als 18 Monate

vermißt werden , gelten ſie ohne Todeserklärung als ver⸗

ſchollen und im Kriege geblieben , ſo daß demgemäß auch die

Vorausſetzungen des §S 34 M. H. G. 07 allgemein als erfüllt

anzuſehen ſind . Den Witwen , Waiſen und Eltern der Ver⸗

ſchollenen wird daher beim Zutreffen der übrigen Vorausſetzungen

des Geſetzes das Witwen - und Waiſengeld ſowie die Kriegs⸗

verſorgung ( auch Kriegselterngeld ) in den Grenzen der geſetz—

lichen Sätze bewilligt .
Soweit Kriegsteilnehmer noch nicht 18 Monate , aber länger

als 6 Monate vermißt werden , kann gleichwohl die geſetzliche

Hinterbliebenenverſorgung beantragt und es können

gemäß dem Allerhöchſten Erlaß vom 28 . Februar 1917 mit .

Ablauf des letzten Tages des auf das Vermißtſein folgenden

ſechſten Kalendermonats Vorſchüſſe bis zur Höhe der zu

bewilligenden Gebührniſſe auf die Hinterbliebenenbezüge gewährt
werden . Dieſe Vorſchüſſe dürfen bei Eltern und Großeltern

von Vermißten der Oberklaſſen 25 / , der Unterklaſſen 15 f

monatlich nicht überſteigen .

Die Anträge von Hinterbliebenen Verſchollener ſind

durch die amtlichen Fürſorgeſtellen aufzunehmen . Sie ſind ebenſo

vorzubereiten , wie alle anderen Hinterbliebenen - Verſorgungs⸗

anträge .
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Werden Verſchollene nach Bewilligung der Verſorgungs⸗

gebührniſſe für tot erklärt , ſo wird die Verſorgung unter An⸗

rechnung der bereits gezahlten Beträge für die bis zum Todes⸗

tage zurückliegende Zeit nach den dafür geltenden Vorſchriften

endgültig geregelt “) , und es hört die Fortzahlung der Löhnung

und die Familienzahlung “ “ ) auf , ebenſo 3 Monate nach

dieſem Zeitpunkt die Familienunterſtützung . Für Ange⸗

hörige , für die geſetzliche Hinterbliebenenverſorgung nicht in

Betracht kommt ( Geſchwiſter , Geſchwiſterkinder und Pflegekinder ) ,

müſſen die aus der Beſoldung gewährten Zuwendungen gleich⸗

falls eingeſtellt werden ; doch können ſtatt ihrer die bisherigen

Beträge in halber Höhe bis zu drei Monaten weitergewährt

werden f ) . Gnadengebührniſſe kommen für Hinter⸗

bliebene von Verſchollenen nicht in Betracht .

Vergl . S. K. 1917 , Heft 4, S. 47 und Heft 7, S. 90 , Anrech⸗

nung von Gebührniſſen auf die Hinterbliebenenbezüge betr .

über Kriegsverſchollenheit und Kriegsbehinderung in der Sozial⸗

verſicherung und ihre Bedeutung für die Jugendfürſorge ſ. 3 . Bl . für

V. , J . und F. , 8. I . , S. 144.

über Todeserklärung Kriegsverſchollener ſ. Z .Bl. für V. , J . und F. ,

8. J . , S. 64.

**) Familienzahlungen ſind Teile der Löhnung , die ſich die

Kriegsteilnehmer zum Unterhalt ihrer Familien bis zu 7½0 der Kriegs⸗

beſoldung und / der dienſtgradmäßigen Löhnung in Abzug bringen

laſſen können .

1) In Fällen , in denen für die Angehörigen Vermißter die geſetz⸗

lichen Verſorgungsgebührniſſe bewilligt werden dürfen , können beim Zu⸗

treffen der ſonſtigen Vorausſetzungen widerrufliche Zuwendungen aus

Kapitel 84 a im gleichen Umfange gewährt werden , wie dies hinſichtlich

der Hinterbliebenen und ſonſtigen Familienangehörigen der im gegen⸗

wärtigen Kriege Gefallenen uſw . durch beſondere Verfügungen angeordnet

worden iſt . ( K. M. Nr . 4575/6 17 C3 V) . S. K. 1917 , Nr . 8, S. 103 .

Durch Erlaß des Reichskanzlers vom 4. Februar 1916 I. A. 15508

( Armee⸗Verordnungsblatt , 51. Jahrg . Nr . 44 8. Sept . 17 S. 440 ) , wird

beſtimmt , daß die Aufwandsentſchädigung an die Angehörigen

vermißter Mannſchaften ſo lange zu zahlen iſt , bis der Nachweis

des Todes erbracht iſt .
Damit hat es folgende Bewandtnis : Nach der B. V. vom 26. März

1914 erhalten Familien , von denen eheliche oder den ehelichen geſetzlich

gleichſtehende Söhne durch Ableiſtung ihrer geſetzlichen zwei - oder drei⸗

jährigen Dienſtpflicht im Reichsheer , in der Marine oder in den Schutz⸗

truppen als Unteroffiziere oder Gemeine eine Geſamtdienſtzeit von 6 Jahren

zurückgelegt haben , auf Verlangen Aufwandsentſchädigung in

Höhe von 240 / jährlich für jedes weitere Dienſtjahr eines jeden ſeiner



Zur Stellung eines Antrags auf Todeserklärung
können ſich viele Angehörige von Vermißten nur ſchwer oder

gar nicht entſchließen , weil ſie ſich ſo lang als möglich an die

Hoffnung klammern , daß der Verſchollene doch noch lebt . Um

geordnete Verhältniſſe zu ſchaffen, iſt aber ein ſolches Vorgehen
ſehr erwünſcht . Die Witwe dazu zu zwingen , iſt kaum möglich .
Dagegen ſteht es bei den Lieferungsverbänden , ſoweit ihnen die

Unterſtützung der Kriegerfamilien obliegt , ſelbſt den Antrag
auf Todeserklärung zu ſtellen . Dazu liegt bei ihnen ein recht —
liches Intereſſe vor ( § 962 der Zivilprozeßordnung ) , weil mit

dem Einſetzen der Rente die Familienunterſtützung aufhört .
Die rechtzeitige Stellung des Antrags liegt aber auch im

Intereſſe der Kriegshinterbliebenen , und zwar aus folgendem
Grunde . In den Großſtädten ſind die Bezüge der Krieger
familien durch Mehrleiſtungen zu den Mindeſtſätzen der

Familienunterſtützung in der Regel ſo viel höher als die

Rentenbezüge , daß , wenn die Rente erſt ſpät feſtgeſtellt
wird und für einen ſehr langen Zeitraum nachzuzahlen iſt , die

anzurechnenden Bezüge der genoſſenen Familienunterſtützung den

nachzuzahlenden Rentenbetrag erheblich überſteigen . Bezogen die

Angehörigen vermißter Kriegsteilnehmer auch die Löhnung ,
ſo erhöht ſich die Summe der anzurechnenden Beträge ſehr

erheblich , da auch die Löhnung nur einen Vorſchuß auf die

ſpäter zu zahlende Rente darſtellt . Je ſpäter die Todeserklärung
beantragt wird , deſto größer wird die in Abzug zu bringende
Summe , ſo daß die Hinterbliebenen unter Umſtänden nicht nur

keine größere erſtmalige Rentenzahlung erhalten , ſondern dem

Lieferungsverbande ( Gemeinde ) noch eine erhebliche Summe

zurückerſtatten müſſen .

geſetzlichen zwei - oder dreijährigen Dienſtpflicht genügenden Sohnes in

denſelben Dienſtgraden . ( S. Bekanntmachung , betreffend Aufwandsent⸗

ſchädigung an Familien für im Reichsheer , in der Marine oder in den

Schutztruppen eingeſtellte Söhne . Vom 26. März 1914 . R. G. Bl . Jahrg .
1914 , Nr . 15, S. 57. )

Die Aufwandsentſchädigung iſt an ſich eine reine Friedensfürſorge⸗

einrichtung , die auf der Erwägung beruht , daß Familien , die der Armee

mehrere Söhne zugeführt haben , Anſpruch auf einen angemeſſenen Aus⸗

gleich für die gebrachten wirtſchaftlichen Opfer haben ſollen . Die Vor⸗

ſchriften haben während des Krieges eine weitere Ausgeſtaltung und

Anpaſſung an die Kriegsverhältniſſe erfahren . ( S. Schweyer , Deutſche

Kriegsfürſorge S. 49 f. )
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Dieſe Unterſchiede in den angegebenen Bezügen ſind in den

letzten Fahren immer größer geworden , da ſowohl die Familien⸗
unterſtützung wie die Löhnung eine Erhöhung erfahren haben
während die geſetzlich feſtgelegten Hinterbliebenenrenten gleich
geblieben ſind . ( Vergl . S . 54 , Zuſchläge zum Kriegswitwen
und ⸗waiſengeld . )

Aus dieſem Grunde iſt es eine Pflicht der amtlichen Für —
ſorgeſtellen , die ſich weigernden le auf dieſe Folgen
hinzuweiſen ; wenn ſie bei ihrer Weigerung beharren , wäre der

Lieferungsverband zu erſuchen , ſeinerſeits den Antrag auf Todes⸗

erklärung zu ſtellen . Allerdings müſſen die Fürſorgeſtellen dann

auch Sorge tragen , daß die von den Frauen gefürchtete und meiſt
die Urſache ihrer Weigerung bildende Schlech terſtellung beim

Rentenbezug nicht eintritt , daß vielmehr bei Be edürftigkeit Zuſchüſſe
als Msdleichszuwendungen zu den Renten gegeben werden , wie

dies in einer ganzen Reihe von Städten bereits geſchieht . (Vergl.
Heft 3 der Schriften des Arbeitsausſchuſſes S . 28 , 31 , 99 . “

Den Kriegsgefangenen ſteht ein rechtlicher Anſpruch auf

die Weitergewährung der Löhnung oder des Gehalts nicht zu.

Dagegen ſind die Beſtimmungen , nach denen die Löhnung ( ohne

Teuerungszuſchuß von 9 / ) oder der Gehalt des K riegsgefangene
zur Beſtreitung des Lebensunterhalts der Angehörigen an dieſe
ganz oder teilweiſe zu gewähren ſind , auf alle Fälle ausgedehnt

worden , in denen dieſe Überweiſung zur Unterſtützung der deutſchen
Gefangenen ſelbſt notwendig erſcheint . Die Notwendigkeit kann

als vorliegend erachtet werden , wenn nachgewieſen wird , daß der

Kriegsgefangene infolge mangelhafter Beköſtigung und Bekleidung
der Überſendung von Verpflegun ugs⸗ und Stärkungsmitteln ſowie
von Kleidungsſtücken oder der Überweiſung von Geloberägen
zum Selbſtankauf ſolcher Gegenſtände dringend bedarf , und wenn

von den Angehörigen die Beſtreitung dieſer Koſten aus ihrem

Einkommen nach billigem Ermeſſen nicht geleiſtet werden kann .

Diesbezügliche Geſuche ſind an das Bezirkskommando zu richten

le

0

) Näheres ſ. von Olshauſen , Handbuch zum M. H. G. , Erläuterungen
zu § 34 und Schmidt , die Rechtsverhältniſſe der Vermißten .

Auf eine am —März im Reichstage geſtellte kurze Anfrage erklärte

eicherdee von Oven , daß für die militäriſche Beſoldung Vermißter
verſchhiedenartige Formulare verwendet werden , die Rückſicht nehmen auf
die Frage , ob Verdacht der heeich vorliegt . In ſolchen Fällen
unterliegt die Feſtſtellung des Tatbeſtandes einer genauen Prüfung , bevor
militäriſche Geldzuwendungen an die Angehörigen zugewieſen werden .

5
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Die auf neutralem Gebiet , z. B. in der Schweiz , unter⸗

gebrachten Heeresangehörigen bekommen aus deutſchen Mitteln

ihre zuſtändige Friedenslöhnung . Gehalt - oder Löhnungsaus⸗

zahlungen vom Truppenteil an die Angehörigen werden vom

Erſatztruppenteil ſofort eingeſtellt , ſobald dieſer von der erfolgten

Internierung Kenntnis erhält . Doch kann den Angehörigen im

Bedürfnisfalle der Unterſchied zwiſchen der im neutralen Gebiet

zahlbaren Friedenslöhnung und der Feldbeſoldung der Gefangenen

vom Bataillonskommando ausbezahlt werden . Diesbezügliche

Geſuche ſind an den Truppenteil zu richten , dem der Gefangene

vor ſeiner Gefangennahme zuletzt angehört hat “ ) .

Eine beſondere Art der Verſorgung der Kriegerwitwen iſt

d) die Kapitalabfindung .

Die Gewährung fortlaufender , geſetzlich geſicherter Ver —

ſorgungsgebührniſſe bewahrt die Kriegerwitwe im allgemeinen

für die Dauer ihres Lebens vor der äußerſten Not . Im öffent⸗

lichen Intereſſe liegt es aber , daß eine ſolche Frau , die meiſtens

im leiſtungsfähigſten Alter ſteht , ſelbſt auch mitwirkt an dem not⸗

wendigen Wiederaufbau und an der Neugeſtaltung des wirtſchaft⸗

lichen Lebens unſeres Volkes . Dies kann in Einzelfällen , in denen

Neigung und Befähigung vorhanden iſt , dadurch geſchehen , daß

ſie durch die Zuwendung eines beſtimmten Kapitals an Stelle des

vollen Rentenbezuges in den Stand geſetzt wird , einen landwirt⸗

ſchaftlihen Grundbeſitz zur eigenen Bewirtſchaftung und

womöglich als Heimſtätte auf Lebensdauer zu erwerben . Dabei

macht es keinen Unterſchied , ob es ſich um landwirtſchaftliche oder

gärtneriſche Betriebe , um ſtädtiſche oder ländliche Heime handelt ,

und da für dieſe Abfindung keineswegs allein rein landwirtſchaft⸗

licher Grundbeſitz in Frage kommt , können auch ſolche Krieger —

witwen berückſichtigt werden , die ihrer beruflichen Vorbildung nach

oder ihres körperlichen Zuſtandes wegen zu andauernder landwirt⸗

ſchaftlicher Arbeit nicht fähig ſind . Für den Erwerb eines unbebauten

) Zum Beſuch kranker , verwundeter und internierter Kriegsteil⸗

nehmer oder zur Beerdigung gefallener Krieger kann deren Angehörigen

bei vorliegender Bedürftigkeit auf Antrag Fahrpreisermäßigung ( halber

Fahrpreis bei Entfernungen über 50 km ) gewährt werden . Dieſe Fahr⸗

karten werden auf Grund eines Ausweiſes der Ortspolizeibehörde über

den Zweck der Reiſe verabfolgt .
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Grundſtückes , auf dem ein Wohnhaus erſt errichtet werden ſoll ,
kann jedoch bei den gegenwärtigen , durch den Krieg geſchaffenen

Bauſchwierigkeiten bis auf weiteres die Kapitalabfindung nicht

bewilligt werden ?) .
Der Grundbeſitz ſoll zur Befriedigung des eigenen Wohn⸗

bedürfniſſes oder zur Ausübung des eigenen Geſchäftsbetriebs
dienen . Grundſtücke mit Häuſern , die hauptſächlich zur Ver⸗

mietung beſtimmt ſind, können daher nicht in Betracht kommen .

Für andere Zwecke, im beſonderen für die Einrichtung von

Handels - und Gewerbebetrieben , läßt das Geſetz die Kapital⸗

abfindung nicht zu .

Außer für den Erwerb von Grundbeſitz können den Witwen

durch die Kapitalabfindung auch Mittel zugewieſen werden , um

den ſchon vorhandenen Beſitz durch Entſchuldung oder Ver⸗

beſſerung der Schuldverhältniſſe , z. B. durch das Ab⸗

ſtoßen ungünſtiger Hypotheken “ ) , durch Umwandlung einer künd⸗

baren Hypothek in eine unkündbare Tilgungshypothek , durch

Bodenverbeſſerung , durch Zukauf von Ländereien , durch Ver⸗

größerung und Vervollſtändigung der Wohn - und Wirtſchafts⸗

gebäude oder des landwirtſchaftlichen Inventars zu erhalten und

dadurch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu ſtärken .

Ein Antrag , das Kapitalabfindungsgeſetz dahin zu ändern , daß nicht

das eigene Wohnhaus Vorausſetzung für die Abfindung iſt , wird gegen⸗

wärtig ' bei den maßgebenden Stellen der Reichsgeſetzgebung eingehend beraten .

* h Die Kapitalabfindung zum Zwecke der Abſtoßung von Hypotheken⸗

ſchulden verlangt die größte Vorſicht , weil an Stelle der fortlaufenden

Hypothekenzinſen der Verluſt der kapitaliſierten Teile der Verſorgungs⸗

gebührniſſe tritt . Da dieſer Betrag ſtets höher iſt als ſelbſt fünfprozentige

Zinſen einer entſprechend großen Hypothek , ſo würde eine Kapitalabfindung

der Witwe nicht wirtſchaftliche Vorteile ſondern Nachteile bringen . So

erhält beiſpielsweiſe eine 30jährige Witwe eines Gemeinen eine Abfindung

von 3250 // . Wenn ſie damit eine Hypothek in derſelben Höhe abſtößt ,

ſo würde ſie bei fünfprozentiger Verzinſung nur 162,50 / jährlich an

Zinſen ſparen , während ihr 200 / Rentenbezüge verloren gehen . Eine

Kapitalabfindung zu dem angegebenen Zweck iſt deswegen im vorliegenden

Falle nicht anzuraten , beſonders da die B. V. vom 8. Juni 1916 einen

weitgehenden Schutz der Hypothekenſchulden vorſieht . Anderſeits gewährt

ihr die Kapitalabfindung die Möglichkeit , unter Umſtänden recht drückende

Verpflichtungen abzuſtoßen und ihre wirtſchaftliche Unabhängigkeit wieder

zu erlangen . Zu bedenken iſt ferner , daß die Rückzahlung der Abfindungs⸗

ſumme bei einer Wiederverheiratung unter den günſtigſten Verhältniſſen

erfolgen kann , wenn von einer Rückzahlung überhaupt nicht ganz ab⸗

geſehen wird .
5 *



In ähnlicher Weiſe werden auch kriegsbeſchädigte Militär

perſonen , die aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges auf Grund

des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31 . Mai 1906 An

ſpruch auf Kriegsverſorgung haben , auf ihren Antrag zum

Erwerb oder zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes

durch Zahlung eines Kapitals abgefunden .

Dieſer beſonderen Art der Verſorgung der Kriegsbeſchädigten
und der Kriegerwitwen gibt das Kapitalabfindungsgeſetz
vom 3. Juli 1916 ( RGBl . S . 680 ) die

W reichsgeſetzliche

Grundlage ) . Es iſt dies die einzige geſetzliche Weit terbildung ,
die während des

Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats wurden dazu unter

dem 8. Juli 1916 Glalen

Der Kreis der für eine Abfindung berechtigten Perſonen

war bisher beſchränkt auf die unteren Klaſſen des Soldatenſtandes ,

der Kaiſerlichen Marine und der Schutztruppen , die Angehörigen

der auf dem Kriegsſchauplatz verwendeten freiwilligen Keanken

pflege , ſowie auf verſorgungsberechtigte Witwen der vorſtehend

genannten Militärperſonen . Nicht kapitalabfindungsberechtigt

ſind die Empfänger von Kriegswaiſengeld und Kriegselterngeld

Einem Geſetzentwurf , der die Kapitalabfindung auch den

riegsverſorgungsberechtigten Offizieren und oberen Beamten ſowie

hren Witwen zuwenden ſoll , hat der Reichstag am 6. Juli 1918

ſeine Zuſtimmung erteilt . Gleichzeitig wurde das Kapitalabfin

dungsgeſetz auch auf die Teilnehmer früherer Kriege ( China

expedition , Kolonialkriege ) und deren verſorgungsberechtigte Witwen

11
nt . Nicht in Betracht kommen die Teilnehmer an dem

Krieg 1870/71 und an früheren Kriegen , da nach dem 55 . Lebens

505 eine Abfindung im allgemeinen nicht mehr gewährt wird “ “ )

Ein rechtlicher Anſpruch auf Kapitalabfindung beſteht

nicht ; das Geſetz eröffnet nur die Möglichkeit eines ſolchen

und zwar nur für die Kriegerwitwe , deren geſetzliche Kriegs
verſorgung von der Militärverwaltung bereits anerkannt iſt .

Über die Gewährung einer Kapitalabfindung entſcheidet die oberſte

Militärbehörde nach freiem Ermeſſen . Vorausſetzung für die

Gewährung der Kapitalabfindung iſt weiter , daß für eine nütz

rieges für die Girteibit beien erfolgte . Die

) S. Merkblatt über Kapitalabfindung . A. M. , 1917 , Nr . 2,

S. A. M. 1918 , Nr . 2, S. 16, Nr . 19; Nr . 0 — 2 27
2, 24, S. 209 ; Nr . 27
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liche Verwendung des Geldes und gegen eine leichtſinnige

Vergeudung oder zweifelhafte Anlage der Abfindungsſumme die

nötige Sicherheit beſteht . Zur Sicherung der Rückzahlung

der AAbildehunil im Falle der Vereitelung des Zweckes der

Kapitalabfindung oder im Falle der Wiederverheiratung der Witwe

kann die oberſte Militärverwaltungsbehörde die Eintragung einer

Sicherungshypothek verlangen “) ; auch können ähnliche Maß⸗

nahmen zur Verh inderung als baldiger Weiterveräußerung des Grund⸗

ſtücks oder des an ihm beſtehenden Rechts getroffen werden .

Zur Durchführung des Kapitalabfindungsgeſetzes
haben in Baden nach Ziff .2 und 10 der Vollzugsverordnung des

Gr . Miniſteriums des Innern vom 2 . Dezember 1916 ( Geſ. ⸗ und

V. Bl . 1916 S. 359 ff . )die Vorſtände der Landesausſchüſſe der

Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge des Vereins

Badiſcher Heimatdank die Nützlichkeit der beabſichtigten Ver⸗

wendung des Abfindungskapitals zu prüfen , die Entſcheidung aus⸗

zuführen und die richtige Verwendung zu überwachen . Die Durch -

führung dieſer Aufgabe wurde einem gemeinſamen Sonderausſchuß

übertragen , deſſen Geſchäftsräume ſich in Karlsruhe , Herrenſtraße
Nr . 1, befinden . Er führt die Bezeichnung „ Siedelungs —

ſtelle des Badiſchen Heimatdanks “ und hat gleich⸗

zeitig die Beratung der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen
in Angelegenheiten der Wohnungsfürſorge und Anſiedelung über⸗

nommen

Die Kapitalabfindung umfaßt nicht die ganze Kriegsverſorgung ,

ſondern bei Witwen nur die Hälfte des ihnen zuſtehenden Witwen⸗

geldes , ſo daß die andere Hälfte für die Beſtreitung des täglichen
Lebensunterhalts als Rente weiter bezahlt wird . Die Abfindung

kaun auch auf einen kleineren Teilbetrag der Verſorgungsgebühr⸗

niſſe beſchränkt werden .

Für die Höhe der Abfindungsſumme iſt das Lebens⸗

jahr maßgebend , das die Kriegerwitwe in dem auf den Antrag

folgenden Jahr vollendet . Eine Berechnungstabelle für die Kapital⸗

abfindung von Kriegsbeſchädigten und Kriegerwitwen iſt unter

die Anlagen aufgenommen .
In der Regel kommt für die Witwe nur das

Lebensjahr in Betracht . Je jünger die Antragſtellerin iſt ,

deſto höher kann auch die Kapitalabfindungsſumme ausfallen .

) A. M. 1918 , S. 15, Nr . 17 und 18.

Aul . 9.

( S. 245 )
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So erhält beiſpielsweiſe die 21jährige Witwe eines Gemeinen bei

voller Abfindung 3700 / , alſo das 18 ½fache , die 30jährige
3250 / , das 16 ½fache , die 40jährige 2750 / , das 139/fache ,
die 50jährige 2150 / , das 10/fache , die 55jährige 1650 / ,

das 8½fache des halben Jahresbetrages ihrer Verſorgungs —
gebührniſſe . Ahnlich ſind die Verhältniſſe bei der Kapital⸗

abfindung der Kriegsbeſchädigten . Bei Kapitaliſierung der Kriegs⸗

zulage ( 180 / ) und der einfachen Verſtümmelungszulage ( 324/ )
kann der Einundzwanzigjährige 3330 5994 9324 und

der Fünfundfünfzigjährige 1485 ＋ 2673 4158 „ / erhalten .

Wenn der Zweck der Kapitalabfindung innerhalb einer

beſtimmten Friſt nicht erfüllt oder wenn er ganz vereitelt wird , ſo

iſt die Abfindungsſumme wieder zurückzubezahlen . Mit dem

auf die Rückzahlung folgenden Monatserſten leben dann die Ver —

ſorgungsgebührniſſe wieder auf . Das gleiche gilt bei freiwilliger
Rückzahlung der Abfindungsſumme , die genehmigt werden kann ,

wenn der Abgefundene zur Erlangung einer anderen Erwerbs —

möglichkeit das Grundſtück weiterveräußert oder wenn andere wich

tige Gründe vorliegen . Der Berechnung des zurückzuzahlenden
Betrages iſt in dieſem Falle der Zeitpunkt der Rückzahlung

zugrunde zu legen .
Eine Rückzahlung der Kapitalabfindungsſumme hat in der

Regel auch, innerhalb einer Friſt von 3 Monaten zu erfolgen ,
wenn die Witwe ſich wieder verheiratet . Davon werden

jedoch in Abzug gebracht die durch die Abfindung erloſchenen ,
bis zur Wiederverheiratung fällig geweſenen Verſorgungsgebühr —

niſſe und ferner , gleichſam als Ausſteuer , der dreifache Jahres⸗
betrag desjenigen Verſorgungsteils , welcher der Abfindung zugrunde

gelegt worden iſt ) .
Um die Rückzahlung zu verhüten und um ſich die eigene

Heimſtätte zu erhalten , verzichtet manch abgefundene junge ,
noch heiratsfähige Witwe auf Wiederverehelichung ; dies iſt aber

) Beiſpiel . Die 238jährige Witwe eines Unteroffiziers erhielt
an Stelle ihrer kapitaliſierbaren Witwenbezüge ( 250 /8 ) als volle Ab⸗

findung ein Kapital von 4500 / . Im Alter von 30 Jahren verheiratet

ſie ſich wieder . In den 7 Jahren ſeit der Kapitalabfindung hat ſie den zu

kapitaliſierenden Teil ihrer Witwenbezüge nicht mehr erhalten . Es werden

ihr alſo nunmehr 7mal 250 % 1750 %/ zugute gerechnet , außerdem
als Ausſteuer Zmal 250 %/ 750 / , macht zuſammen 2500 / ; zurück⸗

zuzahlen hätte dieſe Witwe demnach nur 2000 / ( A. M. 1918 , S . 150 ,

Nr . 140) .
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im Intereſſe einer ehelichen Volksvermehrung zu bedauern . Aus

dieſem Grund wird unter Umſtänden auch bei einer Wieder⸗

verheiratung von der Rückzahlung ganz oder teilweiſe abgeſehen .

Der Antrag auf Gewährung der Kapitalabfindung iſt

mit genauer Angabe des Verwendungszweckes , der Höhe der

gewünſchten Abfindungsſumme und unter Beifügung der nötigen

Unterlagen ( Beſcheid über die Feſtſetzung der Verſorgungsgebühr⸗
niſſe , Geburts - und Heiratsurkunde als Nachweis zur Feſtſtellung

des Lebensalters ) bei der örtlichen Fürſorgeſtelle des Badiſchen

Heimatdanks des Wohnorts ( Ortspolizeibehörde ) zu ſtellen “),

von wo aus das Geſuch zur weiteren Behandlung an das

zuſtändige Verſorgungsamt geleitet wird . Dieſes beſchließt darüber ,

ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Kapitalabfindung vor⸗

liegen ; dann erſtattet die Siedelungsſtelle ihr Gutachten über die

Nützlichkeit , und endlich entſcheidet das Kriegsminiſterium ( Reichs⸗

marineamt , Reichskolonialamt ) über die Gewährung .

Die Siedelungsſtelle , der die Aufgabe zukommt , die Ent⸗

ſcheidung des K . M. durchzuführen , benachrichtigt den zuſtändigen

Bezirks⸗ oder Ortsausſchuß durch Vermittlung des L. A. von

der getroffenen Entſchließung . Die örtlichen Fürſorgeſtellen

werden die Kriegerwitwen und ihren Beſitz beſonders im Auge

behalten und die Siedelungsſtelle von einer etwa drohenden Ver⸗

eitelung des Zweckes der Kapitalabfindung durch Verkauf , Ver⸗

mietung , Verpachtung oder grobe Vernachläſſigung des Grund⸗

beſitzes benachrichtigen , damit dieſe die nötigen Schritte dagegen

unternehmen kann . Bei ablehnendem Beſcheide des Verſorgungs⸗

amtes kann die Entſcheidung der oberſten Militärverwaltungs⸗

behörde angerufen werden .

Entſprechend dem Vorgehen anderer Bundesſtaaten hat das

Miniſterium des Innern auch für Baden beſtimmt , daß die

Begutachtung des Geſundheitszuſtandes von Krieger⸗

witwen , die auf Grund des Kapitalabfindungsgeſetzes eine Ab⸗

findung beantragen und die Ausführung der ärztlichen Unter⸗

ſuchung durch einen beamteten Zivilarzt begehren , durch die

Bezirksärzte und Bezirksaſſiſtenzärzte unentgeltlich vorzu —

nehmen iſt .

*) Zur Aufklärung in Angelegenheiten der Kapitalabfindung und

zur Erleichterung der Antragſtellung hat die Siedelungsſtelle ein Merk

blatt und einen Fragebogen herausgegeben .



Aul . 8.

( S. 244 )

Ein Erlaß des K. M. vom 27 . 2. 1917 ( A. M. 1917 ,
Nr . 38 , S . 380 , S . K. 1917 , Nr . 4, S . 48 ) empfiehlt den

kapitalsabfindungsberechtigten Perſonen , rechtsverbindliche Verträge
erſt nach Entſcheidung der oberſten Militärbehörde abzuſchließen ,
damit Unzuträglichkeiten , die namentlich aus der übernommenen

Verpflichtung entſtehen können , auf einen beſtimmten Zeitpunkt
Zahlungen aus der Abfindung zu leiſten , vermieden werden .
Eine ähnliche Belehrung wurde auch ſchon in einem Erlaß des
Miniſteriums des Gr . Hauſes , der Juſtiz und des Auswärtigen
vom 31 . Januar 1917 erteilt “)

e) Kriegselterngeld .

Die militäriſche Hinterbliebenenverſorgung erſtreckt ſich außer
auf die Hinterbliebenen im engeren Sinn ( Witwen und die ehe —

lichen oder legitimierten Kinder ) auch auf ſolche bedürftige
Verwandte der aufſteigenden Linie , deren Lebensunter —
halt der gefallene Krieger

à) vor Eintritt in das Feldheer oder 8

b) nach ſeiner Entlaſſung aus dieſem zur Zeit ſeines Todes
oder bis zu ſeiner letzten Krankheit

ganz oder überwiegend beſtritten hat . (§S 22 M. H. G. vom
17 . Mai 19073 . ) Beim Vorliegen dieſer Vorausſetzungen
wird Kriegselterngeld gewährt . Ein Rechtsanſpruch
darauf beſteht jedoch nicht.

Zu den Verwandten aufſteigender Linien gehören
nur diejenigen Perſonen , von denen der Kriegsteilnehmer
abſtammt , nämlich ſeine Eltern und Großeltern , die uneheliche
Mutter , unter Umſtänden auch deren Eltern , oder falls ſie ſelbſt
unehelich geboren war , deren Mutter . Dagegen kann Elterngeld

) Über Koſtennachlaß durch die Grundbuchämter aus Anlaß der
Durchführung des Kapitalabfindüngsgeſetzes ſ. Erlaß des Juſtizminiſte⸗
riums vom 7. März 1917 , Nr . J. 8239 ( J . M. Bl . 1917 , S. 53 ) und
vom 30. Nov . 1917 , Nr . J. 43589 .

Am 20. Juli 1918 betrug die Zahl der anhängigen Kapital⸗
abfindungsfälle von Kriegerwitwen in Baden 64 ; davon wurden 25
Geſuche genehmigt . Die bewilligten Kapitalabfindungsſummen betragen
zuſammen 79 937 . 50 / . Im Bereich des Pr . K. M. wurden bis 1. April
1918 für Kriegerwitwen 677 zuſtimmende Beſcheide auf Grund des

Kapitalabfindungsgeſetzes erteilt .

) Zur Reform des Kriegselterngeldes

Kriegsbeſchädigtenfürſorge “ 1918 , S. 425 ff.

Dr . Luppe , Ztſchr . „ Die
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nicht bewilligt werden dem unehelichen Vater , weil dieſer nach

§ 1589 Abſ . 2 B . G. B . mit dem unehelichen Kind im Rechts⸗

ſinn nicht als verwandt gilt , und aus dem angegebenen Grunde

ebenſowenig den Adoptiveltern , Pflegeeltern , Stief - und Schwieger⸗
eltern .

Die Art und Weiſe , in der der Verſtorbene durch Unter⸗

haltsbeiträge überwiegend , zum Lebensunterhalt der

Eltern beigeſteuert hat , durch bare Geldzahlungen , Arbeits⸗

leiſtungen , Wohnungs - und Koſtgewährung , iſt dabei unerheblich ;

vorausgeſetzt wird nur , daß er mehr als die Hälfte der zu ihrem

geſamten Lebensunterhalt erforderlichen und aufgewandten Mittel

beigetragen hat . Bei nur weſentlicher Beſtreitung des Lebens —⸗

unterhalts kommt nicht Kriegselterngeld , ſondern höchſtens die

Bewilligung einer widerruflichen Zuwendung aus dem Härten⸗
ausgleichsfonds in Frage ) .

Die Beſtreitung des Lebensunterhalts muß frei⸗

willig von dem Gefallenen gewährt oder auf Grund der geſetz —
lichen Unterhaltspflicht erfolgt ſein . Eine Unterhaltung auf
Grund eines Vertrages oder einer letztwilligen Verfügung kann

nicht berückſichtigt werden . Die Unterhaltsbeiträge müſſen ferner

vor ſeinem Eintritt in das Feldheer geleiſtet worden ſein . Eine

Unterhaltsgewährung nach der Einſtellung aus der Löhnung oder

dem Gehalt berechtigt nicht zu Kriegselterngeld , höchſtens zu

Gnadengebührniſſen .

Bedürftigkeit liegt nicht nur im Falle armenrechtlicher

Hilfsbedürftigkeit vor , ſondern ſtets dann , wenn die vorhandenen
Einnahmen im Verhältnis zu der früheren wirtſchaftlichen Lage

der Familie zur Beſtreitung eines angemeſſenen Haushalts nicht

genügen . Ein kleines Vermögen ſchließt die Anerkennung der

Bedürftigkeit nicht ohne weiteres aus . Die Frage der Bedürf —

tigkeit iſt vor Bewilligung des Kriegselterngeldes unter ähnlichen

Geſichtspunkten durch die örtlichen Fürſorgeſtellen zu prüfen , wie

dies vor Bewilligung der Familienunterſtützung ſeitens des Liefe⸗

rungsverbandes geſchieht . Daher bietet der Umſtand , ob die

Eltern Familienunterſtützung beziehen , von vornherein einen

Anhalt bei Beurteilung der Bedürftigkeitsfrage . Das Kriegs⸗

elterngeld ſchließt ſich deswegen vielfach an die Familienunter⸗

ſtützung an und kann im Bedürfnisfalle neben dieſer bewilligt

) S. S. 83 und 86.
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werden . Die Bewilligung des Kriegselterngeldes iſt auch unab⸗

hängig davon , ob zugleich Witwen - und Kriegswitwengeld

bezahlt wird ) .
Die Feſtſtellung der berechtigten Anſprüche und der Höhe

des Kriegselterngeldes iſt deswegen ſehr ſchwierig , weil die Ein —

kommensverhältniſſe und damit die Unterſtützungsfähigkeit des

Sohnes zur Zeit ſeiner Einberufung viel geringer ſein konnten ,

wie dies bei ſeinem Tode der Fall geweſen wäre . Ahnlich iſt

dies auch mit der Bedürftigkeit der Eltern , und darnach wäre

wohl vielfach auch die Höhe ſeiner Zuwendungen für die

Gegenwart viel größer geweſen , als ſie tatſächlich war . Anderer —

ſeits muß auch in Betracht gezogen werden , daß die Beitrags

leiſtungen des Sohnes durch äußere Umſtände , wie Wanderſchaft ,
verringert oder ſeine Zuwendungen an die Eltern durch die

Gründung einer eigenen Familie ganz oder zum größten Teil

eingeſtellt worden wären . Die Zuweiſung des Kriegselterngeldes

nach Recht und Billigkeit gehört deswegen zu den ſchwierigſten

Kapiteln der geſetzlichen Kriegshinterbliebenenfürſorge . ( Vergl —

Olshauſen , Anmerkungen zu §S 22 M. H . G. )

Die Höhe der Beträge richtet ſich nach der tatſächlich
vom Verſtorbenen geleiſteten Unterſtützung , ferner nach der fort —

laufend zu beſcheinigenden Bedürftigkeit und endlich nach dem

Grad der Erwerbsbeſchränkung der Geſuchſteller unter Berück —

ſichtigung der örtlichen Preisverhältniſſe . Das Kriegselterngeld ,
das unter den angegebenen Vorausſetzungen nach freiem Ermeſſen

der Militärbehörde bewilligt und feſtgeſetzt wird , kann auch beim

Verluſt von mehreren Söhnen für jeden Elternteil nur einmal

bewilligt werden , weil von der Anſicht ausgegangen wird , daß

nur einer der überwiegende Ernährer geweſen ſein kann . Es

darf jährlich höchſtens betragen :

a) für den Vater und jeden Großvater , für die Mutter

und jede Großmutter eines Offiziers 450 / ;

b) für die erwähnten Verwandten einer Militärperſon der

Unterklaſſen ohne Unterſchied des Dienſtgrades 250 /6 .

Das Kriegselterngeld wird nur auf eine beſtimmte Zeit
bewilligt , wenn nach Lage der Verhältniſſe feſtſteht oder anzu —

nehmen iſt , daß nach Verlauf einer gewiſſen Zeit ein anderes

Kind den Lebensunterhalt der Eltern ganz oder überwiegend

) Vergl . Luppe , Das Weſen und die Aufgaben der Kriegshinter⸗
bliebenenfürſorge im Deutſchen Reich S . 14/15 .
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beſtreiten kann . Es wird von vornherein trotz Vorliegens geſetz⸗

licher Vorausſetzungen verſagt , wenn außer dem Verſtorbenen

noch andere unterhaltspflichtige und unterhaltsfähige Angehörige
vorhanden ſind .

Der Bezug des Elterngeldes beginnt , wenn Gnaden —

gebührniſſe nicht bezahlt werden , in der Regel mit dem auf den

Todestag folgenden Tag ; es kommt in Wegfall , wenn der

Empfangsberechtigte nach Aufhören der Bedürftigkeit wieder zu

einer nach den Verhältniſſen ſeines Standes einigermaßen aus⸗

kömmlichen Lebenshaltung gelangt iſt .

Die Anträge auf Kriegselterngeld ſind an die

amtliche Fürſorgeſtelle des B . H .D. oder an die Polizeibehörde

des Wohn⸗ oder Aufenthaltsorts zur Weiterleitung an das

zuſtändige Verſorgungsamt oder Bezirkskommando zu richten ;

beizufügen ſind ſtandesamtliche Urkunden , welche das Verwandt —

ſchaftsverhältnis feſtſtellen . Die Belege werden in abgekürzter

Form koſtenfrei erteilt . Anſtelle der ſtandesamtlichen Sterbe⸗

urkunde der Gefallenen genügt die Mitteilung des Todes durch

den Truppenteil . Den Anträgen ſind Berichte der amtlichen

Fürſorgeſtellen oder Ortsbehörden über die Familien - und Ver⸗

mögensverhältniſſe , die bisherigen Unterhaltszahlungen uſw. bei⸗

zufügen . Die Entſcheidung wird von dem für den Truppenteil

des Verſtorbenen zuſtändigen Verſorgungsamt getroffen , für die

Hinterbliebenen von Offizieren und oberen Beamten durch das

K. M. G3 V.

t ) Zuwendungen aus dem Härtenausgleichsfonds ) .

4) Bewilligung von widerruflichen Zuwendungen an Dinterbliebene

von Rriegsteilnehmern der Unterklaſſen auf Grund des Arbeits⸗

einkommens des Verſtorbenen ( Zuſatzrenten ) .

( Erlaß des K. M. vom 14. 4. 16 Nr . 5479/2 . 16 C3 . )

Das Militärhinterbliebenengeſetz vom 17 . Mai 1907 , das

die Rentenbezüge der Hinterbliebenen nur nach der militäriſchen

Rangordnung , nicht nach der ſozialen Stellung und dem Ein⸗

kommen des gefallenen Ernährers der Familie im Zivilberufe

regelt , enthält unſtreitig viele Härten ; denn während die Geld —

verſorgung aus ſtaatlichen Mitteln für manche Hinterbliebene

) Vergl . Olshauſen , Zuwendungen für Kriegshinterbliebene , Beiheft

zum Handbuch zum Militärhinterbliebenengeſetz .
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nach ihren bisherigen Lebensgewohnheiten ausreichend iſt , entſteht
für viele Kriegshinterbliebene aus den ſogenannten gehobenen

Ständen , die nur auf die Verſorgungsgebührniſſe aus einem

niederen militäriſchen Dienſtverhältnis des Gefallenen angewieſen

ſind , die Gefahr , daß ſie nach dem Wegfall des bisherigen
Einkommens aus ſeinem hohen Arbeitsverdienſt aus ihrer bis

05
Lebensſtellung hinabgleiten in weniger günſtige ſoziale

Verhältniſſe .
Umdieſe beſtehenden Härten und Gefahren zu beſeitigen , ſoll

nach einer Erklärung der verbündeten Regierungen im Reichstag
nach Friedensſchluß ein Geſetzentwurf vorgelegt werden , nach dem

die Hinterbliebenenbezüge unter Berückſichtigung des ehemaligen
Arbeitseinkommens feſtzuſetzen ſind . Bis zur reichsgeſetzlichen
Regelung eines vielfach hart empfundenen Notſtandes hat jedoch
der Reichstag dem Kriegsminiſterium als Zuſatz zum Kriegs —⸗

jahresetat ( Penſionsfonds ) in Kapitel 84 à bereits Mittel zu

einem Härtenausgleichsfonds zur Verfügung geſtellt , aus

dem widerrufliche Zuwendungen als Zuſatzrenten an

verſorgungsberechtigte Kriegerwitwen und - waiſen von

Militärperſonen der Unterklaſſen bewilligt werdenkönnen , deren
militäriſcher Rentenbezug dem Arbeitseinkommen des Gefallenen
in keiner Weiſe entſpricht und zum angemeſſenen Unterhalt nicht

ausreicht . Dieſe Zuwendungen , denen noch nicht der Charakter

eines Rechtsanſpruchs zukommt , werden auf Antrag neben

den geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſen ausſchließlich kriegs —
verſorgungsberechtigten Witwen und ehelichen oder legitimierten
Kindern des Verſtorbenen , nicht aber auch Eltern oder Groß

eltern bewilligt . Die Vorausſetzung dabei iſt das Vorliegen
eines Bedürfniſſes im ſozialen Sinn , nicht einer

Bedürftigkeit im Sinne des Armenrechts .

Da wo der Ausfall des Einkommens des Gefallenen durch
andere Einnahmequellen ausgeglichen werden kann , z. B. durch
den Anfall einer zinstragenden Lebensverſicherungsſumme ,durch
die Einnahmen aus einer einträglichen gewerblichen Tätigkeit ,
oder da , wo das Geſchäft oder die Landwirtſchaft ohne weſent⸗

liche Einbuße weiter beſteht , wird von der Bewilligung einer

Zuſatzrente abgeſehen .
Wenn dagegen Hinterbliebene von Kriegsteilnehmern , ſei

es freiwillig , ſei es auf Grund des Hilfsdienſtgeſetzes vom

5. Dezember 1916 ( R. G. Bl . S . 1333 ) während des Krieges
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vorübergehend eine Beſchäftigung im allgemeinen volkswirt —

ſchaftlichen Intereſſe ausüben , ſo ſteht dies der Bewilligung

einer Zuwendung oder der Weiterbelaſſung dieſer nicht im Wege ,

auch wenn eine ſolche Beſchäftigung eine nicht unweſentliche

Beſſerſtellung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Hinterbliebenen

zur Folge hat .

Ausgeſchloſſen vom Bezug von Zuwendungen auf

Grund des Arbeitseinkommens ſind Hinterbliebene von Offizieren

und im Offiziersrang ſtehenden Beamten ſowie von allen Ange —

hörigen des aktiven Heeres , ſofern dieſe vor ihrem Tode noch

keine neunjährige Dienſtzeit hinter ſich hatten . Wenn Hinter —

bliebene von Beamten neben ihrer Verſorgung aus Heeres⸗
mitteln eine in fortlaufenden Beträgen zahlbare Verſorgung oder

gleichſtehende Bezüge aus Zivilmitteln erhalten , iſt die Bewilli —

gung von Zuwendungen nicht angängig ö).

Eine Zuſatzrente muß auch verſagt werden , wenn eine

Witwe ausnahmsweiſe trotz vorhandener Arbeitsfähigkeit eine

gewinnbringende Beſchäftigung ohne erſichtlichen Grund nicht

ausübt . Die Feſtſtellung darüber , ob eine Frau aus geſundheit
lichen Gründen oder wegen beſtehender Familienverhältniſſe eine

Erwerbsarbeit nicht aufnehmen kann und ſoll , iſt allerdings

nicht immer leicht . Eine Zuüſatzrente wird in der Regel auch

kinderloſen Witwen nicht gewährt , deren Ehe erſt während

des Krieges geſchloſſen wurde ( Kriegstrauung ) und nicht zur

Gründung eines eigenen Hausſtandes geführt hat .

Die anzuſtrebende geſetzliche Regelung dieſer Zuſatz⸗

renten wird mannigfachen Schwierigkeiten begegnen . Der indi —

viduelle Arbeitsverdienſt iſt ſchwer zu berechnen ,

ſtorbene mit eigenem Vermögen oder mit Betriebs

hat und wenn die übrigen Familienmitglieder

wenn der Ver

skapital gearbeitet
ſich auch am

Geſchäfte beteiligten ; ſchwierig iſt der Zeitraum für die Berech —

nung feſtzuſtellen , wenn das Arbeitseinkommen des Verſtorbenen

vor dem Kriege ſchwankend war .

Maßgebend für die Berückſichtigung des Arbeitseinkommens

iſt im allgemeinen das im letzten Jahr vor dem Krieg aus

gewinnbringender Beſchäftigung bezogene Einkommen ; doch

kann , wenn dieſes Einkommen in Folge beſonderer Umſtände

niedriger als in den Vorjahren war , auch der Durchſchnitts —

) Vergl .Olshauſen , Beiheft zum Handbuch S. 46/47 .
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betrag der letzten 3Z Jahre vor dem Kriege als Arbeitseinkommen

zugrunde gelegt werden . Ausſichten auf künftige Steigerungen
des Arbeitseinkommens können jedoch auch dann nicht berückſichtigt
werden , wenn ſie mit einer gewiſſen Sicherheit zu erwarten

geweſen waren . Dagegen kann den Hinterbliebenen eines Kriegs —
teilnehmers , der im letzten Jahre vor der Kriegserklärung deshalb

noch kein Arbeitseinkommen hatte , weil er noch in der Aus —

bildung begriffen war , in beſonderen Fällen bei Erfüllung der

ſonſtigen Vorausſetzungen durch das K . M. ein Zuſchuß zu den

geſetzlichen Hinterbliebenenbezügen gewährt werden , wenn , wie

z. B. beim Vorliegen eines vor dem Kriege abgeſchloſſenen

Anſtellungsvertrages , anzunehmen iſt , daß dem Verſtorbenen

lediglich durch die Kriegsteilnahme der in ſicherer Ausſicht ſtehende

Bezug eines beſtimmten Arbeitseinkommens entgangen iſt . Bei

allen Bemühungen um einen gerechten Ausgleich der Einkommens⸗

verhältniſſe wird aber weiterhin die Tatſache andauernd Schwierig
keiten bereiten , daß der Arbeitsverdienſt für die Angehörigen

gleicher Berufe in den verſchiedenen Teilen Deutſchlands ganz

ungleich bemeſſen iſt “) .

1 Vom Reichsausſchuß für Kriegsbeſchädigtenfürſorge
wurden den zuſtändigen Reichsbehörden , dem Bundesrat und dem Reichs⸗

tag , unter dem 30. Juni 1917 eingehende Vorſchläge über die Berück⸗

ſichtigung des Arbeitseinkommens und des Familienſtandes bei Bemeſſung
der militäriſchen Verſorgung nebſt Begründung überreicht , worin bei

Bemeſſung der Zuſatzrenten zwar das Arbeitseinkommen des einzelnen
berückſichtigt werden ſoll , aber vorgeſchlagen wird , gleichzeitig verſchiedene
Gruppen oder Stufen , ähnlich den Steuerſtufen , zu bilden , wobei den

dieſen Gruppen Zugeteilten ein Geſamteinkommen ſichergeſtellt wird , das
einem feſtgeſetzten Durchſchnittsſatz entſpricht ; die Zuſatzrente der Witwe
ſoll ein Drittel des für den verſtorbenen Ehemann geltenden Stufen⸗

durchſchnittsſatzes betragen .
Der Arbeitsausſchuß der Kriegerwitwen - und Waiſenfürſorge hat

ſich im weſentlichen den Leitſätzen des Reichsausſchuſſes angeſchloſſen und
nur in einigen Punkten eine den Erfahrungen der Kriegshinterbliebenen⸗
fürſorge gemäße abweichende Stellung eingenommen . Sein Unterausſchuß
für Rentenfragen hat ebenfalls Leitſätze ausgearbeitet , die dieſe Ab⸗

weichungen begründen und gleichzeitig zu anderen wichtigen Problemen
der Hinterbliebenenverſorgung Stellung nehmen . Sie ſind gemeinſam mit
den Leitſätzen des Reichsausſchuſſes den zuſtändigen Miniſterien ſowie dem
Bundesrat und Reichstag zur Berückſichtigung bei der dringend erforder⸗
lichen Reform der Militärhinterbliebenenverſorgung zugegangen .

Die Leitſätze des Arbeitsausſchuſſes fordern Feſtſetzung des Witwen⸗

geldes leinſchl . der Zuſatzrente ) auf 40⅝ , des Waiſengeldes für Halb⸗
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ikommen Die weſentlichſte Bedingung für die Bewilligung der 4

zerungen Zuſatzrente iſt , daß der Bezug eines von der perſönlichen 0
ickſichtigt Arbeitsleiſtung aus gewinnbringender Beſchäftigung her —

erwarten rührenden Einkommens des Verſtorbenen nachgewieſen iſt .

Kriegs⸗ Einkommen aus Vermögen , Grundbeſitz und Rechten aller Art ,

deshalb das der Familie auch nach dem Tode des Ernährers verbleibt ,

er Aus⸗ ſtellt kein Arbeitseinkonmen dar . Dagegen iſt bei Landwirten

ung der auch der Wert der im eigenen Haushalt verbrauchten , ſelbſt

zu den erwirtſchafteten Naturalien als Einkommen anzuſehen . Der Wert

un , wie

loſſenen
waiſen auf 20 %, für Vollwaiſen auf 30 , des für den Gefallenen

torbenen Slrn 75 15
5 0

geltenden Stufendurchſchnittsſatzes . Doch dürfen Grundrente und Zuſatz⸗

ſtehende rente zuſammen weder für die Witwe noch für die Waiſe den Höchſtſatz

ſt . Bei der Offiziershinterbliebenenverſorgung überſteigen . Auch ſind Zuſatzrenten

mmens⸗ nur ſo weit zu gewähren , daß die geſamten militäriſchen Rentenbezüge

hwierig
der Familie ( einſchließlich der Zuſatzrente ) nicht über 75/¾ des Stufen⸗

durchſchnittsſatzes hinausgehen . Während der Reichsausſchuß nur das
ehörigen 888 . 2

5 Arbeitseinkommen der in gemeinſamem Haushalt lebenden Familien⸗
' s ganz mitglieder außer Anſatz läßt , alles ſonſtige , 100 / im Jahr überſteigende

Einkommen jedoch angerechnet wiſſen will , fordert der Arbeitsausſchuß ,

daß das Einkommen nicht verſorgungsberechtigter Familienmitglieder über⸗

haupt nicht angerechnet wird , weil ſeine Anrechnung ein Auseinanderreißen
irſorge — 5 8 5

der Familien bewirken würde .
n Reichs⸗

eBerück⸗ Von den weiteren Forderungen des Arbeitsausſchuſſes ſeien genannt :

ſemeſſung die geſetzliche Regelung der Abfindung ſich wieder verheiratender Witwen ,

borin bei und zwar Feſtſetzung der Abfindungsſumme auf den 3 —öfachen Betrag

einzelnen der Jahresrente (leinſchl . der Zuſatzrente ) ; Erhöhung der Kriegseltern⸗

rſchiedene unterſtützungen und Ausdehnung auf ſolche Fälle , in denen der Sohn

zobei den zwar noch nicht zum Unterhalt beigetragen hat , wo aber vorausſichtlich

ſird , das ſpäter mit einer Unterſtützung gerechnet werden konnte ; Einbeziehung der

r Witwe Stieftinder , Adoptiv - und Pflegekinder ſowie der ſchuldlos geſchiedenen

Ehefrauen in die geſetzliche Rentenverſorgung , Gewährung eines Unter⸗

haltsbeitrages in Höhe der Waiſenrente l (einſchl . Zuſatzrente ) an uneheliche

Kinder des Gefallenen ohne Rückſicht auf die bisherige Unterhaltsgewäh⸗

rung ; ſchließlich Aufhebung der Unterſcheidung zwiſchen Dienſt⸗ und Kriegs⸗

Stufen⸗

orge hat

ſſen und

liebenen⸗ dienſtbeſchädigung , Anerkennung jeder während des Krieges erlittenen

ausſchuß Dienſtbeſchädigung als Kriegsdienſtbeſchädigung . S. K. 1917 , Nr . 8, S. 104 .

ieſe Ab⸗ Beachtenswerte Vorſchläge über dieͥ Kriegshinterbliebenen⸗

roblemen fürſorge macht Dr. Kurt Blaum in der Zeitſchrift für das Armenrecht 1916 ,

iſam mit Heft 5. ( Vergl . Z. für V. , J . und F. , 8. J. , S. 78. ) Grundlage für den

wie dem Anſpruch der Kriegshinterbliebenen auf ſtaatliche Fürſorge ſoll die

erforder⸗ Schadenerſatzpflicht des Staates ſein , in deſſen Dienſt der Ernährer

gefallen iſt . Die Höhe des Schadens wird durch das tatſächliche Arbeits⸗

Witwen⸗ einkommen des Gefallenen abzüglich der durch ſeinen Wegfall erzielten

ir Halb⸗ Erſparniſſe beſtimmt . Siehe dagegen Schweyer , deutſche Kriegsfürſorge , S. 3.
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einer freien Wohnung iſt zum Einkommen zu rechnen , wenn ſie

durch eine mit dem betreffenden Grundſtück oder der Wohnung
im Zuſammenhang ſtehenden Erwerbstätigkeit erlangt iſt .

Zur Feſtſtelbung des Arbeitseinkommens ſollen

Beſcheinigungen des Arbeitgebers , Steuerveranlagungen , Be —

ſteuerungsmerkmale und ſonſtige geeignete Unterlagen dienen .

Ergeben ſich bei Feſtſtellung des Arbeitseinkommens erheb

liche Schwierigkeiten oder Zweifel , ſo ſind ſachverſtändige Be —

hörden oder Genoſſenſchaften , z. B. Handels - und Landwirt

ſchaftskammern , Gewerbe - und Kaufmannsgerichte , - Innungen ,
Verſicherungsämter oder Vertrauensmänner um Auskunft zu

erſuchen ; gegebenenfalls ſind Lohnliſten zur Einſichtnahme zu
erbitten .

Angaben der Arbeitgeber über den Jahresarbeitsverdienſt
bedürfen einer amtlichen Richtigkeitsbeſcheinigung , ſofern es ſich
nicht um Behörden oder öffentliche Auſtalten oder um bekannte

Arbeitgeber , Firmen und Geſchäftshäuſer handelt , oder wenn nicht

andere Unterlagen , z. B. bei einem Einkommen von mehr als

3000 / , die Steuerveranlagung oder die Beſteuerungsmerkmale
als ausreichender Anhalt dienen können .

Die Gewährung von Zuſatzrenten nach dem Arbeitsein

kommen des Gefallenen ſetzt voraus , daß dieſer ein gewiſſes
Mindeſteinkommen beſeſſen hat . Dieſes wird beim Gemeinen

oder Gefreiten in der Regel mit 1500 angeſetzt ; war der

Verſtorbene Unteroffizier oder Sergeant , muß das Arbeits

einkommen mindeſtens 1700 , wenn er Feldwebel oder Vizefeld
webel war , mindeſtens 2100 betragen haben . War das

Einkommen geringer , ſo wird gewöhnlich keine Zuſatzrente
gewährt , weil angenommen werden muß , daß die wirtſchaftlichen
Verhältniſſe der Familie , die ſchon bei Lebzeiten des Mannes

auf Miterwerb angewieſen war , durch den Tod desſelben nicht
weſentlich verſchlechtert worden iſt . Wenn jedoch Krankheit oder

ſonſtige beſondere Umſtände eine Unterſtützungsbedürftigkeit
begründen , ſo können auch den Witwen und Waiſen derjenigen
Kriegsteilnehmer , welche die angegebene Mindeſtgrenze des

Arbeitseinkommens nicht erreicht hatten , einmalige Unterſtützungen
bis zum Höchſtbetrage von 50 / für die Witwe (½¼ä davon

für Halbwaiſe , ½ für die Vollwaiſe ) von den ſtellvertretenden
Generalkommandos bewilligt werden . Bei Perſonen , deren Arbeits —

einkommen nur gelegentlich in Arbeitslohn beſtand , iſt als jähr⸗
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liches Arbeitseinkommen im allgemeinen der 300fache Betrag des

ortsüblichen Tagelohnes anzunehmen .
Die Höhe der der Witwe zu gewährenden Zuſatzrente richtet

ſich nach dem Grade des Bedürfniſſes im Einzelfalle und der Höhe
des Arbeitseinkommens des Verſtorbenen . Sie beträgt im allge⸗
meinen ½10 dieſes Arbeitseinkommens , darf aber zuſammen mit

der Verſorgung auf Grund des M. H. G. nicht mehr als 30 0

dieſes Arbeitseinkommens ausmachen . Der Mindeſtbetrag iſt 50 %/ ;

dieſer ſteigt ſtufenmäßig bis zu einem Höchſtſatz von 600 / bei

einem früheren Arbeitseinkommen des Verſtorbenen von mehr als

6000 %/ . Zur Zeit dürfen die Zuſatzrenten nur bis zu einem

Jahreseinkommen der Hinterbliebenen von 3000 / bewilligt

werden . Rente und Zuwendung für Witwen und Waiſen ſollen

zuſammen 75 /½ des Arbeitseinkommens des Verſtorbenen nicht Aul . 10

überſteigen. ( S. 246 )

Auf die Zuwendungen ſind alle Bezüge der Witwe und der

Kinder nach der Sozialverſicherung in Anrechnung zu bringen ,
die ſie auf Grund geſetzlicher Verſicherung der Verſtorbenen be —

ziehen . Rentenbezüge dagegen , die eine Witwe erhält , weil ſie

ſelbſt nach der R . V. O. verſichert iſt und durch eigene Marken —

verwendung die Wartezeit erfüllt hat , ſind auf die Zuſatzrente
nicht anzurechnen . Alle übrigen Einnahmen der Witwe und der

Kinder aus Kapitalvermögen und Grundbeſitz , aus Arbeit oder

Gewerbe ſind jedoch zu berückſichtigen . Unter dem Einkommen

der Witwe aus einer iſt aber nur das Rein⸗

einkommen zu verſtehen , das nach Abzug aller Unkoſten bei der

Führung des Geſchäftes übrig bleibt , und es wird den zu —

ſtändigen Behörden ausdrücklich wohlwollende Beurteilung der

Verhältniſſe unter Berückſichtigung der ſozialen Lage der Familie

vor dem Kriege zur Pflicht gemacht.
Für die Feſtſetzung der Höhe der Zuſatzrente iſt auch der

militäriſche Dienſtgrad des Gefallenen maßgebend . Sie iſt größer
für die Hinterbliebenen von Gemeinen , niederer für die Ange—
hörigen höherer Dienſtklaſſen , weil dieſe ſchon aus ihren Ver —

ſorgungsgebührniſſen größere Einnahmen haben .
Die Zuſatzrente zum Waiſengeld iſt ohne Rückſicht auf

den Dienſtgrad des gefallenen Vaters , alſo zugunſten der Kinder ,

für Halbwaiſen auf ein Fünftel , für Vollwaiſen auf ein Drittel

der Zuwendung an die Witwe eines Gemeinen feſtgeſetzt . Be⸗

trägt daher beiſpielsweiſe die Zuſatzrente für die Witwe eines

6

——
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Feldwebels mit einem Arbeitseinkommen von 25 —2600 —½

jährlich 150 / , ſo erhält die Halbwaiſe eine Zuſatzrente von

50 , berechnet nach der Zuwendung von 250 / für die

Witwe eines Gemeinen und nicht ½ von 150 / , der Zuſatz —
rente der Feldwebelswitwe , im Betrage von 30 „ .

Die Zuwendungen werden in Monatsbeträgen zunächſt

für ein Jahr gewährt ; ſie laufen jedoch ohne Antrag weiter bei

gleichbleibenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen . Im Falle einer die

Bedürftigkeit behebenden Verbeſſerung der Vermögenslage werden

ſie eingeſtellt . Die Bewilligung der Zuwendungen erfolgt im

allgemeinen vom 1. Tage des Monats an , der auf den Eingang

des Antrags bei der amtlichen Fürſorgeſtelle ( Ortspolizeibehörde )

folgt ; darum empfiehlt es ſich, den Antrag zugleich mit der

Beantragung der geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſe zu ſtellen .

Als Belege ſind dabei die amtlich beglaubigten Feſtſtellungen

über das Arbeitseinkommen des Verſtorbenen und der Hinter —

bliebenen ſowie die Beſcheide über die Feſtſetzung der Bezüge aus

Reichs⸗, Staats - und Gemeindemitteln und aus etwaigen geſetz—

lichen oder freiwilligen Verſicherungen beizulegen . Die Ent —

ſcheidung trifft das zuſtändige Verſorgungsamt .

Wegen der Erlangung einer Zuwendung auf Grund des

Arbeitseinkommens ſei auf die dem „ Leitfaden “ beigefügten Grund —

ſätze , Nachweiſungen und Vordrucke des K. M. hingewieſen .

6. Bewilligung von widerruflichen Zuwendungen an Hinterbliebene ,
die geſetzlich keinen Anſpruch auf Verſorgung haben oder nicht

genügend berückſichtigt werden .

( Erlaß des K. M. vom 3. 8. 15 Nr . 4111/7 . 15 C 3. )

Aus dem Härtenausgleichsfonds ( Kap . 84 a ) können wider⸗

rufliche Zuwendungen auf dem Verwaltungsweg auch an ſolche

bedürftige Hinterbliebenen bewilligt werden , welche geſetzlich von

einer Kriegsverſorgung ausgeſchloſſen oder die durch dieſe nicht

genügend berückſichtigt ſind. Die Bewilligung von Zuwendungen

zum Ausgleich von Härten iſt für folgende 5 Fälle vorgeſehen :
J . für Kriegswitwen und Waiſen eines Kriegsteilnehmers

der Unterklaſſen (Offizierſtellvertreter , Feldwebel , Vize —
feldwebel , Wachtmeiſter , Vizewachtmeiſter ) , der zum

Leutnant oder Feldwebelleutnant vorgeſchlagen war , aber

vor der Rangerhöhung gefallen iſt (Höchſtſatz 300 WM) ;
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2. für eine ſchuldlos geſchiedene Ehefrau , die der Gefallene

auf Grund gerichtlicher Entſcheidung unterhalten mußte
und tatſächlich unterhalten hat (§S 1578 B . G. B. ) und

die ohne geſetzlichen Anſpruch auf Hinterbliebenenver⸗
ſorgung und ohne andere Unterhaltungsmöglichkeit zurück⸗
bleibt . Zuwendungen dürfen für Witwen von Militär⸗

perſonen der Unterklaſſen bis zu 300 / betragen ;
3. für uneheliche Kriegerwaiſen , wenn die väterliche Unter⸗

haltspflicht feſtſteht und bei nachgeborenen Kindern die

Vaterſchaft glaubhaft nachgewieſen wird ( Vollwaiſe 225 ,

Halbwaiſe 150 υο

für Stiefkinder (voreheliche Kinder und Kinder aus

erſter Ehe) , Adoptiv - und Pflegekinder , für die der Ver⸗

ſtorbene bis zum Heereseintritt wie ein Vater geſorgt
hat ( Vollwaiſe höchſtens 225 , Halbwaiſe 150 / ) ;

5. für bedürftige Kriegseltern und Großeltern , Stief⸗ und

Pflegeeltern , zu deren Lebensunterhalt der Verſtorbene
weſentlich beigetragen hat (Höchſtſatz 240 . ) .

Kriegshinterbliebene ſind nach dem Dienſtgrad verſorgungs⸗
berechtigt , den der Verſtorbene vor ſeinem Tode eingenommen
hatte . Die widerrufliche Zuwendung an Witwen und Waiſen von

ſolchen Kriegsteilnehmern , deren Beförderung ſich nur durch
die Zufälligkeiten des Krieges verzögert hat , wird deswegen
im Einzelfalle als große Wohltat empfunden werden , beſonders
wenn neben dieſer Zuwendung gegebenenfalls auch noch eine Zu —
ſatzrente auf Grund des Arbeitseinkommens des Verſtorbenen

bewilligt werden kann , die Hinterbliebene von Offfzieren nicht
erhalten können .

Wenn ſchuldlos geſchiedenen Ehefrauen Familien⸗

unterſtützung gewährt wird , ſoll die Zuwendung zuſammen mit

dem reichsgeſetzlichen Mindeſtbetrag der Familienunterſtützung
( 20 ) den Betrag nicht überſteigen , den der Gefallene vor

ſeinem Tode bezw . vor ſeinem Eintritt in das Heer tatſächlich
als Unterhaltsbeitrag geleiſtet hat oder nach Lage der Verhältniſſe
hätte leiſten müſſen , wenn er am Leben geblieben wäre . Kinder

aus geſchiedener Ehe ſind verſorgungsberechtigt und werden wie

Vollwaiſen behandelt .
Der Unterhalt der unehelichen Kriegerwaiſenkinder ,

der nach §S 1708 B . G . B . den geſamten Lebensbedarf ſowie die

Koſten der Erziehung und der Vorbildung zu einem Beruf umfaßt ,
6 *
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iſt bis zum 16 . Lebensjahr in einem der Lebensſtellung der

Mutter entſprechenden Umfang zu gewähren . Nach dem Tode

des Vaters des unehelichen Kriegerkindes geht gemäß §S 1712

B. G. B . die Unterhaltspflicht gegenüber dem Kinde auf die Erben

des Vaters über . Vor der Zubilligung einer widerruflichen Zu —

wendung iſt deswegen im Einzelfalle zu prüfen , ob und wie

weit der Erbe des Kindesvaters zur Gewährung des Unterhalts

heranzuziehen iſt , wenn das Kind nicht aus eigenem Einkommen

oder Vermögen oder dem Einkommen und Vermögen ſeiner Mutter

unterhalten werden kann . Die früher gewährte Abfindung des

Kindes durch Zahlung eines Kapitals , das den unehelichen Vater

von ſeiner Unterhaltspflicht befreite , ſchließt die Bewilligung

einer Zuwendung für das Kind im Bedürfnisfalle nicht aus ) .

Die widerruflichen Zuwendungen an uneheliche Krieger —

waiſen können neben der Familienunterſtützung nach einem

Erl . des K. M. vom 7. 1. 18 grundſätzlich nur dann gewährt

werden , wenn neben der von den Lieferungsverbänden gezahlten ,

ſeit 1. 10 . 17 erhöhten Familienunterſtützung noch ein Bedürfnis

zu der Zuwendung vorliegt . Dieſe Bezüge dürfen zuſammen den

Betrag nicht überſteigen , den der Gefallene vor ſeinem Tode

tatſächlich gezahlt hat oder im Falle ſeiner Nichteinberufung

gezahlt haben würde ) .
Die Verſorgung der unehelichen Kinder ſoll nicht höher

ſein , als die der ehelichen ; die Höchſtſätze widerruflicher Zuwen

dungen bleiben deswegen etwas unter dem Waiſengeld der ehe —

lichen Halb - und Ganzwaiſen . Als Vollwaiſen gelten alle Kinder

von Müttern , die zum Empfang der geſetzlichen Hinterbliebenen —

bezüge nicht berechtigt ſind . Das wird der Regelfall ſein , da ja

meiſtens die uneheliche Mutter keine Verſorgungsgebührniſſe

bezieht , es ſei denn , daß ſie einen Mann geheiratet hat , der wie

der Vater ihres unehelichen Kindes auch gefallen iſt 5) .

) Hinſichtlich des Nachweiſes der Vaterſchaft und der Unterhalts⸗

pflicht ſiehe Olshauſen , Beiheft zum Handbuch , S. 12 ff.

***) Erlaß des K. M. vom 28. 6. 16.

5) über die Grundſätze , nach denen uneheliche Kriegerwaiſen ein —

malige Zuwendungen erhalten können , vergl . Z. für V. , J . und F. ,

8. Jahrgang , S. 122 , S. K. 1917 , Nr . 11, S. 137 und N. d. R. 1917

Nr . 156 .

Für die bedürftigen unehelichen Kinder von Kriegsgefangenen , Ver⸗

mißten undKapitulanten hat das K. M. aus den Kontributionsgeldern einen

beſondeſen Fonds in der Höhe von 1 Million Mark überwieſen erhalten .
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Dem Antrag auf eine widerrufliche Zuwendung ſind als

Unterlagen beizufügen :

a ) Geburtsſchein für das Kind ,

b) Nachweis der Vaterſchaft und Feſtſtellung der Höhe

des Unterhaltsbetrags (Abſchrift des betreffenden Gerichts⸗

urteils ) ,

( ) Nachweis , daß der Verſtorbene ſeiner Unterhaltspflicht

nachgekommen iſt (Abſchnitte der Poſtanweiſungen oder

ähnliche Unterlagen ) , oder Angabe der Hinderungs —

gründe ,

οd) Angabe des letzten Truppenteils des Verſtorbenen

( Feldadreſſe , Sterbeurkunde ) .

Die Anträge müſſen ferner erſehen laſſen :
die Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe des Kindes ,

der Kindesmutter und ſonſtiger unterſtützungspflichtiger

Angehöriger ,

1) die Höhe der Familienunterſtützune0 Boh 5 9,

g) Name des für das Kind beſtellten Vormundes und an

wen Zuwendungsbeträge zu zahlen ſein werden .

Den Anträgen ſind der geſamte Schriftwechſel und wenn

erforderlich , auch die Vormundſchaftsakten beizufügen .

Als Stiefkinder von verſtorbenen Kriegsteilnehmern

kommen für widerrufliche Zuwendungen die nach dem M. H. G.

nicht waiſengeldberechtigten Kinder aus einer früheren Ehe der

Frau oder uneheliche Kinder derſelben in Betracht , die nicht von

dem Verſtorbenen herſtammen . Bei Wiederverheiratung der

hinterbliebenen Witwe fällt die Zuwendung für die Stiefkinder

nicht ohne weiteres weg , namentlich dann nicht , wenn der zweite

Ehemann nicht in der Lage iſt , die Sorge für die Kinder zu

übernehmen .

Auch die durch Adoption an Kindesſtatt angenommenen

Kinder können weder Waiſengeld noch Kriegswaiſengeld bekommen ,

dagegen kann ihnen wie den Stiefkindern eine widerrufliche

Zuwendung gewährt werden , wenn der verſtorbene Kriegsteil⸗

nehmer für ſie bis zum Eintritt in das Heer oder bis zu ſeinem

Tode wie ein Vater geſorgt hat .

Den angenommenen Kindern gleich behandelt werden die
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Pflegekinder , d. h. alle diejenigen Kinder , die der Verſtorbene
bis zu ſeinem Tode wie eheliche unterhalten hatte N

Für die geſetzliche Geldverſorgung von Krieger —
eltern mit Kriegselterngeld wird verlangt , daß der Verſtorbene
deren Lebensunterhalt ganz oder überwiegend beſtritten hat ;
die Bewilligung von widerruflichen Zuwendungen an

dieſe erfolgt nach milderen Grundſätzen .
Aufgabe der örtlichen Fürſorgeſtellen iſt es , zunächſt in jedem

einzelnen Falle in wohlwollender Weiſe zu prüfen , inwieweit die

geſetzlichen Vorausſetzungen für die Gewährung des Kriegs —
elterngeldes als erfüllt anzuſehen ſind . Trifft dies nicht zu ,
ſo iſt der Antrag auf Kriegselterngeld auch unter dem Geſichts⸗
punkt zu prüfen , ob der Gefallene die Eltern wenigſtens weſent —
lich unterſtützt hatte . Eine weſentliche Beſtreitung des Unter⸗

halts der Eltern liegt vor , wenn durch den Wegfall der Unter —

ſtützung der Unterhalt der Eltern gefährdet erſcheint . Kann dieſe
Frage bejaht werden , ſo bewilligt die Militärverwaltung ohne
beſonderen , weiteren Antrag in demſelben Erlaß , durch den das

Kriegselterngeld abgelehnt wird , im Falle der Bedürftigkeit an
die Eltern eine widerrufliche Zuwendung , die gewöhnlich nur

wenig hinter dem Höchſtbetrag des geſetzlichen Kriegselterngeldes
zurückbleibt “ ) . Dieſe Zuwendung bei nur weſentlicher Unterhalts —

*) Mit der vormundſchaftsgerichtlichen Fürſorge für Kriegerwaiſen
( uneheliche Kinder als Pflegekinder ) beſchäftigt ſich ein Erlaß des Gr .

Juſtizminiſteriums vom 4. Mai 1917 , J 17987 .

) Über „Kriegselterngeld und widerrufliche Zuwendungen “ ſagt ein
Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 19. 5. 1917 :

J. Wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Gewährung von
Kriegselterngeld nicht erfüllt ſind , dürfen widerrufliche Zuwendungen aus
Kap . Scka nur bewilligt werden , falls eine weſentliche Beſtreitung des
Lebensunterhaltes der Eltern durch den gefallenen Sohn erfolgt iſt und
Bedürftigkeit vorliegt . Letztere allein kann jedoch die Zuerkennung einer
widerruflichen Zuwendung aus Kap . 84 anicht rechtfertigen .

2. Dieſe Zuwendungen , die ſtets in monatlichen Teilbeträgen zu
zahlen ſind , werden zwar zunächſt auf ein Jahr bewilligt , ihre Weiter⸗
zahlung erfolgt aber nach dem Erlaß vom 13. 2. 1916 — Nr . 128/1 . 16 . 03
—ohne weiteres , wenn in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen eine Auderung
nicht eingetreten iſt ; ſie ſind deshalb nicht als „ einmalige “ , ſondern als
„widerrufliche Zuwendungen “ zu bezeichnen . Mit Rückſicht auf die einſt⸗
weilige Weiterzahlung der Zuwendungen iſt ebenſo wie beim Kriegs⸗
elterngeld eine Nachprüfung der Verhältniſſe dann von vornherein vor⸗
zuſehen , wenn eine Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage als wahrſcheinlich
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gewährung durch den Verſtorbenen kann viel häufiger bewilligt
werden als das geſetzliche Kriegselterngeld . Sie ſoll für die

Dauer des Krieges gelten und nur in beſonderen Fällen , in denen

keine Bedürftigkeit mehr beſteht , wieder eingeſtellt werden .

Nach einem Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 28 . II . 1917

kann die Zuwendung von widerruflichen , in monatlichen Teil —

beträgen zahlbaren Beihilfen aus dem Härtenausgleichsfonds
unter der gleichen Vorausſetzung , die für die Bewilligung von

widerruflichen Zuwendungen an Kriegereltern gelten , auch auf

Adoptiv⸗ , Pflege - , Stief - und Schwiegereltern
ausgedehnt werden , denen ein Kriegselterngeld nicht zuſteht , da

dieſes nach §S 22 M. H. G. nur den leiblichen Verwandten der

aufſteigenden Linie gewährt werden kann . Die Höhe der

Zuwendung richtet ſich — abgeſehen von der Bedürfnisfrage
nach der Höhe der von dem Verſtorbenen tatfächlich geleiſteten

Unterſtützung . Eine etwa gewährte Familienunterſtützung iſt

mit dem reichsgeſetzlichen Mindeſtbetrag in Anrechnung zu

bringen .

Auch Geſchwiſter , Halbgeſchwiſter und Stief —

geſchwiſter können widerrufliche Zuwendungen erhalten , wenn

der Verſtorbene dieſe vor ſeinem Eintritt in das Feldheer über —

wiegend oder weſentlich unterhalten hat , neben Kriegselterngeld
oder einer widerruflichen Zuwendung an die Eltern aber nur

dann , wenn die Geſchwiſter , die im gemeinſamen Haushalt mit

den Eltern leben , zu eigenem Erwerb nicht in der Lage ſind .

Außer einer widerruflichen Zuwendung an die Kriegereltern ,
die zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes dient , iſt in dem an

gegebenen Erlaß des KH M. vom 28 . Februar 1917 auch die

anzunehmen iſt . ( Vergl . Ziffer 1 des Erlaſſes vom 7. 4. 1916

Nr . 5346/3 . 16. C3 —

Hierbei wird darauf hingewieſen , daß Zahlungseinſtellungen während

der Dauer des Krieges tunlichſt zu vermeiden ſind . Innerhalb des

Bewilligungsjahres ſelbſt iſt die gewährte Unterſtützung nicht zu entziehen .

Erſcheint dies in beſonderen Ausnahmefällen erforderlich , ſo iſt zuvor die

Entſcheidung der Verſorgungs⸗Abteilung für Hinterbliebene des Kriegs⸗
miniſteriums einzuholen .

3. Die Frage der Bedürftigkeit iſt unter Berückſichtigung der auch

jetzt noch ſtetig zunehmenden allgemeinen Teuerung mit größtem Wohl⸗

wollen zu prüfen . Insbeſondere ſind weit zurückliegende Anträge , die

damals wegen mangelnder Bedürftigkeit abgelehnt worden ſind , bei einer

erneuten Prüfung ohne jede Engherzigkeit zu behandeln .
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Bewilligung von einmaligen Zuwendungen bis ; zu 500 %/
als Beihilfen zu den Koſten der Berufsausbildung des Ver⸗

ſtorbenen für Eltern , Großeltern , Geſchwiſter der Eltern , Stief⸗
eltern und Schwiegereltern , Pflege - und Adoptiveltern , an

Geſchwiſter und Stiefgeſchwiſter vorgeſehen . Als Berufsaus⸗
bildungkoſten rechnen nur die Ausgaben für die

zu einem beſtimmten Beruf ( Beſuch von Fachſchulen , Handels —
ſchulen , Lehrerſeminarien , Hochſchulen uſw) . Die Koſten für
den Beſuch einer höhern Lehranſtalt ( Gymnaſium uſw. ) können
nur inſoweit berückſichtigt werden , als ſie durch den über die

Erlangung des Berechtigungsſcheines zum einjährig⸗freiwilligen
Militärdienſt hinaus fortgeſetzten Beſuch einer ſolchen Anſtalt
entſtanden ſind , alſo nicht bloß der Erlangung einer allgemeinen
Bildung , ſondern der Berufsausbildung dienten ) .

Dieſe Beihilfe darf neben Kriegselterngeld oder neben
einer widerruflichen Zuwendung anſtelle des Kriegselterngeldes
nicht bewilligt werden . Sie iſt eine ein malige Unterſtützung
und iſt in einer Summe zahlbar .

Vorausſetzung für die Bewilligung einmaliger Zu —
wendungen zu den Berufsausbildungskoſten iſt , daß von den
Eltern oder deren Stellvertretern für die Berufsausbildung des

verſtorbenen Heeresangehörigen Aufwendungen in
der Hoffnung gemacht wurden , an dem Verſtorbenen ſpäter
inſofern eine Stütze zu haben , als dieſer aller Vorausſicht nach
für den Lebensunterhalt der betreffenden Perſon geſorgt haben
würde .

Während Kriegselterngeld beim Tode mehrerer Söhne nur
einmal bewilligt werden kann ( S. S . 74 ) , darf die Zuwendung
zu den Koſten der Berufsausbildung beim Vorliegen der

) Die Erfahrung hat ergeben , daß aus dieſer einſchränkenden
Beſtimmung im Einzelfalle große Härten entſtehen können , und es ſollte
erreicht werden , daß die Koſten für den Beſuch einer höheren Schule
auch dann berückſichtigt werden , wenn der Schulbeſuch mit der Erlangung
des Berechtigungsſcheines zum einjährig⸗freiwilligen Dienſt abſchloß .
Ebenſo kann die Beſtimmung , daß die Unterſtützung des gefallenen
Sohnes ſchon vor und nicht erſt während des Heeresdienſtes erfolgt
ſein mußte , zu einer großen Härte führen , da in manchen Fällen ein

eigener Gelderwerb vor der Einberufung gar nicht möglich war , eine

Unterſtützung der Eltern aber nach der militäriſchen Beförderung des

tüchtigen Sohnes in reichem Maße erfolgte , nach deren Wegfall große
Not entſteht .
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ſonſtigen Vorausſetzungen beim Tode eines jeden Sohnes be —

willigt werden .

Die Anträge ſind von den amtlichen Fürſorgeſtellen nach
einem bei den Verſorgungsämtern erhältlichen Muſter aufzunehmen .
( Siehe Leitfaden . )

Auch die Härten der geſetzlichen Witwen⸗ und

Waiſenverſorgung können durch Zuwendungen aus

Kap . 84à einen berechtigten Ausgleich erhalten ; denn als eine

große Unbilligkeit muß es empfunden werden , daß Familien

eines Gemeinen mit mehr als 4 Kindern eine Kürzung ihrer

allgemeinen Verſorgung erfahren ſollten “) , lediglich weil andern⸗

falls die Vollrente des Gefallenen als Gemeiner überſchritten
wäre . Aus dieſem Gründe wurde beſtimmt , daß ſolchen Hinter —⸗
bliebenen die geſetzlich vorgeſchriebene Kürzung im Wege einer

Ausgleichszuwendung wieder zugeführt werden kann für den

Fall , daß ein Bedürfnis dazu vorhanden iſt und den Hinter —
bliebenen aus den geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſen und den

*) Witwen⸗ und Waiſengeld dürfen nach § 15 M . H .G. weder

einzeln noch zuſammen den Betrag der in § 9 des Mannſchaftsverſor⸗

gungsgeſetzes für die betreffenden Dienſtgrade feſtgeſetzten Penſionsgebühr⸗

niſſe überſteigen ; dieſe betragen 540 / bei Gemeinen ,
600 „ „ Unteroffizieren ,
720 „ „ Sergeanten ,
900 „ „ Feldwebeln .

Die Höchſtgrenze wird bei der Witwe eines Gemeinen mit 4 Kindern

erreicht ( 300 % 4 X 60 / = 240 , zuſammen 540 / ) . Beim

5. Kind und bei jedem weiteren ſoll deswegen eine Kürzung der Kriegs⸗

verſorgung eintreten ; ſie kann aber durch widerrufliche Zuwendungen

entſprechend dem Rentenbezug der ältern Kinder um 60 / , d

Betrag der allgemeinen Verſorgung der Waiſe erhöht werden .

i. den

Bei der Familie eines gefallenen Unteroffiziers fällt aus dem

angegebenen Grunde die allgemeine Verſorgung beim 6. , bei der eines

Sergeanten beim 8. Kinde fort .

Das Witwengeld wird ferner dann gekürzt , wenn der Verſtor⸗

bene mehr als 15 Jahre älter war als ſeine Frau ; doch fällt dieſe

Kürzung bei längerer Dauer der Ehe ganz oder teilweiſe wieder fort .

Zu der Frage : Kürzung der allgemeinen Verſorgung bei mehr als

4 Kindern hat das Landgericht I , Berlin , entſchieden , daß eine ſolche

nicht eintreten darf , ſondern die den Hinterbliebenen zu gewährenden

Renten , nach den höheren Sätzen der S§8S 20b und 21b M. H. G. zu

bemeſſen ſind . S . K. 1917 , Nr . 8, S. 107 ; vergl . S. K. 1917 , Nr . 9,

S. 118 f.
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Anſprüchen auf Grund der R . V . O . nicht ein höheres Jahres —
geſamteinkommen zufließt , als der Verſtorbene nachweislich beſaß “) .

Ein beſonderer Antrag auf Gewährung dieſer Aus —

gleichszuwendungen iſt nicht erforderlich . Prüfung und Bewil —

ligung erfolgt durch das für den Truppenteil des Verſtorbenen

zuſtändige Verſorgungsamt von Amtswegen bei der Feſtſetzung
der geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſe . Sollte dies nicht ge

ſchehen oder eine Nachprüfung erforderlich ſein , ſo ſind Anträge
an das für den Wohnort der Hinterbliebenen zuſtändige Ver —

ſorgungsamt weiterzugeben .
Während die Rente vom Todestag an bezahlt wird , iſt die

achbewilligung der widerruflichen Zuwendung für die vor der

ntragſtellung liegende Zeit nicht zuläſſig ; für den Beginn
derſelben iſt der Tag der Antragſtellung maßgebend . Die

Anträge ſind deswegen auch für dieſe Art von widerruflichen
Zuwendungen möglichſt frühzeitig , am beſten zugleich mit dem

Rentenantrag zu ſtellen . Die amtlichen Fürſorgeſtellen werden

ſie mit aller Unparteilichkeit und Objektivität prüfen und die

Vorlage an das Verſorgungsamt in einer ſo ausführlichen und

anſchaulichen Weiſe begründen , daß ſich ein vollſtändiges Bild

der Geſamtlage des Geſuchſtellers und ſeiner durch den Krieg

geſchaffenen Lebensverhältniſſe erkennen läßt . Für die Gewäh
rung einer widerruflichen Zuwendung braucht keine armenrechtliche
Bedürftigkeit vorzuliegen ; die Prüfung kann deswegen im weit

gehendſten ſozialen Sinne erfolgen . Nähere Ausführungen gibt
der „Leitfaden “““)

N

A

) Ahnlich iſt dies bei den Familien eines gefallenen Unteroffiziers
mit mehr als 5, bei den Familien eines Sergeanten mit mehr als 7

Kindern .

)0 über Zuwendungen aus Kap . 84 a an Angehörige von Ver —

mißten ſ. Olshauſen , Beiheft zum Handbuch , S. 6 Ziff . e, 36 6.

„ Die Armierungsſoldaten gehören zu den Militärperſonen
der Unterklaſſen , die Armierungsarbeiter dagegen nicht . Den

Hinterbliebenen der bei der fortifikatoriſchen Armierung der Feſtungen
und bei der Herſtellung von Feldbefeſtigungsanlagen beſchäftigt geweſenen ,

während des jetzigen Krieges verſtorbenen Armierungsarbeiter
können bis auf weiteres einmalige widerrufliche Zuwendungen aus Kapitel
84 a des Kriegsjahresetats gewährt werden , wenn ihnen nicht etwa auf
Grund der Unfallverſicherung (3. Buch der R. V. O. ) eine höhere Verſor —

gung zuſteht , und wenn im übrigen die Vorausſetzungen des M. H. G. 07 ,
wie ſie für die Hinterbliebenen von Angehörigen der Unterklaſſen vorge⸗
ſehen ſind , erfüllt ſind .

di

m

N

—

υν

fl

N



hres⸗

aß“) .
Aus⸗

ewil⸗

benen

tzung

t ge

träge
Ver⸗

ſt die

rder

eginn
Die

lichen
dem

erden

die

und

Bild

Krieg
wäh
tliche
weit

gibt

iziers

als 7

Ver⸗

ſonen
Den

ungen

ſenen ,
ziter

apitel

a auf

erſor⸗
. 07 ,

ſorge⸗

9) Ausgleichsunterſtützungen , Kriegsbeihilfen ,
militäriſche Sonderunterſtützungen .

Außer durch Zuwendungen aus Kap . 84a kann aber be⸗

dürftigen Kriegshinterbliebenen noch in verſchiedener anderer Form
mit Unterſtützungen geholfen werden. Eine wirtſchaftliche
Notlage entſteht nicht ſelten dann , wenndie Familienunterſtützung
3 Monate nach dem Tode des Kriegsteilnehmers aufhört und die

Hinterbliebenenverſorgung beginnt .
Infolge der namentlich in Großſtädten zugebilligten , nicht

unweſentlichen örtlichen Erhöhung der Mindeſtſätze der Familien⸗

unterſtützung durch Mehrleiſtungen in Geld und Sachbezügen
und des vielfach in recht beträchtlichem Umfang gewährten Miet⸗

zuſchuſſes ſtehen manche Kriegerwitwen und ihre Kinder mit der

Hinterbliebenenverſorgung auf Grund des M . H. G. ſchlechter als

mit der Familienunterſtützung . Gegen den Vorſchlag , dieſen

Kriegshinterbliebenen Ausgleichsunterſtützungen in der

Form von Zuſchüſſen zu den Rentenbezügen in der Höhe des

Ausfalles zu gewähren , wurden von der Reichsfinanzverwaltung
grundſätzliche Bedenken erhoben . Vom Reichsamt des Innern
wurde deswegen auf Grund einer Verfügung des Reichskanzlers

Die zu bewilligenden Beträge dürfen nachſtehende Höchſtſätze nicht

überſteigen :
J. Unter den Vorausſetzungen der allgemeinen Verſorgung des

M. H. G. 07 :

für die Witvwe i

für jedes Kind unter 18 Fahren
Hälbwaiſe 503

Vollwaiſe . . 90

II . Unter den Vorausſetzungen 915 Kefegsverſorgung des M. H. G. 07 :

a) für die Hinterbliebenen eines Vorarbeiters :

für die Witwe 3ͤ 189

für jedes Kind unter 18 Gahren
Halbwaiſeee

Vollwaiſe „„

b) für die Hinterbliebenen gile Arbeiters:
für die Wite 0

für die Kinder wie unter 2
Die Zahlung der einmaligen Zuwendungen erfolgt in 12 gleichen

Beträgen monatlich im voraus , für die rückliegende Zeit in einer Summe .

Bereits abgelehnte Anträge ſind einer Nachprüfung zu unterziehen .

Kriegsminiſterium Nr . 2850 . 8. 15. CO3.

Berlin , den 10. Oktober 1915 “ .
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vom 26 . März 1917 angeregt , daß von den Lieferungsverbänden
verwitweten Kriegerfrauen und ihren Familien neben den Hinter⸗

bliebenenbezügen Unterſtützungen auf dem Wege der ge —

meindlichen Kriegswohlfahrtspflege gewährt werden

und zwar in einer Höhe , die nicht durchweg in dem Unterſchieds⸗
betrag zwiſchen der früheren Familienunterſtützung und den Hinter —

bliebenenbezügen beſteht , ſondern nach dem jeweiligen Grad der

Bedürftigkeit bemeſſen wird . Anträge ſind an die Gemeinde zu

richten , in welcher die Hinterbliebenen ihren Wohnſitz haben .

Da eine ſolche Zuwendung damit den Charakter einer freiwilligen
Geldfürſorge erhält , ſind grundſätzlich keine Bedenken dagegen zu

erheben , daß dieſe Unterſtützungen außer von der gemeindlichen

Kriegswohlfahrtspflege auch von der ſozialen Kriegshinter —

bliebenenfürſorge übernommen werden , bis eine Ande—⸗

rung des Militärhinterbliebenengeſetzes durchgeführt iſt oder ſonſt

ſtaatliche Zuſchläge zu der Militärhinterbliebenenrente bewilligt
werden . In Baden wurden bisher weder von einzelnen Liefe —

rungsverbänden und Städten , noch aus Mitteln des B . H . D.

ſolche reine Ausgleichsunterſtützungen bezahlt . Die unter Berück —

ſichtigung der ſchwierigeren wirtſchaftlichen Verhältniſſe zahlreicher
gewordenen Zuwendungen berückſichtigen im Einzelfalle die vor⸗

handene Notlage , wie ſie durch Krankheit , Erziehungsbedürftigkeit
der Kinder , Rückſicht auf die Erhaltung der geſellſchaftlichen
Stellung des verſtorbenen Mannes nötig geworden ſind und ſind
deswegen meiſtens höher , als der in Frage kommende Unter⸗

ſchiedsbetrag ausmacht ! ) .
Auch die Militärverwaltung nimmt ſich der Not dieſer Krieger —

frauen durch die Gewährung von Unterſtützungen aus Heeresmitteln
an und erfüllt auf dieſe Weiſe neben der Hinterbliebenenverſorgung
auch die ſoziale Pflicht einer Geldfürſorge für bedürftige Kriegs⸗

hinterbliebene . Nach einem Erlaß des K. M. vom 26 . 11 . 1917

dürfen Kriegerwitwen von Militärperſonen der Unterklaſſen , die nach
Empfang der Hinterbliebenenbezüge ſchlechter geſtellt ſind wie früher
als Kriegerfrauen , durch die Verſorgungsämter beim Vorliegen eines

Bedürfniſſes auf Antrag aus Kap. 74 , Titel 8 des Kriegsjahres⸗
etats für die Dauer des Krieges befondere Zuwendungen als

Ausgleichsunterſtützungen bewilligt werden . Zur Unter⸗

ſtützung der Hinterbliebenen der Oberklaſſen ſtehen dem Kriegs⸗

über die Zulagen zu den Renten aus der ſozialen Verſicherung5 . 8 0 9
ſ. S. 96 A.
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miniſterium Mittel aus Kap. 74 , 5 des Kriegsjahresetats zum

gleichen Zwecke zur Verfügung . Auch ſonſt können die General —

kommandos auf Anſuchen , ſoweit und ſolange hierfür ein Bedürfnis

vorliegt , ausreichend durch Unterſtützungen helfen , und zwar ohne

Rückſicht auf eine beſtimmte Einkommensgrenze und ohne Feſtlegung

auf beſtimmte Sätze . Bei unvermeidlichen Verzögerungen in der

Anweiſung oder Bewilligung der geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſe

iſt zur Beſeitigung einer wirtſchaftlichen Notlage der Empfangs⸗

berechtigten ſchnell und ausreichend mit Vorſchüſſen zu helfen .

( S. K. 1918, Nr. 1, S . 1 und 1918 Nr. 4, S . 40, A . M. 1918 ,

Nr . 1, S . 8, Nr . 6) .

Nach einem weiteren Erlaß des KHM. vom 14 . 12 . 1917

können verſorgungsberechtigte ehemalige Heeresangehörige und

Hinterbliebene infolge der durch den Krieg hervorgerufenen

Teuerung der notwendigſten Bedarfsgegenſtände allgemein

laufende Unterſtützungen als Kriegsbeihilfen er —

halten , deren Höheſich nach Lage des einzelnen Falles richtet ;

dieſe werden zuſammen mit den Hinterbliebenenbezügen ausbezahlt .

Im Anſchluß an dieſe Entſchließung des K. M. wird durch

Erlaß vom 12 . 2. 1918 nachſtehendes weiter beſtimmt : Witwen

und Waiſen , die nur Kriegsverſorgung ( Kriegswitwen ,
Ftriegswaiſengeld , Witwenbeihilfen ) oder Ausgleichsunterſtützungen

beziehen , können im allgemeinen mit Kriegsbeihilfen nicht
berückſichtigt werden . Ergeben ſich aber hieraus beſondere Härten

oder liegen Verhältniſſe vor , die unter den gegenwärtigen Um⸗

ſtänden die Gewährung weiterer Mittel durchaus angezeigt er —

ſcheinen laſſen , kann durch einmalige Unterſtützung geholfen

werden . ( A. M. 1918, Nr. 10, S . 103 . )
Ebenſo wird in einem Erlaß des K. [M. vom 4. März

1918 ( A. M. 1918 , S . 168 , Nr . 159 ) verlangt , daß Kriegs⸗

hinterbliebenen , die dadurch in Not geraten find , daß für das

Leiden der Verſtorbenen Dienſtbeſchädigung nicht anerkannt und

ihnen daher Witwen - und Waiſengeld nicht gewährt werden

konnte , nach vorausgegangener Prüfung der Verhältniſſe aus⸗

giebig aus Spendemitteln geholfen werden ſoll .

Auch aus beſonderen Unterſtützungsmitteln des Kriegsmini —

ſteriums ,der Generalkommandos und einzelner Truppen⸗

verbände können den Kriegshinterbliebenen beim Vorhandenſein

einer Notlage in beſchränktem Umfange Beihilfen bewilligt werden .

Alle Geſuche in Unterſtützungsangelegenheiten ſind in ein⸗
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fachſter Form unter Darlegung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe
durch Vermittlung der örtlichen Fürſorgeſtellen des B. H .D. an das

zuſtändige Verſorgungsamt oder Bezirkskommando zu richten . Die

Fürſorgeſtellen haben die Bedürftigkeit gewiſſenhaft aber ohne
jede Engherzigkeit zu prüfen und ihr Gutachten erforderlichenfalls
durch Beifügen von Belegen , Beſcheinigungen , ärztlichen Zeugniſſen
und dergleichen zu ergänzen . Gleichzeitig ſollen die Anträge
der Fürſorgeſtellen Vorſchläge enthalten , ob und in welcher Höhe
eine einmalige oder laufende Unterſtützung angemeſſen erſcheint .

2 . Die Geldverſorgung aus der reichsgeſetzlichen
Verſicherung .

Die Sozialverſicherung des Deutſchen Reichs beruht im weſent —

lichen auf der Reichsverſicherungsordnung vom 19 . Juli 19 ,
ergänzt durch Geſetz vom 12 . Juni 1916 , und auf dem Ver⸗

ſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 20 . Dezember 1911 . Die
R. V . O. regelt die Krankenverſicherung , die Unfallverſicherung und
die Alters - und Invalidenverſicherung . Für die Kriegszeit ſind die

genannten Geſetze durch zahlreiche Erlaſſe ergänzt worden .

Als reichsgeſetzlich geregelte Sozialverſicherung kommt für die

Kriegshinterbliebenen hauptſächlich die Arbeiter - und Angeſtellten⸗
verſicherung in Betracht , mit deren feſtgeſetzten Leiſtungen ſicher
gerechnet werden kann und die ſich im Rahmen der Kriegswohl⸗
fahrtspflege als durchaus anpaſſungs⸗ und ausbaufähig erwieſen
hat . Die geldlichen Leiſtungen derſelben werden den Verſicherten
in ihrem vollen Umfange neben der Kriegsverſorgung gewährt .

a ) Die Invalidenverſicherung .
Die nächſten Angehörigen ( Witwen und Waiſen ) verſtorbener ,

verſicherter Kriegsteilnehmer haben Anſpruch auf Hinterbliebenen⸗
fürſorge auf Grund der Invalidenverſicherung , vorausgeſetzt , daß
der Verſtorbene die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft auf⸗
recht erhalten hat . Eltern und Geſchwiſter des Verſtorbenen haben

dagegen keinen Anteil an dieſer Art von Hinterbliebenenfürſorge .
Unter Wartezeit iſt hier zu verſtehen ,daß der Verſicherte

eine beſtimmte Zahl von Beiträgen entrichtet hat und zwar 200

Wochenbeiträge , ſofern davon mindeſtens 100 auf Grund der

Verſicherungspflicht entrichtet ſind , bei freiwilliger Verſicherung
500 Wochenbeiträge . Als Beitragswochen gelten dabei auch
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Krankheits - ſowie Militärdienſtzeiten , wenn durch ſie eine ver —⸗

ſicherungspflichtige Tätigkeit unterbrochen wurde ( § 1281 R . V. O. ).
Die Wartezeit beläuft ſich im 1. Falle auf ungefähr 4 Jahre ;
bei Selbſtverſicherung dagegen kommt ein Zeitraum von etwa

10 Jahren in Frage .
Die Anwartſchaft wird dadurch aufrecht erhalten , daß

während zweier Jahre nach dem auf der Quittungskarte verzeichneten

Ausſtellungstage mindeſtens 20 Wochenbeiträge auf Grund der

Verſicherungspflicht oder der freiwilligen Weiterverſicherung oder

mindeſtens 40 Beiträge auf Grund der Selbſtverſicherung ent —

richtet worden ſind “).
Nach der R . V. O. erhält die dauernd invalide Witwe

des verſicherten Mannes Witwenrente , eheliche und die

dieſen rechtlich gleichgeſtellten Kinder ſowie im Be —

dürfnisfalle auch elternloſe Enkel unter 15 Jahren erhalten

Waiſenrente ( § 1259 , §S 1262 R. V. O. ) . Träger der In⸗

validen - und Hinterbliebenenverſicherung ſind die Landesver —

ſicherungsanſtalten ; die Verwaltung geſchieht durch die

Bezirksämter als Verſicherungsämter , denen bei Streitigkeiten
auch richterliche Befugniſſe zukommen .

Es empfiehlt ſich, daß ſich die noch nicht invalide Witwe

von der Landesverſicherungsanſtalt einen Rentenanwart⸗

ſchaftsbeſcheid ausſtellen läßt , aus dem die Höhe der Witwen —

rente für den Fall einer ſpäteren Invalidität zu erkenneniſt .
Als invalide gilt die Witwe , die nicht im Stande iſt ,

ein Drittel deſſen zu verdienen , was körperlich und geiſtig ge⸗

ſunde Frauen derſelben Art in derſelben Gegend durch Arbeit

zu verdienen pflegen .
Die nur vorübergehend invalide Witwe hat Anſpruch

auf Witwenkrankenrente und zwar vom Beginn der 27 .

Woche nach Eintritt der vorübergehenden Invalidität (§S 1258

der R. V. O. ) .
Um die infolge einer Erkrankung drohende Invalidität eines

Verſicherten oder einer Witwe abzuwenden , kann die Landes⸗

verſicherungsanſtalt ein Heilverfahren einleiten . Dies geſchieht

hauptſächlich bei beginnendem Lungenleiden . Die Art des Heil —
verfahrens muß ſich dem Charakter der Krankheit anpaſſen ( Kranken⸗

) Wegen der Erhaltung von Anwartſchaften und Antragsrechten
in der Invalidenverſicherung ſiehe Bekanntmachung vom 28. März 1918

( R. G. Bl S. 165 ) .
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haus , Geneſungsheim , Behandlung in der Wohnung , Gewährung
von Stärkungsmitteln uſw. ) . Die Satzung der Verſicherungs —
anſtalt kann den Vorſtand ermächtigen , den Rentenempfänger

auf Antrag in einem Invaliden - oder Waiſenhaus oder in einer

ähnlichen Anſtalt unterzubringen und dazu die Rente ganz oder

teilweiſe zu verwenden .

Die Waiſenrente iſt von der Witwenrente der Mutter

unabhängig ; ſie wird an die Empfangsberechtigten ausbezahlt , auch
wenn die Mutter wegen Erwerbsfähigkeit keine Witwenrente erhält .

Die Höhe der Witwenrente und der Waiſenrente

bemißt ſich nach der Zahl und der Höhe der Beiträge des Ver —

ſtorbenen ( Witwenrente : 75 —120 / ) ) , die Waiſenrente außer —
dem nach der Zahl der Kinder (z. Z. durchſchnittlich 45 /

jährlich ). Ein uneheliches Kind erhält denſelben Betrag ,
wenn die verſicherte Mutter ſtirbt . Die Renten beginnen frühe —

ſtens mit dem Todestag des Verſicherten . Die Witwenrente

fällt weg bei der Wiederverehelichung der Witwe , dagegen ſteht
die Waiſenrente einem Kinde , auch nach etwa erſolgter Adoption ,
bis zum vollendeten 15 . Lebeusjahre zu .

Wenn die Witwe auf Grund eigener Invalidenver⸗

ſicherung die Anwartſchaft aufrecht erhalten und die Wartezeit

erfüllt hat , ſo ſteht ihr beim Tode des verſicherten Mannes

ohne Rückſicht auf ihre Erwerbsfähigkeit eine einmalige
Abfindungsſumme im 12fachen Monatsbetrag der Wit⸗

wenrente , das ſogenannte Witwengeld , zu und ferner für jede

eheliche Waiſe bei Vollendung des 15 . Lebensjahres nach Fort⸗

fall der Waiſenrente eine einmalige Waiſenausſteuer im

Sfachen Monatsbetrag der Waiſenrente .
Die Beihilfe , die die ſelbſtverſicherte Witwe durch das

Witwengeld erhält , iſt eine ihr in wohlwollender Weiſe gewährte

Abfindungsſumme für den Ausfall der Witwenrente , die ihr
nicht gleichzeitig neben der Invalidenrente zugeteilt werden kann .

Auf demſelben Gedanken beruht auch die Gewährung der Waiſen —

) Rentenzulage . Nach einer unter dem 3. Januar 1918

erlaſſenen Bundesratsverordnung erhalten vom 1. Februar 1918 ab die

Empfänger von Invaliden⸗ und Krankenrenten ohne beſonderen Antrag
neben der laufenden Rente noch eine beſondere Teuerungszulage von

monatlich 8 / und die Empfänger von Witwen⸗ , Witwer - und Witwen⸗

krankenrenten eine ſolche von monatlich 4 / .
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ausſteuer ; auch hier iſt die Vorausſetzung , daß außer dem ver⸗

ſtorbenen Vater auch die Mutter gegen Invalidität verſichert iſt .
Die geſetzlichen Leiſtungen ſind auch für die Witwe und

die Waiſen vermißter Kriegsteilnehmer zu beantragen , die für

verſchollen gelten oder die nach Ablauf eines Jahres im

Wege des Aufgebotverfahrens für tot erklärt werden . “ )
Jede Witwe eines gefallenen oder verſtorbenen Kriegers ,

der zur Zeit ſeines Todes die Anwartſchaft erhalten und die

Wartezeit für die Invalidenrente erfüllt hat , erhält auf Antrag
als Ehrengabe Ginterbliebenenhilfe ) der Badiſchen Landes⸗

unterverſicherungsanſtalt für ſich 50 /

15 Jahren 25 .

„ für jede
Ein Rechtsanſpruch auf dieſe Hilfe beſteht

nicht ; ſie wird jedoch ohne Rückſicht darauf gewährt , ob die

Witwe ſelbſt verſichert war und damit ein Anſpruch auf Witwen⸗

geld und Waiſenausſteuer gegeben iſt oder nicht .
Die Kriegshinterbliebenenhilfe der Bad . Landesverſiche —

rungsanſtalt wird auch außerhalb Badens wohnenden Anſpruchs —

berechtigten gewährt , aber nur unter der Vorausſetzung ,
1. daß der Verſicherte vor ſeiner Einberufung zum Heere

in Baden gewohnt und gearbeitet hat und

2. daß während der Dauer ſeiner Verſicherung für

mindeſtens 100 Wochen Marken der Verſicherungs —
anſtalt Baden verwendet worden ſind.

Die Anträge auf die Leiſtungen der Invalidenverſicherung
ſind beim Bürgermeiſteramt oder beim Gr . Bezirksamt ( Verſicherungs⸗
amt ) zu ſtellen ! “) und zwar für

der ſtandesamtlichen
der Heiratsurkunde ,
der letzten Quittungskarte des Verſtorbenen

ο

Sterbeurkunde ,

Aufrechnungsbeſcheinigungen .

*) Siehe 8 1265 R. V. O. vom 19. Juli 1911 ( R. G. Bl .

und

die Witwenrente unter Beifügung

der

S. 509) .

Nach B. V. vom 12. Mai 1916 ( R. G. Bl. S. 371 ) wird der Zeitpunkt ,

von dem ab die Friſt des 1300 R. V. O. läuft — der Anſpruch auf das

Witwengeld verfällt , wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tode

des Ehemannes geltend gemacht wird — oder bis zu dem eine Behinde⸗

rung zur Stellung des Antrags nach §S 1253 R. V. O. angenommen wird

Schluß desjenigen Kalenderjahres— 1Jahr —regelmäßig auf den

verlegt , der dem Jahre folgt , in dem der Krieg beendigt wird .

) Das Miniſterium des Innern hat für das Großherzogtum Baden

beſtimmt , daß die Anſprüche an die Invaliden - und Hinterbliebenen⸗

verſicherung auch bei den Militärbehörden angemeldet werden können .



Für das Witwengeld muß zu 2 und 3 hinzutreten :
die letzte Quittungskarte der Witwe und die Aufrechnungs⸗

beſcheinigung oder der Rentenanwartsbeſcheid ;
für die Waiſenrenten : die Geburtsurkunden der Waiſen und

für die Waiſenausſteuer die Angabe der Landesverſiche —

rungsanſtalt , von der die Waiſenrente feſtgeſetzt war .

Alle Beurkundungen und Beſcheinigungen werden unent —

geltlich ausgeſtellt . Auch von der Landesverſicherungsanſtalt ;
Baden ( Invaliden - und Hinterbliebenenverſicherung ) wurden unter

dem 1. Februar 1915 beſondere „ Grundſätze zur Durchführung
der Kriegsfürſorge “ herausgegeben .

b) Krankenverſicherung .

Die Verſicherung gegen Krankheit erliſcht mit der Beendigung
der verſicherungspflichtigen Tätigkeit , alſo auch bei der Ein —⸗

berufung zum Heeresdienſt . War jedoch der verſtorbene Kriegs —

teilnehmer bei ſeiner Krankenkaſſe weiter verſichert , oder ſtarb er in

den drei erſten Wochen nach ſeiner Einberufung , ſo haben die hinter —

bliebene Witwe , die Waiſen , der Vater , die Mutter oder die Ge —

ſchwiſter , die mit dem Verſtorbenen bis zum Heereseintritt in häus —

licher Gemeinſchaft gelebt haben , nach S§ 201 bis 204 R . V. O.
Anſpruch auf Sterbegeld in der Höhe des 20 —40fachen

Betrages des Grundlohnes ( durchſchnittlicher Tagesverdienſt der

betreffenden Arbeiterklaſſe ) mit der Beſtimmung , davon zunächſt

die Koſten des Begräbniſſes zu bezahlen , wenn ſolche für die

Hinterbliebenen entſtanden ſind. Der Überſchuß fällt den Hinter⸗
bliebenen zu . Dabei ſchließt der zuerſt genannte Anſpruchs —⸗

berechtigte den folgenden aus .

Die Anſprüche ſind unter Vorlage der ſtandesamtlichen
Sterbeurkunde bei der Krankenkaſſe geltend zu machen, deren

Mitglied der Verſtorbene war ( Orts - , Land⸗, Betriebs - , Innungs⸗

oder Erſatzkaſſe ). Die ſtandesamtliche Sterbeurkunde iſt

beizulegen. 8

Kriegswochenhilfe .

Eine beſondere Wohltat gewährt die Krankenkaſſe den

Wöchnerinnen . Dieſe Hilfe ſchließt ſich an die Beſtim⸗

mungen der R . V . O . an und wird zunächſt nur ſelbſtverſicherten

Frauen zugebilligt .
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Durch die Krankenkaſſen iſt die große Mehrzahl aller erwerbs⸗

tätigen Frauen unter 2500 / Jahreseinkommen geſetzlich
gegen Krankheit verſichert . Sie bekommen in Krankheitsfällen
freie ärztliche Behandlung , freie Medikamente und ein Kranken⸗

geld von ½ bis / ihres Tagelohnes . Dasſelbe erhalten auch
die Wöchnerinnen als Wochenhilfe mit entſprechender Erwei⸗

terung der Leiſtungen (§S 195 Abſ. 1 R. V. O. ) .
Bald nach Ausbruch des Krieges wurde durch eine B . V. vom

3. Dezember 1914 , ergänzt durch Verordnung vom 28 . Januar

und 23 . April 1915 , 1. März , 6. Juni und 6. Juli 1917 ,
eine beſondere Kriegswochenhilfe geſchaffen und zwar
im Rahmen der Krankenkaſſe als Wochenhilfe des Reichs ,
die eine Zugehörigkeit der Wöchnerinnen oder ihrer Ehemänner

zur Krankenverſicherung vorausſetzt , und als Wochenhilfe
des Lieferungsverbandes , die überall da zur Wirkung
kommt , wo die Reichswochenhilfe nicht eintreten kann , weil die

angegebene Vorausſetzung fehlt , z. B. im Kreis der minder⸗

bemittelten , unverſicherten Familien von kleinen Gewerbetreibenden ,
deren Ernährer im Felde ſteht .

Die Kriegswochenhilfe des Reichs kann auch eine

Kriegerwitwe erlangen , wenn ſie oder ihr Ehemann auf
Grund der R . V. O. verſichert war und wenn die dabei vor⸗

geſchriebenen Bedingungen erfüllt worden ſind, die Wochen -
hilfe des Lieferungsverbands , wenn ſie minderbemittelt

iſt ; dies wird immer der Fall ſein , wenn ſie Kriegsunterſtützung
empfängt . Wochenhilfe und Familienunterſtützung können alſo
nebeneinander bewilligt werden . Ebenſo kann die Mutter

eines unehelichen Kriegerkindes dieſer Kriegsfürſorge
teilhaftig werden ( B. V. vom 23 . April 1915 ) , vorausgeſetzt , daß

ſie im letzten Jahr mindeſtens 6 Monate auf Grund der R . V. O.
bei einer Krankenkaſſe verſichert war , oder wenn das Kind Reichs⸗
familienunterſtützung erhält . Auch auf die Geburt unehelicher
Kinder von Kapitulanten iſt die Wochenhilfe durch B . V. vom

1. März 1917 ausgedehnt worden ) .
Als Wochenhilfe wird gewährt :

J. Ein einmaliger Beitrag zu den Koſten der Entbindung ,
in der Höhe von 25 / ,

) Die Wochenhilfe erhalten ferner Wöchnerinnen , die vor der

Niederkunft ſechs Monate im vaterländiſchen Hilfsdienſt beſchäftigt waren ;
dieſe Wochenhilfe iſt auch für das uneheliche Kind zu gewähren .

7

99



eine Beihilfe bis zu 10 % für Hebammendienſte und

ärztliche Behandlung , falls eine ſolche nötig war ,

3. ein Wochengeld von 1 . 50 / täglich für 8 Wochen ,

von denen mindeſtens 6 in die Zeit nach der Ent⸗

bindung fallen müſſenk ) und

4. ein Stillgeld von täglich 50 von der Geburt an

für die Dauer von 12 Wochen , ſofern die Mutter

das Kind ſelbſt ſtillt .

Den Antrag auf Wochenhilfe hat die Wöchnerin bei der

zuſtändigen Krankenkaſſe zu ſtellen oder bei der Gemeinde , aus

deren Kaſſe ſie Kriegsunterſtützung bezieht . Die Bewilligung
und Auszahlung erfolgt bei Kaſſenmitgliedern oder Mitglieder —
frauen durch die Krankenkaſſen , ſonſt durch die Kriegsunter —
ſtützungskommiſſionen des Lieferungsverbandes .

Die Reichswochenhilfe hat ſich als beſondere Kriegswohl —
fahrtspflege ſehr bewährt , und es iſt zu wünſchen , daß ſie auch

nach dem Kriege im Intereſſe einer geſunden Bevölkerungspolitik

beibehalten wird .

c) Die Angeſtelltenverſicherung , Privatverſicherung .

Die Witwe und die ehelichen Kinder unter 18 Jahren eines

nach dem Reichsgeſetz vom 20 . Dezember 1911 verſicherten
Privatbeamten , der im Kriege gefallen oder an den Folgen
einer Kriegsbeſchädigung geſtorben iſt , haben Anſpruch auf

Rentenbezug ! ) .

— Als Hinterbliebenenrenten kommen dabei in Betracht :

a) Witwenrente , ohne Rückſicht auf die Erwerbs⸗

fähigkeit ,
b) Waiſenrenten , auch an uneheliche Waiſen weib —

licher Verſicherter .

Nach § 396 des Verſicherungsgeſetzes iſt dieſer Rentenbezug
an die Erfüllung einer Wartezeit geknüpft , die mindeſtens 60

Beitragsmonate beträgt ; die im Heeresdienſt verbrachten Monate

*) Die Erhöhung des Wochengeldes von 1 /ä ( dem früheren Satz )

auf 1. 50 % wurde erſt durch eine Bekanntmachung des Reichskanzlers
vom 6. Juni 1917 ( R. G. Bl . S. 474 ) verfügt .

) Drurch B. V. iſt vor kurzem die Erhöhung der bisherigen Gehalts⸗

grenze von 5000 / auf 7000 / verfügt worden .
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werden als volle Beitragsmonate in Anrechnung gebracht . Da

das Geſetz über die Angeſtelltenverſicherung aber erſt ſeit dem

1. Januar 1913 in Kraft iſt , konnten Hinterbliebenenrenten

aus der Angeſtelltenverſicherung bisher früheſtens mit dem

J. Januar 1918 gewährt werden . Ein Anſpruch auf eine Rente

kann jedoch nach §S 395 des Geſetzes vor Ablauf der fünfjährigen
Wartezeit dann erhoben werden , wenn der Verſicherte von der

für die Kriegszeit gewährten Befugnis Gebrauch gemacht hat ,

durch Kapitaleinzahlung die Wartezeit abzukürzen . In den

Fällen , in denen noch kein Anſpruch auf Rentenbezug beſteht ,
wird beim Tode des Verſicherten die Hälfte der Beiträge zurück—⸗
erſtattet ; bei freiwillig Verſicherten ſind nach einer B . V. / der

Beiträge zurückzuzahlen . Der Anſpruch auf dieſe Rückzahlung
ſteht lediglich der Witwe , oder wenn eine Witwe nicht vorhanden

iſt , den ehelichen Kindern unter 18 Jahren , nicht auch den

Eltern oder Geſchwiſtern des Verſtorbenen zu ; er erliſcht nach
einem Jahre ) .

Nach der B . V. vom 11 . Mai 1916 ( R. G. Bl . S . 370 )

beginnt bei Kriegsvermißten dieſe Friſt aber erſt mit dem

Tage der Eintragung des Sterbefalls in das Regiſter oder mit

dem Tage , an dem das Urteil über Todeserklärung ergeht ,
ſpäteſtens mit dem Schluß des Kalenderjahres der Kriegsbeendi —
gung . Die geſetzlichen Leiſtungen werden auch dann gewährt ,
wenn der Verſicherte verſchollen iſt ; er gilt als verſchollen ,
wenn während eines Jahres keine glaubhaften Nachrichten von

ihm eingegangen ſind und die Umſtände ſeinen Tod wahrſchein⸗
lich machen ) .

Der Anſpruch auf Hinterbliebenenrente iſt unter Bei⸗

fügung der urkundlichen Belege bei dem Rentenausſchuß
Berlin der Angeſtelltenverſicherung in Berlin - Wilmersdorf ,

Hohenzollerndamm 193/195 , geltend zu machen und zwar für
Kinder unter 16 Jahren vom Vormund ; die minderjährigen

Anſpruchsberechtigten zwiſchen 16 und 21 bezw. 18 Jahren

können den Antrag ſelbſtändig ſtellen .

über die Verlängerung der Friſten in der Angeſtelltenverſicherung

ſiehe Bekanntmachung vom 28. März 1918 ( R. G. Bl. S . 167 ) .

a*) Vergl . H .D. 1915/16 S. 269 : Kriegsverſchollenheit und Sozial⸗

verſicherung .



8 ſind einzureichen :

J . von der Witwe :

a) eine ſtandesamtliche Sterbeurkunde des Kriegs —
teilnehmers ,

b) eine nach dem Sterbetage des verſicherten
Angeſtellten ausgeſtellte ſtandesamtliche Heirats —

urkunde , nicht Trauſchein ,
e) die Verſicherungskarte der Angeſtelltenverſicherung

des Verſtorbenen ;
II . von hinterlaſſenen Kindern unter 18 Jahren :

a) die ſtandesamtlichen Sterbeurkunden der Eltern ,

b) die ſtandesamtlichen Geburtsurkunden der an —

ſpruchsberechtigten Kinder ,

o) eine polizeiliche Beſcheinigung , daß weitere Kinder

unter 18 Jahren nicht vorhanden ſind ,

d) die Verſicherungskarte der

des Verſtorbenen ,

e) ſofern der Antrag vom Vormund geſtellt wird ,

deſſen Beſtallung .
Alle für den Erſtattungsanſpruch erforderlichen Urkunden

werden nach § 337 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte

gebühren⸗ und ſtempelfrei ausgeſtellt .
über die Geltendmachung von Anſprüchen aus der Privat⸗

verſicherung ſagt der Leitfaden des Kriegsminiſteriums :

„ Es empfiehlt ſich dringend , nach dem Tode des Ver —

ſicherungsnehmers ſobald als möglich an die Verſicherungs⸗
geſellſchaft wegen Ordnung der Verſicherungsangelegenheit
heranzutreten .

Behufs Wahrung etwaiger Ausſchlußfriſten iſt in allen

Fällen , in denen durch den Tod oder die Invalidität des Ver⸗

ſicherten eine Leiſtung fällig wird , der Geſellſchaft unverzügliche
Anzeige zu erſtatten ; auch ſind die in den Verſicherungs⸗
bedingungen vorgeſehenen Belege und Nachweiſungen ſobald als

möglich nachzuliefern .

Private Sterbe - , Penſions - , Krankenkaſſen
und ähnliche Einrichtungen haben nicht ſelten während des

Krieges ihre Leiſtungspflicht zugunſten der Verſicherten
erweitert . Der Wortlaut der Satzungen und allgemeinen⸗

Verſicherungsbedingungen , die ſich im Nachlaß vorfinden , iſt—
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alſo nicht in allen Fällen ohne weiteres maßgebend . Daher iſt

Anfrage bei der Leitung der Kaſſe zu empfehlen .

In zweifelhaften Fällen wende man ſich an die zuſtändige

Aufſichtsbehörde ) . “

Weitere Leiſtungen für Kriegshinterbliebene

ſind unter Umſtänden noch von Berufsorganiſationen , Stif⸗

tungen uſw . zu erlangen . Neben eigenen Bemühungen der

Hinterbliebenen um Feſtſtellung der gegebenen Verhältniſſe wird

auch die ſoziale Hinterbliebenenfürſorge die Möglichkeit , noch

andere Vergünſtigungen für ihre Schutzbefohlenen zu erhalten ,

im Auge behalten und deren Erlangung mit allen Mitteln

fördern und unterſtützen .

J2
3 * 22—lie Kriegshintechliebenenverſorgung in Verbindung

mit dem Beamtengeſetz .

1

Neben dem Militärhinterbliebenengeſetz vom 17 . Mai 1907

gelten für die Angehörigen von badiſchen Staatsbeamten , die auf

dem Feld der Ehre fielen , auch die Beſtimmungen des Beamten⸗

geſetzes ( §§ 55 , 59 —- 71 ) .

Hatte ein etatmäßiger Staatsbeamter einen

Anſpruch auf Ruhegehalt bereits erdient (§ 34 B. G. ) , ſo erhalten

ſeine Hinterbliebenen das geordnete Witwen - und Waiſengeld

) Über die Wiederherſtellung einer mit einem privaten Verſicherungs⸗

unternehmer geſchloſſenen Lebens - oder Krankenverſicherung , deren Rechte

nach dem 31. Juli 1914 erloſchen oder gemindert ſind , weil der Verſiche⸗

rungsnehmer ſeine Verpflichtung zur Beitragszahlung nicht rechtzeitig erfüllt

hat , ſ. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Dez . 1917 ( R. GüBl .

S. 1121 ) , A. M. 1918 Nr . 3, S. 22, Nr . 25, S. K. 1918 , Nr . 4, S. 39.

Die Friſt , innerhalb deren die Wiederherſtellung vom Verſicherungs⸗

nehmer beantragt werden muß , läuft zwar erſt 6 Monaten nach Beendi⸗

gung des Krieges ab, doch iſt in der erwähnten Verordnung dafür

geſorgt , daß dem Verſicherungsnehmer jetzt ſchon die Möglichkeit gegeben

iſt , ſich die ihm gebotenen Vorteile zu ſichern , indem er unmittelbar beim

Vorſtand ( Direktion der Geſellſchaft , nicht beim Agenten oder ſonſtigen

Geſchäftsſtellen ) ſchriftlich beantragt , daß die Verſicherung wieder herge⸗

ſtellt wird . Dadurch erwirbt er ſich den Vorteil , daß ihm ſeine Rechte

gewahrt bleiben , ſelbſt wenn der Verſicherungsfall nach der Stellung des

Antrags , aber vor erfolgter Wiederherſtellung der Verſicherung eintritt .
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nach §§ 61/62 , 68 B. G. neben dem ungekürzten Kriegs —
witwen - und Waiſengeld ) .

Der Anſpruch auf Ruhegehalt beginnt nach zehnjähriger
Dienſtzeit eines Beamten im Beamtenverhältnis

mit 35 vom Hundert und ſteigt mit den weiteren Dienſt —
jahren halbjährlich

um 0,8 vom Hundert bis zu 75 ͤ des Einkommensanſchlags .
Das Witwengeld beſteht aus 30 vom Hundert des

maßgebenden Einkommensanſchlags , der dem Verſtorbenen ur —

kundlich zugeſichert war .

Das Waiſengeld neben dem Witwengeld , alſo für eine

Halbwaiſe , beſteht aus zwei Zehnteln des Witwengeldes ,
ohne das Witwengeld für eine Vollwaiſe aus vier Zehnteln
des Witwengeldes ; bei mehr Kindern wird das Waiſengeld
entſprechend abgeſtuft . (§S 62 des B . G. )

Der Anſpruch der Hinterbliebenen von Lehrern und Beamten ,
denen eine Zivilpenſion zuſteht , auf die volle Kriegsverſorgung wird von
der Militärverwaltung erſt ſeit kurzem auf Grund einer reichsgerichtlichen
Entſcheidung anerkannt . Der Reichsmilitärfiskus hatte bisher die Beſtim⸗

mungen des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 dahin

ausgelegt , daß bei niederen militäriſchen Dienſtgraden die Zivilpenſion
als allgemeine Verſorgung gelten müſſe und den betreffenden Witwen nur
eine Kriegsverſorgung von 100 —300 / , den Waiſen eine ſolche von
108 % zu gewähren ſei (§88 20 a und 21 a des M. H. G. ) . Nach einer

Entſcheidung des Reichsgerichts vom 22. Dezember 1916 wurde jedoch
eine ſolche Verkürzung der Kriegsverſorgung als unzuläſſig erklärt , da die

Penſionsanſprüche der Beamten nicht als allgemeine Verſorgung wie die
aus einer Stellung beim Heere anzuſehen ſei . Nach dieſer jetzt vorliegenden
Entſcheidung wird die Neuregelung der Militärverſorgungsgebührniſſe der

betreffenden Witwen und Waiſen durch das Kriegsminiſterium erfolgen .
Eines beſonderen Antrages der Hinterbliebenen bedarf es nicht . ( Erlaß
des K. M. vom 21. 2. 17 Nr . 4012/1 . 17. C. 3 V. )

Ein Erlaß des K. M. vom 24. 4. 17. Nr . 2683/4 . 17. C. 3. V.

beſtimmt den Begriff „ allgemeine Verſorgung “ folgendermaßen näher :
Als „ allgemeine Verſorgung “ im Sinne der 88 20, 21 , 29 Nr . 4 des

M. H. G. vom 17. Mai 1907 iſt nur die allgemeine Verſorgung anzuſehen ,
die auf Grund der Vorſchriften des Abſchnittes JLdes Geſetzes als Witwen⸗
und Waiſengeld aus Mitteln der Heeresverwaltung bewilligt und gezahlt
wird . Demgemäß wird die Ziffer 14 J der Ausführungsbeſtimmungen
zu dem genannten Geſetz ( A. V. Bl . 1907 S. 246 ) hiermit aufgehoben , nach
der unter allgemeiner Verſorgung auch die den Hinterbliebenen aus der

Anſtellung oder Beſchäftigung des Verſtorbenen im Zivildienſt erwachſenen
Anſprüche auf Witwen⸗ und Waiſengeld zu verſtehen ſind . S. K. 1917 ,
Nr . 8, S . 102 .



riegs⸗

hriger

iienſt⸗

hlags .
t des

r⸗

r eine

eldes ,

jnteln

ngeld

amten ,
d von

tlichen

eſtim⸗

dahin

enſion

n nur

evon

einer

jedoch
da die

ie die

enden

ſe der

olgen .

Erlaß

3.

äher :
4 des

ſehen ,
twen⸗

ezahlt

ingen

nach

5 der

ſenen

1917 ,

105

Hatte ein ſolcher Beamter einen geſetzlichen Anſpruch auf

Ruhegehalt aus ſeiner Zivilſtellung noch nicht erdient , ſo er —

halten ſeine Hinterbliebenen beim Vorliegen der in §S 65 B . G.

angegebenen Vorausſetzungen neben dem ungekürzten Kriegs —
witwen - und Waiſengeld ( §8 20 b und 21b M. H. G. ) wider —

ruflichen Verſorgungsgehalt aus der badiſchen Staatskaſſe .
Die Höhe desſelben iſt durch die Beſtimmung in §S 65 Abſ. 2

B. G begrenzt . Verſorgungsgehalt aus der badiſchen Staatskaſſe und

Kriegsverſorgung zuſammen dürfen jedenfalls nicht mehr betragen ,
als die Hinterbliebenen eines Beamten mit Anſpruch auf Ruhe —
gehaltsverſorgung (alſo mit 10 Dienſtjahren ) erhalten können .

Bei Vermißten wird das Zivildienſteinkommen des ver —

heirateten Beamten noch 6 Monate nach dem Monat des Ver —

mißtſeins an die Familienangehörigen weiter bezahlt . Wird der

Tod nachträglich auf einen früheren Zeitpunkt feſtgeſtellt , ſo findet
eine Aufrechnung des zu viel bezahlten Einkommens auf die den

Hinterbliebenen zuſtehenden Hinterbliebenenbezüge ſtatt . Nach
6 Monaten des Vermißtſeins wird aus der Badiſchen Staats⸗

kaſſe an Stelle des Dienſteinkommens ein Vorſchuß in der Höhe
der zuſtändigen Hinterbliebenenbezüge geleiſtet bis zur endgültigen
Regelung des Verſorgungsgehaltes .

Für die Kriegshinterbliebenen von Reichsbeamten gelten
die maßgebenden Beſtimmungen des Militär - und des Reichs⸗
beamtenhinterbliebenengeſetzes , beide vom 17 . Mai 1907 .

Nach § S 47 , 49 des Reichsbeamtengeſetzes wird die

Zeit des aktiven Militärdienſtes berückſichtigt und für jeden Krieg

zu der Dienſtzeit mindeſtens 1 Jahr weiter gerechnet .
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